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Vorwort

Baulandmanagement galt bislang als Synonym für die strategische Baulandbereitstel-
lung. Baulandmanagement als Bestandteil einer nachhaltigen Stadtentwicklung ist 
jedoch mehr als die reine Entwicklung von Agrarland zu Bauland. Ein ganzheitliches 
Baulandmanagement muss im Sinne einer nachhaltigen Stadtentwicklung den ge-
samten Flächenwirtschaftskreislauf steuern. Dies beinhaltet auch den Umgang mit 
Nutzungsaufgaben. In Zeiten des wirtschaftlichen Wachstums und in Folge steigender 
Siedlungsflächennachfrage ist zweifellos die Baulandbereitstellung Hauptaufgabenfeld 
des Baulandmanagements. In Zeiten demographischen Wandels und wirtschaftlicher 
Schrumpfung rücken aber die nachfolgenden Abschnitte des Lebenszyklus von Flächen 
in den Vordergrund.

Vor diesem Hintergrund hat sich das Aufgabenspektrum des Baulandmanagements be-
reits in vielen nordrhein-westfälischen Städten und Gemeinden verschoben und auch 
die noch prosperierenden, wachsenden Gemeinden müssen sich auf zukünftig geänderte 
Rahmenbedingungen einstellen.

Die Verwertungszyklen werden kürzer und die Anzahl der Nutzungsaufgaben steigt. 
Dieser Prozess ist aber lediglich Ausdruck der fortschreitenden Temporalität unserer Zeit, 
in der durch immer umfassendere und schneller zu erlangende Information sowie einer 
fortschreitenden Mobilisierung Verwertungszyklen immer kürzer werden, da Anbieter 
und Nachfrager sich weitaus schneller auf neue Trends einstellen können und auch müs-
sen. Temporäre Nutzungen sind nicht nur zeitgemäß, sondern sie ermöglichen auch einen 
flexiblen Umgang mit sich schnell ändernden Nachfragesituationen.



Die Erfahrungen aus den neuen Bundesländern mit Zwischennutzungen lassen darüber 
hinaus auch weitergehende positive Impulse für die Stadtentwicklung erhoffen. Ein-
schränkungen ergeben sich durch ungesteuerte Entwicklungen. Gerade die Gefahr einer 
Verstetigung von weniger erlösträchtigen Nutzungen ist bislang ein Hemmnis – insbe-
sondere in den Augen der jeweiligen Grundstückseigentümer.

An diesem Punkt setzt die vorliegende Studie an. Sie führt die bisherigen Erfahrungs-
werte mit Zwischennutzungen zusammen und überträgt diese Informationen auf die 
nordrhein-westfälischen Rahmenbedingungen. Die vorliegenden Informationen und 
Hinweise sollen den nordrhein-westfälischen Städten und Gemeinden helfen, Zwischen-
nutzungen zu initialisieren und für ein nachhaltiges ganzheitliches Baulandmanagement 
zu instrumentalisieren. Sie wendet sich darüber hinaus auch an alle anderen Akteure des 
Bodenmarktes, insbesondere die Grundstückseigentümer.

Unser Dank gilt den Institutionen, Personen und Kanzleien, die uns Vertragsbeispiele zur 
Verfügung gestellt haben sowie dem Landesforstamt NRW, der LEG und dem Stadtum-
baubüro Gelsenkirchen für die Bereitstellung von Fallbeispielen. Ohne deren Mithilfe 
wäre diese Arbeit nicht möglich gewesen.
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I  Einleitung

Nordrhein-Westfalen hat in den letzten 
Jahrzehnten einen intensiven Struktur-
wandel erlebt. Ehemalige Industriezweige, 
wie bspw. Montan- und Textilindustrie, 
die maßgeblich den wirtschaftlichen Auf-
schwung in den Nachkriegsjahren getra-
gen hatten, befinden sich verstärkt seit den 
1980er Jahren auf einem stetigen Rückzug. 
Ehemals durch diese flächenintensiven In-
dustriezweige genutzte Grundstücke liegen 
nach der Aufgabe „erst einmal“ brach. Auch 
viele militärische Standorte in Nordrhein-
Westfalen wurden aufgegeben oder werden 
in absehbarer Zukunft aus der militärischen 
Trägerschaft entlassen. Hierdurch entsteht 
ein weiteres Brachflächenpotential. Hinzu 
kommen noch erhebliche Flächenpotenti-
ale im Eigentum der Deutschen Bahn, die 
nicht mehr betriebsnotwendig sind und da-
her vermarktet werden sollen sowie durch 
Einwohnerverluste verursachte Nutzungs-
aufgaben in den Wohnsiedlungsbereichen 
oder im Bereich der Infrastruktur (bspw. 
Kindergärten, Schulen, Polizeiwachen etc.). 

Sofern eine wirtschaftliche Nachnutzung 
möglich ist, wird diese in den meisten Fäl-
len auch realisiert. Für eine Vielzahl von 
Brachen besteht aufgrund von stärkeren 
Verunreinigungen, der Lage oder der noch 
aufstehenden Bausubstanz diese Möglich-
keit nicht (sofort). Die demographischen 
und wirtschaftlichen Rahmenbedingungen 
lassen zudem eine Reaktivierung dieser 
Brachflächen vielfach nicht zu. Nur unter 
entsprechendem Nutzungsdruck wäre eine 
Revitalisierung dieser Flächen möglich.

Sich selbst überlassene Brachen können 
das Stadtbild negativ beeinflussen. Sie  
visualisieren den städtebaulichen Verfall 
und den wirtschaftlichen Niedergang. Wird 
der Brache keine Nutzung zugewiesen, 
kann sich eine Eigendynamik entwickeln, 
die im Ergebnis wilde Müllkippen, unge-
plante Parkplätze oder einfachste gewerb-
liche Nutzungen (Schrotthändler etc.) zur 
Folge haben. Hierdurch kann sowohl das 
städtebauliche Umfeld negativ mitgeprägt 
werden, als auch eine nachfolgende Nut-
zung blockiert werden, wenn bspw. Bo-
denkontaminationen aus einer solchen un-

geplanten „Zwischennutzung“ erwachsen 
(sog. „trading-down effect“).

Der Begriff „Zwischennutzung“ ist aber 
nicht nur negativ besetzt. Er steht auch für 
die Minderung der durch die Nutzungsauf-
gabe induzierten Verluste der Flächenei-
gentümer, für ein großes kreatives Poten-
tial und in der Folge für die Aufwertung 
städtischer Quartiere durch Grünflächen, 
Parkanlagen, Mietergärten, sportliche und 
künstlerische Nutzungen etc.

Gerade in Zusammenhang mit der zurzeit 
wieder verstärkt geführten Diskussion um 
eine verminderte Flächeninanspruchnahme 
und das Modell einer Flächenkreislaufwirt-
schaft darf sich auch das Baulandmanage-
ment – sei es in schrumpfenden oder auch 
in wachsenden Städten und Gemeinden – 
der Instrumentalisierung „temporärer Nut-
zungen“ nicht verschließen.

Das Phänomen der Zwischennutzung ist 
kein neues. Insbesondere im Rahmen des 
Stadtumbaus in den neuen Bundesländern 
wurden Zwischennutzungen teilweise ge-
zielt eingesetzt, um Phasen des Brachlie-
gens und des Leerstandes zu überbrücken – 
teilweise mit beachtenswerten Erfolgen. 
Zwischennutzungen können ein beacht-
liches Potential positiver Effekte in künst-
lerisch/kreativer, städtebaulicher, sozialer, 
umweltbezogener und wirtschaftlicher 
Hinsicht aufweisen.

Können diese Potentiale gesteuert werden? 
Können Zwischennutzungen sogar instru-
mentalisiert werden, um bestimmte Ziel-
setzungen zu erreichen? Ein Bejahen dieser 
Fragen würde bedeuten, dass der Stadtpla-
nung, aber auch allen anderen beteiligten 
Akteuren ein sehr vielseitig anwendbares 
Instrument zur Bewältigung der durch den 
Strukturwandel und den demographischen 
Wandel entstehenden Aufgaben an die 
Hand gegeben würde.

Speziell für Nordrhein-Westfalen stellt sich 
darüber hinaus die Frage, ob die in den 
neuen Bundesländern mit Zwischennut-
zungen gemachten Erfahrungen auch auf 

1 Anlass und Zielsetzung der Studie
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NRW übertragbar sind. Auch gibt es bis-
lang nur vereinzelt Veröffentlichungen, die 
praktische Hinweise für die Umsetzung von 
Zwischennutzungen geben. Die Fragen nach 
den zu beachtenden geltenden Rechtsvor-
schriften (Baugesetzbuch, Landesbauord-
nung usw.), nach den städtebaulichen und 
privatrechtlichen Instrumenten, die zur 
Realisierung von Zwischennutzungen ge-
eignet sind, den finanziellen Vorteilen, den 
möglichen bzw. zu empfehlenden Vertrags-
inhalten sowie der Möglichkeit der Berück-
sichtigung von Zwischennutzungen als 
ökologische Ausgleichsfläche sind bislang 
in keiner Veröffentlichung zusammenfas-
send beantwortet worden.

Die vorliegende Studie versucht Antworten 
auf die oben angeführten Fragen zu geben. 
Sie soll durch gezielte Informationen zu 
den genannten Themenkomplexen die Ent-
scheidung der einzelnen Akteure für oder 
gegen eine Zwischennutzung erleichtern 
und Hilfestellung zu drängenden Fragen 
der Umsetzung bieten.
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Die im Vorfeld der Erarbeitung erfolgte 
Auseinandersetzung mit der einschlägigen 
Literatur sowie Gespräche mit verschie-
denen Akteuren der Stadtplanung und des 
Grundstücksmarktes haben insbesondere 
einen Aspekt von Zwischennutzungen her-
vorgehoben:

Welche Nutzung auch als „Zwischennut-
zung“ bezeichnet werden kann, wird sehr 
unterschiedlich aufgefasst. Eine eindeutige 
Definition gibt es nicht. Die in der Litera-
tur auffindbaren Definitionen sind eben-
falls sehr unterschiedlich und resultieren 
hauptsächlich aus der Auseinandersetzung 
mit dem Thema in den neuen Bundeslän-
dern. Teilweise subsumieren diese Defini-
tionen in NRW bereits seit Jahrzehnten 
ausgeübte Nutzungsformen, während die 
beteiligten Akteure die betreffende Nut-
zung niemals als „Zwischennutzung“ de-
klariert hätten.

Hieraus ergeben sich auch Implikationen 
bezüglich des Aufbaus der Studie:

Zuforderst ist der Begriff der „Zwischen-
nutzung“ für die vorliegende Studie unter 
Berücksichtigung der speziellen Rahmen-
bedingungen in NRW zu definieren. 

2 Aufbau der Studie
Bei Nutzungen, die als Zwischennutzung 
eingestuft werden konnten, wurde auf 
Interviews als Informationsquelle und als 
Multiplikator für weitere Ansprechpartner 
abgestellt. Darüber hinaus wurde die beste-
hende Literatur gesichtet und ausgewertet 
sowie ein Werkstattgespräch mit mehreren 
Referenten zu dem Thema „Temporäre Nut-
zungen“ durchgeführt, welches der Diskus-
sion, der Auswahl geeigneter Gesprächs-
partner und auch der Schwerpunktsetzung 
bei der Studienausarbeitung diente. Auf 
Grundlage der so erhaltenen Informationen 
wurden drei Nutzungen (Fallbeispiele) aus-
gewählt.

Der inhaltliche Aufbau der Studie gliedert 
sich in drei Themenkomplexe:

1.	 Einleitend werden Zwischennutzungen 
– so wie sie in dieser Studie aufgefasst 
werden - definiert und die Vorausset-
zungen für das Entstehen von Zwi-
schennutzungen aufgeführt (vgl. Kap. 
II). Auch werden einleitend verschie-
dene Möglichkeiten der Kategorisierung 
von Zwischennutzungen (vgl. Kap. III) 
sowie die wichtigsten Akteure und de-
ren Zielsetzungen (vgl. Kap. IV) darge-
stellt.
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Abb. 1: Aufbau der Studie
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2.	 Der zweite Themenkomplex beschäftigt 
sich in erster Linie mit der Umsetzung 
von Zwischennutzungen und den da-
mit einhergehenden Fragestellungen. 
Hierunter fallen die Kosten und Finan-
zierung von Zwischennutzungen (vgl. 
Kap. VI), die praktische Umsetzung über 
Instrumente des Planungs- und des 
Privatrechts (vgl. Kap. V. 1), die bei der 
Umsetzung zu beachtenden Rechtsvor-
schriften (vgl. Kap. V. 2 und 3) sowie 
die Möglichkeit des ökologischen Aus-
gleichs durch Zwischennutzungen (vgl. 
Kap. VI). Das anschließende Kapitel VII 
betrachtet die Grundstückswertfragen 
bei zwischengenutzten Flächen und 
gibt Hilfestellungen hinsichtlich der 
methodischen Vorgehensweise bei der 
Grundstückswertermittlung zwischen-
genutzter Flächen.

3.	 Der drit te Themenkomplex s tellt 
den Bezug zur Praxis dar. Er bein-
haltet die Dokumentation der Fall-
studien (vgl . Kap. VIII),  stellt die 
Vor- und Nachteile von „temporären 
Nutzungen“ zusammen (vgl. Kap. IX), 
skizziert ein kurzes Fazit (vgl. Kap. X) 
und gibt über die im Anhang dargestell-
ten Vertragsbeispiele Hinweise zu mög-
lichen vertraglichen Regelungen.

Für die Erfassung der wesentlichen Inhalte 
sei auf die Kurzfassung am Ende der Arbeit 
verwiesen (vgl. Kap. XI).
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1 Brachen und Leerstand
als Voraussetzung für Zwischennutzungen
Baulich genutzte Flächen unterliegen in der 
Regel einem Nutzungszyklus (vgl. Abb. 2). 
Es kann eine Einteilung in eine Planungs-
phase und eine Nutzungsphase vorgenom-
men werden. Am Ende steht die Nutzungs-
aufgabe: Flächen fallen brach und Gebäude 
stehen leer.

Nach der Nutzungsaufgabe wiederholt sich 
der Nutzungszyklus im modellhaften Flä-
chenkreislauf.1 

Grundsätzlich sind im Anschluss an die 
Nutzungsaufgabe vier verschiedene Ent-
wicklungen möglich (vgl. auch Abb. 3):

II  Einführung in das Thema

1.	 die sofortige Wiedernutzung2 
2.	 die sofortige Umnutzung3 
3.	 die Renaturierung4 
4.	 das Brachliegen (anschließend Nr. 1, 2 oder 

3 oder eine Zwischennutzung).5

Auch wenn das Brachfallen von Flächen kein 
neues Problem ist, so hat sich sowohl die 
Dauer der einzelnen Nutzungsphasen ver-
kürzt, als auch die Anzahl der Brachen bzw. 
der leerstehenden Gebäude zugenommen.

Die Dauer der einzelnen Nutzungsabschnitte 
ist unterschiedlich und in erster Linie von 
der Nutzungsart und der wirtschaftlichen 
Lage abhängig. In einem schwierigen wirt-
schaftlichen Umfeld ist zum einen die Nut-
zungsaufgabe eher wahrscheinlich und zum 
anderen die Wiedernutzung bzw. Umnut-
zung weniger wahrscheinlich. Der Flächen-
bedarf ist schlicht geringer. Der sich vollzie-
hende demographische Wandel überlagert 
und forciert diese Entwicklung noch.

Die zeitlich begrenzte Funktionslosigkeit 
von Brachen und von leerstehenden Ge-
bäuden ist aber auch Voraussetzung für 
eine Neunutzung dieser Flächen. Ist die 
„traditionelle“ Planung in Verbindung mit 
den wirtschaftlichen Interessen der Eigen-
tümer nicht in der Lage eine konkrete Nut-
zungszuweisung auszuloben, ist dies die 
Chance für eine temporäre Nutzung von 
Flächen, die nicht der eigentlichen (lang-
fristigen/dauerhaften) Nutzungszuweisung 
entspricht. Entweder wird diesen Flächen 
eine neue, zeitlich begrenzte Nutzung zu-
gewiesen (geplante Zwischennutzung) oder 
aber die Fläche wird für eine andere Nut-
zung annektiert.

Zwischennutzungen werden aufgrund von 
Bedürfnissen realisiert. Auch Zwischennut-
zungen haben daher nur Bestand, wenn 
sie von den jeweiligen Konsumenten (resp. 
Nutzern) nachgefragt bzw. unterstützt 
werden. Sie sind demnach sozusagen Teile 
einer alternativen Ökonomie, die sich expe-
rimentell und flexibel nach dem jeweiligen 
Bedarf richtet.6 

Abb. 3: 	Entwicklungsvarianten nach einer Nutzungsaufgabe

Abb. 2: 	Nutzungszyklus von Flächen

1 vgl. hierzu auch: Bundesamt für Bau-
wesen und Raumordnung 2006

2 Wiedernutzung meint ganz allgemein 
das Weiterführen der alten planungs-
rechtlichen Nutzungszuweisung.

3 In Abgrenzung zur Wiedernutzung 
ist bei der Umnutzung von einer 
geänderten planungsrechtlichen 
Nutzungszuweisung auszugehen (bspw. 
Wohnnutzung auf einer ehemaligen 
Gewerbebrache).

4 Die Flächen werden dauerhaft über 
das Planungsrecht einer baulichen 
Nutzung entzogen. Der Flächenkreis-
lauf wird langfristig, ggf. für immer 
unterbrochen.

5 vgl. Stinner 1998, S. 8

6 vgl. hierzu auch Häußermann, Siebel 
1987, S. 169
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Der Begriff der „Zwischennutzung“ ist 
nicht in Gesetzen oder Verordnungen de-
finiert. Eine zeitlich begrenzte Zwischen-
nutzung weist aus rechtlicher Sicht keine 
Unterschiede zu einer zeitlich unbegrenz-
ten Nutzung auf. Sämtliche rechtliche An-
forderungen, die je nach Nutzung und pla-
nungsrechtlicher Situation für langfristig 
projektierte Nutzungen gelten, gelten auch 
für Zwischennutzungen.

In der verfügbaren Literatur wird zwar im-
mer wieder der Versuch unternommen, den 
Begriff der Zwischennutzung zu definie-
ren, jedoch weichen die einzelnen Definiti-
onen auch voneinander ab. Der Begriff der 
Zwischennutzung (auch temporäre Nut-
zung genannt) ist daher nicht eindeutig 
bestimmt. 

In der Studie „Zwischennutzung und neue 
Freiflächen – städtische Lebensräume der 
Zukunft“ des Bundesamtes für Bauwesen 
und Raumordnung (BBR) werden Zwischen-
nutzungen als „neue Formen der Gestaltung 
und Nutzung auf brachgefallenen Flächen 
bezeichnet, die ohne Wechsel des Eigen-
tümers und Änderung des Planungsrechts 
Optionen für eine zukünftige Bebauung 
offen lassen und bis dahin für mehr oder 
weniger lange Zeit einen städtebaulichen 
Missstand dämpfen bzw. neue Qualitäten 
bewirken. Das Spektrum von Zwischennut-
zungen reicht von der durch Anwohner 
gärtnerisch genutzten Baulücke im Miets-
hausquartier über die Schließung einer 
Raumkante im mittelalterlichen Stadtkern 
durch eine Kunstinstallation bis zum Son-
nenblumenfeld auf einer Abrissfläche in der 
Großsiedlung.“7

In ähnlicher Weise definiert auch Urban 
Catalyst Zwischennutzungen.8 Demnach 
kann von einer Zwischennutzung gespro-
chen werden, wenn die Nutzung drei we-
sentliche Anforderungen erfüllt:

Zwischennutzungen können ausschließ-
lich von Personen durchgeführt wer-
den, denen die Fläche oder das Gebäude 
nicht gehört.
Das für die Nutzung gezahlte Entgeld 

•

•

muss gering sein, bzw. es wird kein Ent-
gelt gezahlt.

Die Nutzung muss zeitlich begrenzt 
sein, indem das Nutzungsende fest-
gelegt ist, ein Nutzungsende jederzeit 
aufgrund kurzfristiger und flexibler 
Kündigungszeiträume möglich ist oder 
aber der informelle oder sogar illegale 
Status der Zwischennutzung jederzeit 
ein Nutzungsende herbeiführen kann.

Nach Auffassung der Autoren sind die-
se Definitionen noch zu erweitern. Es will 
nicht einleuchten, weshalb bspw. keine 
Personenidentität zwischen Eigentümer 
und Nutzer bestehen darf. Kann nicht auch 
der Brachflächeneigentümer seine Fläche 
temporär anders nutzen als eigentlich vor-
gesehen? Auch müssen Zwischennutzungen 
nicht unbedingt einen städtebaulichen 
Missstand dämpfen oder neue Qualitäten 
bewirken. Ganz im Gegenteil gibt es Nut-
zungen – meistens ungeplante oder uner-
laubte – die erst einen solchen Missstand 
erzeugen. 

Mindestens für die vorliegende Arbeit ist 
der Begriff der Zwischennutzung daher 
weiter und allgemeiner zu fassen. Nach 
unserer Auffassung bedarf es nur zweier 
Merkmale, um eine Nutzung als Zwischen-
nutzung zu deklarieren: die Nutzungsart 
in Abgrenzung zum Planungsrecht und die 
Nutzungsdauer.

Ein wesentliches Merkmal einer Zwischen-
nutzung ist die Nutzungsart, die sich von der 
vorher ausgeübten bzw. der hochwertigsten 
planungsrechtlich zulässigen Nutzung9 un-
terscheidet (vgl. hierzu auch Abb. 4). Das 
zweite Merkmal ist die zeitliche Befristung 
der Nutzung. Das Nutzungsende muss nicht 
unbedingt festgelegt sein. Wichtig ist je-
doch, dass die Nutzung jederzeit, mindes-
tens aber unter Berücksichtigung kurzer, 
flexibler Kündigungsfristen zugunsten der 
hochwertigsten planungsrechtlich zuläs-
sigen Nutzung kündbar ist. 

•

2 Zwischennutzung: eine Begriffsbestimmung

7 vgl. Bundesamt für Bauwesen 
und Raumordnung 2004, S. 4

8 vgl. Urban Catalyst 2001, S, 252

9 Hiermit ist allgemein bspw. eine 
Wohnnutzung auf einer Fläche, 
auf der Wohnen planungsrecht-
lich bereits zulässig ist, oder 
eine gewerbliche Nutzung auf 
Gewerbebauland gemeint. Die 
hochwertigste planungsrechtlich 
zulässige Nutzung meint in diesem 
Zusammenhang nicht die einträg-
lichste Wohnnutzung auf einer 
Wohnbaulandfläche (= „best use“).
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3 Zwischennutzungen als Bestandteil des
modernen Baulandmanagements

In der Diskussion der letzten Jahre werden 
zunehmend Begriffe wie Flächenmanage-
ment oder Bodenmanagement verwendet. 
Sie sollen synonym für die Umsetzung bo-
denpolitischer Zielsetzungen stehen. Das 
Baulandmanagement beschränkt sich im 
Gegensatz zum Flächenmanagement aus-
schließlich auf die Handhabung von bebau-
baren Flächen.

Baulandmanagement kann somit folgen-
dermaßen eingeordnet werden:10

Bodenpolitik: Rahmensetzung von Bund, 
Ländern und Gemeinden zu Rechten am 
Grund und Boden sowie zu seiner Nut-
zung und Entwicklung.

Bodenordnung: Plankonforme Ver-
wendung (allokativer Zweck) und so-
zialgerechte Nutzung (distributiver 
Zweck) des Grund und Bodens.

•

•
•

Baulandmanagement: Freiwillige und 
gesetzliche Instrumente und Verfahren 
der Planung, Steuerung, Ordnung, Er-
schließung und Mobilisierung von Flä-
chen für bauliche Zwecke.

Baulandmanagement kann auf drei Ebe-
nen durchgeführt werden. Die einzelnen 
Ebenen bauen aufeinander auf, Übergänge 
können fließend sein.11

Regionales Baulandmanagement
Regionales Baulandmanagement findet in 
einem überregionalen Maßstab statt und 
ermöglicht die Teilnahme von verschiedenen 
Kooperationskonzepten. Ansatzpunkte sind 
beispielsweise ein landesweites Baulandmo-
nitoring, landesweite Wohnbaulandbefra-
gungen, Baulandpotenzialabschätzungen, 
ein gemeinsamer Flächennutzungsplan, 
Stadt-Umland-Konzepte, regionale Ein-

•

•

Tatsächliche bzw. planungsrechlich 
zulässige Nutzung

Leerstand / Brache

Zwischennutzung

Wiederaufnahme der vorherigen bzw. 
planungsrechtlich zulässigen Nutzung

Aus diesen beiden Bedingungen lässt sich 
die folgende Definition ableiten:

Als Zwischennutzungen („temporäre Nut-
zungen“) werden neue Nutzungsformen 
auf Flächen bezeichnet, die nicht der hoch-
wertigsten planungsrechtlich zulässigen 
Nutzung entsprechen und deren neue Nut-

Abb. 4: 	 Zwischennutzungen
	 im Flächenkreislauf

zung Optionen für die Wiederaufnahme 
der hochwertigsten planungsrechtlich vor-
gesehenen Nutzung offen lässt. Die neue 
Nutzung ist von Beginn an nur zeitlich be-
fristet vorgesehen bzw. kurzfristig zuguns-
ten der hochwertigsten planungsrechtlich 
zulässigen Nutzung kündbar.

10 in Anlehnung an Kötter 2001, 
S. 145-166

11 vgl. Dransfeld, Boele-Keimer 
2003, S. 36
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zelhandelskonzepte, Teilraumgutachten, 
Steuerungsansätze in der Regionalplanung 
sowie raumordnerische Verträge und Pro-
jektentwicklungen im Rahmen von Public-
Private-Partnership.

Strategisches Baulandmanagement
Strategisches Baulandmanagement auf 
kommunaler Ebene ist langfristig und 
vorausschauend angelegt und bildet die 
Grundlage für Maßnahmen der städtebau-
lichen Entwicklung. Zu dem strategischen 
Baulandmanagement gehören die Instru-
mente der formellen Planung (z.B. Flächen-
nutzungsplan) und der informellen Planung. 
Auch ein kommunales Zwischennutzungs-
konzept bzw. die Einrichtung eines Büros 
zur Vermittlung von Zwischennutzungen 
kann dem strategischen Baulandmanage-
ment zugeordnet werden.

Projektorientiertes Baulandma-
nagement

Das projektorientierte Baulandmanagement 
bezieht sich auf konkrete Projekte (Bebau-
ungsplanebene) und ergibt sich aus klaren 
räumlichen Begrenzungen, zeitlichen Be-
fristungen, klaren städtebaulichen Zielset-
zungen einer Kommune und rechtlichen 
Rahmenbedingungen. Restriktionen in fi-
nanzieller, rechtlicher, zeitlicher und perso-
neller Hinsicht, die einer Konzeptionierung 
und Umsetzung entgegenstehen, sollen in 
dieser Planungsebene überwunden werden. 
In diesen Bereich fällt auch die spezifische 
Suche und Realisierung von Zwischennut-
zungen zur Realisierung einer bestimm-
ten Planung bzw. zur Überbrückung von 
Zeiträumen, in denen noch keine konkrete 
Planungsabsicht vorliegt.

Nachhaltiges strategisches Baulandma-
nagement dient zur Optimierung der Bau-
landpolitik, deren Ziel eine bedarfsgerechte 
Baulandbereitstellung und in diesem Zu-
sammenhang auch die Reaktivierung von 
Brachflächen ist. Hiermit ist eine bedarfs-
gerechte Optimierung der Flächennutzung 
gemeint, d. h. die Steuerung der Produktion 
und Inanspruchnahme von Bauland mit zu-
gehörigen Ausgleichs- und Infrastruktur-
flächen hinsichtlich Menge, Qualität und 

•

•

Lage nach wirtschaftlichen, städtebau-
lichen und ökologischen Kriterien.  

Strategisches Baulandmanagement stellt 
einen sehr komplexen Prozess dar, der den 
gesamten Prozess der Flächenentwicklung 
(auch der Brachflächenentwicklung und 
der Zwischennutzungen) umfasst.

Strategisches Baulandmanagement übt 
gerade im Zuge einer verstärkten Innen-
entwicklung, der Reaktivierung und Zwi-
schennutzung von Brachflächen wichtige 
Steuerungsfunktionen aus und kann dazu 
beitragen, dass – unter Berücksichtigung 
der spezifischen kommunalen Gegeben-
heiten und Zielsetzungen – die Widernut-
zung von Brachflächen verstärkt in den 
Mittelpunkt der Stadtentwicklung rückt. 

Baulandmanagement beinhaltet demnach 
nicht nur die Baulandbereitstellung, son-
dern auch den Umgang mit bereits be-
bauten oder bebaubaren Flächen sowie mit 
Brachen. Baulandmanagement ist auch ein 
„Management der Schrumpfung“.

In diesem Zusammenhang sind Zwischen-
nutzungen ein Instrument des strate-
gischen Baulandmanagements.
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III  Zwischennutzungen - eine Kategorisierung

Allgemein lassen sich geplante und unge-
plante Zwischennutzungen unterscheiden. 
Unter geplanten Zwischennutzungen werden 
– innerhalb dieser Studie – temporäre Nut-
zungen auf Grundstücken verstanden, die in 
Absprache der einzelnen Akteure, mindestens 
aber zwischen dem Eigentümer und dem Zwi-
schennutzer, vereinbart werden und mit de-
ren Realisierung ein bestimmtes Ziel verfolgt 
wird. Die Definition ungeplanter Zwischen- 

ungeplante
Zwischennutzungen

illegale
Zwischennutzungen

ungesteuerte
Zwischennutzungen

natürliche
Sukzession

geplante
Zwischennutzungen

instrumentalisierte
Zwischennutzungen

Zwischennutzungen
zur Schadensbegrenzung

Baurecht auf Zeit

1.1	 Illegale Zwischennutzungen
Das (vom Eigentümer) unerlaubte Aneignen 
oder Nutzen von Flächen hat verschiedene 
Ausformungen. Eine der ausgeprägtesten 
Formen ist die Hausbesetzung. 

In Abgrenzung hierzu gibt es auch weniger 
„dramatische“ Formen der unerlaubten An-
eignung, bspw. durch die Saat und Zucht 
von Nutzpflanzen (wilde Schrebergärten/
„Grabeland“), wie sie früher teilweise von 
türkischen Gastarbeitern auf Flächen der 
Montanindustrie betrieben wurden und 
auch heute noch auf diversen Bahnbrachen 
und anderen Restflächen zu beobachten 
sind. 

Eine weitere Stufe ist die zeitlich begrenzte 
Nutzung von Brachflächen ohne Erlaubnis 
des Eigentümers, bspw. durch sportliche 
Aktivitäten (bspw. Fußball, Mountainbiking 
o.ä.) oder als Parkplatz etc. 

Auch die wiederholte Ablagerung von Ab-
fällen und Schrott kann als unerlaubte Zwi-
schennutzung bezeichnet werden. Für die 
Kategorisierung als ungeplante Zwischen-
nutzung kommt es hierbei nicht darauf an, 
ob der Eigentümer die jeweilige Nutzung 
duldet oder nicht, auch spielt es keine Rolle, 
ob die Nutzung anderen schadet oder nicht, 
sondern vielmehr, ob diese Nutzung in Ab-
sprache mit ihm erfolgt ist oder nicht.

1.2	 Ungesteuerte Zwischen-
	 nutzungen
Neben den illegalen Zwischennutzungen 
gibt es auch solche, die zwar in Absprache 
mit dem Eigentümer erfolgen, dann aber 
eine Eigendynamik entwickeln. Dies kann 
passieren, wenn der Nutzer aufgrund feh-
lender vertraglicher Bestimmungen oder 
sonstiger Absprachen einen hohen Freiraum 
bei der Nutzungsausübung hat oder er sich 
über die Nutzungsabsprachen hinwegsetzt.

1	 Ungeplante Zwischennutzungen

nutzungen ergibt sich somit im Umkehr-
schluss. Es handelt sich hierbei um Flächen, 
die ohne Einverständnis des Eigentümers 
genutzt werden, um Flächen, die sich selbst 
überlassen werden und sich im Rahmen der 
natürlichen Sukzession weiterentwickeln, 
oder aber um Nutzungen, die zwar in Abspra-
che mit dem Eigentümer erfolgen, mit deren 
Realisierung aber kein bestimmtes Ziel ver-
folgt wird (vgl. zur Übersicht auch Abb. 5).

Abb. 5: 	 Kategorisierung geplanter 	
und ungeplanter Zwischen-

	 nutzungen
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Eine ungesteuerte Entwicklung kann sich 
auch ergeben, wenn der Eigentümer mit der 
Ansiedlung von Zwischennutzungen kein 
konkretes Ziel verfolgt. Gerade auf größe-
ren Flächen mit mehreren Zwischennut-
zungen können so Nutzungskonglomerate 
entstehen, die einer späteren höherwer-
tigeren Nutzung der Fläche entgegenstehen.

1.3	 Natürliche Sukzession
Eine weitere ungeplante Zwischennutzung 
kann durch die natürliche Entwicklung auf 
der Fläche selbst erfolgen, wobei die Kate-
gorisierung auch als geplante Zwischennut-
zung erfolgen könnte. Die natürliche Suk-
zession ist als geplante Zwischennutzung 
einzuordnen, wenn sie vom Eigentümer ge-
wünscht und nicht lediglich geduldet wird. 
Beispiele für natürliche Sukzession als ge-
plante Zwischennutzung lassen sich bspw. 
im Projekt Industriewald Ruhrgebiet (vgl. 
hierzu auch Kapitel VIII. 3) finden.

Im Rahmen der natürlichen Sukzession 
können verschiedene Vegetationsstadien 
erreicht werden, z. B. bis zur Einstufung 
als Wald.

Die so entstehenden Grünflächen unter-
scheiden sich deutlich gegenüber den klas-
sischen innerstädtischen Grünflächen, die 
eher als „Formen gärtnerisch angelegter, 
geplanter und gepflegter Kunstnatur“13 be-
zeichnet werden können.

Flächen, die ihrer natürlichen Entwicklung 
überlassen werden, erreichen oftmals eine 
hohe Artenvielfalt. Aufgrund der sehr un-
terschiedlichen und extremen Standor-
teigenschaften „können sich zum Beispiel 
Arten ansiedeln, deren Lebensräume in-
zwischen selten geworden oder ganz ver-
schwunden sind.“14

Die so entstehenden Freiräume bieten nicht 
nur ökologische Potentiale, die über die der 
anthropogen gestalteten und gepflegten 
Park-, Grün- und Gartenflächen hinaus-
gehen, sondern auch vielfältige Möglich-
keiten für die angrenzende Bevölkerung. 
So zeigt eine Studie über die Nutzung und 
Wahrnehmung der neuen Industrienatur 

in der Emscherregion15 auf, dass diese Flä-
chen auch Erholungs-, Spiel- und Erlebnis-
möglichkeiten bieten können, welche die 
Formen der „Kunstnatur“ nicht aufweisen. 
Diese Flächen weisen eine hohe soziale 
Funktion als Abenteuergebiete für Kinder 
und Jugendliche und als Nischen für Rand-
gruppen auf.16

1.4	 Ungeplante Nutzungen als 
	 Problemfall
Zwischennutzungen können – insbesonde-
re wenn sie ungeplant erfolgt sind – auch 
deutliche Nachteile für den Grundstücks-
eigentümer und die Umgebung haben. Die 
plastischste Form des Problemfalls ist die 
Entwicklung sog. „wilder Müllkippen“:

Auf nicht genutzten und nur ungenügend 
gesicherten Grundstücken wird oft illegal 
Müll entsorgt. Neben der visuellen Beein-
trächtigung durch das Entstehen solcher 
„wilder Müllkippen“ kann diese Entwicklung 
auch gesundheitsgefährdende Ausmaße 
annehmen. Je nach Art und Umfang des 
gelagerten Mülls kann eine Gefährdung 
des Grundwassers oder Brandgefahr durch 
leicht entzündliche Stoffe entstehen oder es 
werden Schädlinge wie bspw. Ratten ange-
lockt. Ungesicherte Brachen dienen darüber 
hinaus oftmals auch Kindern als „Abenteu-
erspielplatz“ mit einem erheblichen Gefähr-
dungspotential. Auch für den Eigentümer 
können hieraus negative Folgen erwachsen. 
Das Image und das optische Erscheinungs-
bild einer „wilden Müllkippe“ erschweren die 
Vermarktung und somit die Wiederaufnah-
me der eigentlich für die Fläche vorgese-
henen Nutzung. Soll diese „Hauptnutzung“ 
trotzdem wieder aufgenommen werden, 
ist der Eigentümer für die Entsorgung des 
Mülls zuständig. Insbesondere bei schäd-
lichen Stoffen kann die Entsorgung erheb-
liche Kosten verursachen. Im schlimmsten 
Fall könnte sogar der Boden kontaminiert 
werden. Die Bodensanierung verursacht 
dann erhebliche Kosten und lässt unter Um-
ständen eine Wiedernutzung der Fläche aus 
wirtschaftlicher Sicht nicht mehr zu.

Ebenfalls problematisch kann die Versteti-
gung von bestimmten, ungeplant erfolgten 

13 vgl. Weiss 2003, S. 56

14 ebd., S. 57

15 vgl. Keil  2002

16 vgl. Weiss 2003, nach: Keil 
2002
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Zwischennutzungen werden. Hierunter ist 
eine ursprünglich befristet vorgesehene 
Nutzung zu verstehen, die aufgrund beson-
derer Umstände nicht mehr entfernt wer-
den kann. Verstetigungen von Zwischen-
nutzungen können bspw. erfolgen, wenn die 
Zwischennutzer ihre ursprünglich zeitlich 
begrenzte Nutzung länger als vereinbart 
ausüben wollen und von anderer Seite po-
litische oder öffentliche Unterstützung er-
fahren. Öffentlicher „Druck“, Imageschäden 

In Abgrenzung zu den ungeplanten Zwi-
schennutzungen kann von geplanten Zwi-
schennutzungen gesprochen werden, wenn 
sie zwischen den einzelnen Akteuren verein-
bart wurden und mit ihnen auch mindestens 
ein konkretes Ziel verbunden ist. Ausgehend 
von den mit den Zwischennutzungen ver-
bundenen Zielen lassen sich hier drei Sub-
formen differenzieren: 

2.1	 Instrumentalisierte Zwischen-
nutzungen

Eine stark zielgerichtete Form sind Nut-
zungen, die als Marketinginstrumente 
eingesetzt werden. Man kann in diesem 
Zusammenhang auch von einer Instrumen-
talisierung von Zwischennutzungen spre-
chen. Die Zwischennutzung ist in diesem 
Fall lediglich „Mittel zum Zweck“, sie wird 
eingesetzt, um ein anderes Ziel zu errei-
chen, bspw. eine bessere Flächenvermark-
tung oder zur Imagepflege.

Bekannte Beispiele hierfür ist die Präsen-
tation bestimmter Marken (bspw. Stra-
ßenfußballturniere als Werbemaßnahme 
für Sportartikelhersteller) oder aber die 
Imageverbesserungen und Standortauf-
wertungen größerer Bauprojekte.17

Je nach Art der geplanten Folgenutzung 
differiert die Art der optimalerweise einzu-
setzenden Zwischennutzung.

So entfachen bspw. bei einer zu einem spä-
teren Zeitpunkt geplanten Gewerbefläche 
Zwischennutzungen mit hoher – im Ideal-

2 Geplante Zwischennutzungen
fall auch überregionaler – Außenwirkung die 
beste Werbewirkung. Hierfür werden häufig 
Zwischennutzungen mit Eventcharakter wie 
bspw. Sportturniere, Konzerte, Open-Air Kino, 
Ausstellungen etc. genutzt. Durch diese Fes-
tivalisierung von Nutzungen kann i.d.R. ein 
größerer Konsumentenkreis angesprochen und 
so der Bekanntheitsgrad gesteigert werden.

Dahingegen ist der Nutzen von Zwischen-
nutzungen mit Eventcharakter bei später 
geplanten Wohnquartieren i.d.R. geringer, 
zumindest in Städten, die nicht von größeren 
Zielwanderungen profitieren. Das Einzugs-
gebiet für die späteren Käufer bzw. Mieter 
ist dann i.d.R. auf die Stadt und das nähere 
Umland begrenzt. Hier erscheint es sinn-
voller, die Fläche über Zwischennutzungen 
aufzuwerten, die das Umfeld aufwerten. 
Grüne Zwischennutzungen sowie sport- 
und freizeitbasierte Zwischennutzungen 
können so die Attraktivität der Fläche er-
höhen und die Vermarktung begünstigen.

2.2	 Determinierte Zwischennut-
zungen (Baurecht auf Zeit)

Mit der Novellierung des BauGB im Jahre 
2004 wurde u.a. auch das sogenannte Bau-
recht auf Zeit eingeführt. § 9 Abs. 2 BauGB 
besagt, dass „im Bebauungsplan ... in be-
sonderen Fällen festgesetzt werden [kann], 
dass bestimmte der in ihm festgesetzten 
baulichen und sonstigen Nutzungen und 
Anlagen nur

für einen bestimmten Zeitraum zulässig 
oder

1.

sowie Dauer und Kosten bei der Durchset-
zung ihres Rechtsanspruches sind in die-
ser Situation teilweise ausreichend, um den 
Willen der Zwischennutzer durchzusetzen.

Allgemein kann immer dann von einer Pro-
blemsituation gesprochen werden, wenn 
der Eigentümer andere Vorstellungen mit 
der Flächennutzung verbindet oder die Nut-
zung aus städteplanerischer Sicht problem-
behaftet ist.

17 Hierunter sind sowohl Brach-
flächen zu verstehen, für die eine 
bestimmte Entwicklung in der 
Zukunft vorgesehen ist (Beispiel 
Phönix-West in Dortmund), als 
auch Projekte, bei denen bereits 
einzelne Bauabschnitte herge-
stellt wurden (Beispiel Gelsenkir-
chen Güterbahnhof), und sogar 
Projekte, bei denen die gesamte 
Fläche im Moment der Zwischen-
nutzung entwickelt wird (Beispiel 
Großbaustelle Potsdamer Platz in 
Berlin).



19

bis zum Eintritt bestimmter Umstände 
zulässig oder unzulässig

sind. Die Folgenutzung soll festgesetzt 
werden. 

Das Baurecht auf Zeit kann ebenfalls als 
eine Zwischennutzung betrachtet werden. 
Durch die Befristung wird die Bedingung 
einer temporären Nutzung erfüllt. 

2. Das Erfordernis eines Baurechts auf Zeit 
lässt darauf schließen, dass die vorherige 
Nutzung sich deutlich von der befristeten 
Nutzung unterscheidet. Durch die gleich-
zeitig festzusetzende Folgenutzung wird 
deutlich gemacht, dass die befristete Nut-
zung sich ebenfalls von der Folgenutzung 
unterscheiden soll. Somit sind beide Krite-
rien einer „Zwischennutzung“ erfüllt.

3 Die Differenzierung nach der Dauer
 von Zwischennutzung

Eine weitere Möglichkeit, Zwischennut-
zungen zu unterscheiden, ist die voraus-
sichtliche Dauer der Zwischennutzung. Die 
Nutzungsdauer spielt bereits bei der Defi-
nition von Zwischennutzung eine Rolle:18 

temporär (Zwischennutzung),
dauerhaft (Renaturierung) bzw. die be-
kannte Umnutzung.

Sie kann stark differieren. Einige Zwischen-
nutzungen mit Eventcharakter „dauern“ 
lediglich einige Tage. Andere Zwischennut-
zungen werden für ein Jahr, ggf. mit einer 
Option auf Verlängerung des Nutzungs-
vertrages geplant. Wieder andere Zwi-
schennutzungen werden über Zeiträume 
von fünf oder mehr Jahren vereinbart und 
einige auch bis auf Widerruf.

Bei der Unterscheidung verschiedener Zwi-
schennutzungen und insbesondere bei der 
Beurteilung der mit diesen verbundenen nega-
tiven und positiven Aspekte spielt die voraus-
sichtliche Nutzungsdauer eine wichtige Rolle. 

•
•

bis zu 1 Jahr 1 bis 5 Jahre 5 bis 10 Jahre bis auf Wiederruf dauerhaft

kurzfristig:
Interimslösung,
die Wiederauf-

nahme der 
ursprünglichen

Nutzung scheint 
sicher.

kurz- bis
mittelfristig:

Die Wiederauf-
nahme der 

ursprünglichen
Nutzung wird 

erwartet.

mittelfristig:
Die Rahmenbedi-
nugngen für die 

Wiederaufnahme
der ursprüng-

lichen Nutzung 
sind schlecht, 
eine baldige 

Wiederaufnahme
ist zweifelhaft.

kurz- bis
langfristig:

Eine Wiederauf-
nahme der 

ursprünglichen
Nutzung ist 

ungewiss, sie 
kann in einem 

Monat oder auch 
nie erfolgen.

langfristig:
Eine Wiederauf-

nahme der 
ursprünglichen

Nutzung ist nicht 
vorgesehen,

jedoch planungs-
rechtlich immer 
noch möglich.

Die Nutzungsdauer ist bspw. ein Indiz für 
die Wahrscheinlichkeit der Wiederaufnah-
me der hochwertigsten planungsrechtlich 
zulässigen Nutzung. Je kürzer die voraus-
sichtliche Nutzungsdauer ist, desto hö-
her ist i.d.R. die Wahrscheinlichkeit der 
Wiederaufnahme der hochwertigsten pla-
nungsrechtlich zulässigen Nutzung. Im Fall 
der dauerhaften Umnutzung ist die Chan-
ce auf Wiederaufnahme der hochwertigs-
ten planungsrechtlich zulässigen Nutzung 
derart gering, dass der Eigentümer sich 
mit der geringwertigeren Nutzung auf 
Dauer abfindet (vgl. hierzu auch Abb. 6). 
Die Dauer der Zwischennutzung korreliert 
daher mit der Gefahr der Verstetigung. Je 
länger eine Zwischennutzung andauert, 
desto eher entwickelt sich auch bei dem 
Zwischennutzer die Erwartungshaltung 
eines Fortbestehens der Zwischennutzung. 
Auch lohnen sich Investitionen bei länge-
ren Nutzungsdauern mehr. Der Zwischen-
nutzer kann langfristiger planen und die 
Zwischennutzung erhält die Chance, sich 
selbst zu festigen. 

Abb. 6: 	Gliederung nach der
	 geplanten Nutzungsdauer

18 vgl. hierzu auch Bundesamt 
für Bauwesen und Raumordnung 
2004, S. 8
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Die Gefahr einer solchen Verstetigung 
steigt mit der Nutzungsdauer, insbesondere 
wenn bereits im Gebrauchsüberlassungs-
vertrag eine relativ lange Nutzungsdauer 
vereinbart wurde. 

4	 Die Differenzierung nach der
	 Vornutzung
Zwischennutzungen lassen sich darüber 
hinaus auch nach der jeweiligen Vornut-
zung sowie ihrer Lage im Stadtgebiet dif-
ferenzieren.

Eine bestimmte Nutzung lässt sich nicht 
auf jeder Fläche realisieren. Wohnaffine 
Zwischennutzungen wie bspw. Spielplätze 
oder ähnliches auf Industriebrachen kön-
nen bedenklich sein, da diese oftmals noch 
kontaminiert sind (vgl. hierzu auch Abb. 7).

Aus der Lage der Fläche können sich be-
reits Einschränkungen hinsichtlich spezi-
fischer Zwischennutzungen ergeben (vgl. 
hierzu auch Abb. 8). Die Lage der Fläche 
bestimmt bzw. beeinflusst v.a. folgende 
Faktoren:

Baurecht:
Je nach Lage der Fläche können Vorhaben 
zulässig sein (§ 34 BauGB, B-Plan) oder 
nicht. Dies gilt auch für einige Zwischen-
nutzungen. Andererseits kann ein feh-
lendes Planungserfordernis durch die Lage 
innerhalb eines „§ 34er Gebietes“ auch zu 
Nutzungseinschränkungen führen.

•

Versiegelte 
Industrie-/
Gewerbe-

fläche

Versiegelte 
Verkehrs-

fläche

Öffentliche 
Grünflächen,
abgedeckt

Lockere
Wohnbe-

bauung mit 
Grünflä-

chen, keine 
Nutzgärten

Geschlos-
sene

Wohn- und 
Mischbebau-

ung ohne 
Grünflächen
und Gärten

Lockere
Wohnbe-

bauung mit 
Nutzgärten,
Kleingärten

Kinderspiel-
plätze,

SchulgärtenRestrisiko

Unbelasteter Zustand

Sensibilität der Nutzung

S
an

ie
ru
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s 
/ S
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ie
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ie
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Die Lage der Fläche stellt beim Planungser-
fordernis allerdings nur ein Kriterium dar. 
Daneben ist beispielsweise auch die Flä-
chengröße entscheidend („Außenbereich 
im Innenbereich“).

Höhe des Grundstückswertes:
Für zentral gelegene Flächen mit höheren 
Renditeaussichten werden i.d.R. höhere 
Grundstückspreise erzielt. Dies hängt je-
doch sehr stark von der „Mikrolage“ ab – 
allein eine zentrale Lage bedeutet noch kei-
ne höheren Grundstückspreise. Maßgeblich 
ist hier beispielsweise auch das Image eines 
Stadtteils oder Quartiers. 

Der Grundstückswert ist ein Indiz für den 
Entwicklungsdruck, der auf der Fläche 
liegt. Dieser wiederum kann Art und Dauer 
der Zwischennutzung beeinflussen. Je hö-
her der Grundstückswert einer Fläche ist, 
desto höher sind die sich über die Brache-
zeit bzw. die Dauer der Zwischennutzung 
ergebenden Verluste.

Infrastrukturausstattung:
Bei Flächen im Innenbereich sind i.d.R. alle 

•

•

Abb. 7: 	Beziehung zwischen Sensibilität 
der Nutzung und Sanierungs-

	 erfordernis



21

len als Standort potentieller Zwischennut-
zungen weitaus weniger vertreten. Vielmehr 
sind es in Nordrhein-Westfalen überwie-
gend Gewerbe- und Industrieflächen, die 
brach liegen und für deren Entwicklung 
sich auch Zwischennutzungen anbieten.

Industrie- und Gewerbebrachen sind gera-
de in jenen Regionen in erhöhtem Umfang 
vorhanden, die von beschäftigungsinten-

notwendigen Infrastruktureinrichtungen 
bereits vorhanden. Diese können bei Flä-
chen im Randbereich fehlen. Auch größere 
Gewerbebrachen haben i.d.R. keine ausrei-
chende innere Erschließung.

Grundsätzlich lassen sich verschiedene Ar-
ten von Vornutzungen unterscheiden, die 
aus verschiedenen Gründen wieder aufge-
geben wurden (vgl. hierzu Tab. 1):

4.1	 Gewerbebrache
Hier ergibt sich ein relevanter Unterschied 
zu den Rahmenbedingungen von Zwischen-
nutzungen in den neuen Bundesländern. 
Während es in den neuen Bundesländern 
oft Wohnbaulandbrachen sind, auf denen 
Zwischennutzungen etabliert werden, ist 
dieser Flächentypus in Nordrhein-Westfa-

randstädtisches
Wohngebiet Gewerbegebiet

Flächen mit beson-
derer öffentlicher 

Zweckbestimmung

Baulücken,
Abrissflächen,
leerstehende

Gebäude

Brachen, leerste-
hende Gebäude, 
einzelne unge-
nutzte Flächen

Konversionsflä-
chen, Bahnbra-

chen, Flächen für 
den Bergbau

innerstädtisches
Wohngebiet

Baulücken,
Abrissflächen,
leerstehende

Gebäude,
beplante, aber 
nicht bebaute 

Flächen

siven, traditionellen Industriesektoren ge-
prägt waren – wie das Ruhrgebiet –, die 
im Zuge der Internationalisierung und des 
steigenden Kostendrucks massive Beschäf-
tigungsverluste zu verzeichnen hatten. Ty-
pisch ist die räumliche Konzentration eines 
bestimmten Brachflächentyps. In Nord-
rhein-Westfalen ist in diesem Zusam-

Abb. 8: 	Gliederung nach der 
Lage der Vornutzung

Tab. 1: 	 Gründe für das Brach-
fallen von Flächen

Industrie- und Gewerbebrachen Fortschreiten der internationalen Arbeitsteilung
Relativer Bedeutungsverlust des industriellen Sektors
Umbrüche in der Produktionsstruktur durch Einführung neuer
Basisinnovationen
Verlagerung oder Aufgabe von Betrieben z.B. wegen fehlenden Erweiterungsmög-
lichkeiten am bestehenden Standort

•
•
•

•

Militärbrachen Wandel der Militärstrategien und dadurch bedingte Truppenreduzierung und 
Schließung von Standorten

•

Infrastruktur- und 
Verkehrsbrachen

Aufgabe von Flächen der Bahn (aber auch Telekom und Post) aufgrund von Ratio-
nalisierungs- und Konzentrationsmaßnahmen

•

Wohnbrachen Ältere Wohnformen werden als unattraktiv empfunden und am Markt nicht mehr 
nachgefragt. Es entstehen hohe Leerstandsquoten.

•

Einzelhandelsleerstände Insbesondere in den Innenstädten und den Einkaufspassagen der Stadtteilzentren 
treten vermehrt Leerstände auf.

•
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geringer als bei den herkömmlichen Gewer-
bebrachen der Montanindustrie. Insbeson-
dere Kasernenflächen weisen oftmals auch 
noch eine weitestgehend intakte Gebäude-
struktur auf, die – sofern nicht eine direkte 
Umnutzung zu Gewerbe- oder Wohnbau-
land geplant ist – auch für Zwischennut-
zungen geeignet ist.

Hier bieten sich bspw. künstlerische Zwi-
schennutzungen, Ausstellungen und ande-
re Nutzungstypen an, die eines Gebäudes 
bedürfen. Auch gewerbliche Zwischennut-
zungen sind durchaus möglich, bspw. über 
Gründerzentren o. ä.

4.3	 Wohnbaulandbrache
Ein in Nordrhein-Westfalen seltener vor-
kommender Brachflächentyp ist die Wohn-
baulandbrache. Im Gegensatz zu den neuen 
Bundesländern sind die Angebotsüberhän-
ge und Leerstände in Nordrhein-Westfa-
len eher noch regional und lokal begrenzt. 
Gleichwohl ist auch in NRW der Abriss von 
Wohnungsbeständen städtebauliche Pra-
xis.

Wohnbaulandbrachen können bei der Pla-
nung größerer Baugebiete, die in Bauab-
schnitten entwickelt werden müssen, ent-
stehen. Allgemein befinden sich die später 
zu entwickelnden Bauabschnitte im Bra-
chezustand. Stockt die Vermarktung oder 
schwindet die Nachfrage vollständig, kön-
nen auch diese Flächen längerfristig unge-
nutzt bleiben.

Auf Wohnbaulandbrachen bieten sich 
in erster Linie wohnaffine Zwischennut-
zungen, wie bspw. Spielplätze, Grünflächen, 
Sportflächen oder Gartenanlagen an, d.h. 
Zwischennutzungen, die den Anwohnern zu 
Gute kommen und somit das Wohnumfeld 
aufwerten. Bei dem Fallbeispiel Gelsenkir-
chen Güterbahnhof Schalke-Süd werden 
genau solche Zwischennutzungen einge-
setzt, um eine Aufwertung des gesamten 
Umfelds inkl. der bereits bestehenden Be-
bauung zu erzielen und um auch den „neu-
en“ Bewohnern im ersten Bauabschnitt eine 
höhere Wohnqualität zu bieten. Weiterhin 
wird durch die Zwischennutzungen eine 
Stärkung des Standortes, insbesondere des 

menhang die ehemals monostrukturierte 
Montanregion des Ruhrgebiets zu nennen. 
Aber auch in Gebieten wie dem westlichen 
Münsterland, wo die ehemals starke Tex-
tilindustrie größtenteils aufgegeben wur-
de, stellt die Wiedernutzung industrieller 
Brachflächen ein erhebliches Problem dar.

Unter Berücksichtigung möglicher Kon-
taminationen kann sich die Realisierung 
wohnaffiner Zwischennutzungen auf Ge-
werbe- und Industriebrachen als problema-
tisch herausstellen.

Neben den potentiellen Nachteilen einer 
Kontamination bringen größere Gewerbe- 
und Industriebrachen aber auch durchaus 
Vorteile mit sich. Innerstädtische Gewerbe- 
und Industriebrachen können bspw. als in-
nerstädtische Grünflächen genutzt werden. 
Durch die natürliche Sukzession können kos-
tengünstig Grünflächen bereitgestellt wer-
den, die auch eine reiche Artenvielfalt und 
eine hohe ökologische Qualität begründen.

Insbesondere in der Nähe stark verdichte-
ter Quartiere oder in Gemengelagen kön-
nen solche Grünflächen zu einer kosten-
günstigen Aufwertung führen, ohne dass 
hierdurch eine bauliche Nachnutzung be-
hindert wird.

4.2	 Konversionsfläche
Ein weiterer in Nordrhein-Westfalen häu-
fig vorkommender Brachflächentyp ist die 
Konversionsfläche. Die Wiedernutzung von 
militärischen Brachen hat vor dem Hinter-
grund gewandelter Militärstrategien und 
letztlich der deutschen Wiedervereinigung 
eine neue Dimension erhalten. So ist in der 
BRD seit Ende der 1980er Jahre eine star-
ke Reduzierung stationierter Streitkräfte 
vollzogen worden, mit der die Freigabe mi-
litärischer Liegenschaften in erheblichem 
Umfang einherging. Neben den bereits be-
stehenden Militärbrachen werden gemäß 
Freigabeliste vom Januar 2007 weitere 120 
militärisch genutzte Flächen bis 2012 frei-
gezogen.

Das quantitative Potential von Konversi-
onsflächen ist groß. Die Gefahr von Boden- 
oder Gebäudekontaminationen ist i.d.R. 
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Images erhofft, die sich in der Folge auch 
auf die Vermarktung positiv auswirkt.

Demgegenüber gibt es zahlreiche kleinere 
„Wohnbaulandbrachen“ - die Baulücken. 
Das Spektrum der auf diesen Flächen rea-
lisierten Zwischennutzungen ist breit. Von 
einfachen Grüngestaltungen bis zur künst-
lerischen Installation ist auf diesen Flächen 
alles möglich. Teilweise werden auf Baulü-
cken auch zusätzliche Parkgelegenheiten 
bereitgestellt.

Gerade Baulücken dürfen nicht sich selbst 
überlassen werden. Durch die angrenzende 
Wohnbebauung ist die Gefahr einer wil-
den Müllablagerung weitaus größer als 
bei anderen Brachflächentypen. Auch die 
Auswirkungen können gravierender sein. 
Eine verwahrloste Baulücke strahlt nega-
tiv auf die umliegenden Wohnhäuser aus. 
Der visuelle Eindruck zeugt von Verwahr-
losung und Schmutz. Kumulieren derart 
verwahrloste Baulücken in einem Quartier, 
wirkt sich dies auf das Image des gesamten 
Quartiers aus. Eine erneute Bebauung wird 
dadurch erheblich erschwert.

Neben den reinen Wohnbaulandbrachen 
bieten sich auch die Leerstände in der 
Wohnungsbebauung zur Zwischennutzung 
an. Durch die absehbaren demographischen 
Veränderungen werden in Zukunft wohl 
auch vermehrt Wohnhäuser Leerstände 
aufweisen. Teilweise werden diese Objekte 
dem Markt durch umfassende Sanierungs- 
und Modernisierungsmaßnahmen wieder 
zugeführt werden können. Wenn dem Ei-
gentümer jedoch die finanziellen Mittel für 
eine Aufwertung fehlen bzw. die Nachfra-
gesituation auch bei erfolgter Sanierung/
Modernisierung fraglich ist, bleiben dem 
Eigentümer nur zwei Optionen: Die Frei-
legung des Grundstücks oder eine abwar-
tende Haltung. Wenn eine Freilegungsent-
scheidung nicht sofort getroffen werden 
kann, weil bspw. noch Hoffnung besteht, 
dass die Nachfragesituation „kippt“, wäre 
eine Zwischennutzung des Objektes sinn-
voll. Prinzipiell können in leer stehenden 
Wohnhäusern neben der Wohnnutzung 
auch nicht störende Gewerbenutzungen 
ausgeübt werden. Der Vorteil wäre eine 
Mindestpflege des Objektes und ggf. sogar 

ein geringer Mietzins bzw. eine Kostener-
leichterung, wenn einzelne Belastungspo-
sitionen auf den Zwischennutzer umgelegt 
werden können.

Ein ähnliches Konzept verfolgt der im Jahr 
2004 gegründete Verein HausHalten e.V. in 
Leipzig mit dem Konzept der Wächterhäu-
ser.19 Hierbei werden die Nutzungsrechte 
an leerstehenden Objekten über einen Ge-
stattungsvertrag zwischen HausHalten e.V. 
und dem Eigentümer für einen bestimmten 
Zeitraum abgetreten.20

 
Die Nutzer führen im Nutzungszeitraum 
eigenständig die Instandhaltung durch und 
renovieren auch bestimmte Bereiche. Das 
Konzept dient der Erhaltung von Gründer-
zeitlichen Bauten und stellt eine „win-win 
Situation“ für Eigentümer und Nutzer dar: 
Die Nutzung ist entgeltfrei und durch die 
von den Nutzern erbrachten Leistungen 
wird die Gebäudesubstanz erhalten, teils 
sogar verbessert.

4.4	 Verkehrs- und Infrastruktur-
brachen

Im Bereich von Infrastrukturflächen sind 
vor allem Freisetzungen im Zusammen-
hang mit der Privatisierung und Umstruk-
turierung der Bahn zu nennen. Im Rahmen 
der „Bahnreform“ sind nicht nur funda-
mentale Veränderungen des Großbetriebes 
durchgeführt worden, sondern auch die 
Voraussetzungen für eine marktorientierte 
Liegenschaftspolitik der Eisenbahnen ge-
schaffen worden, durch die erhebliche Ra-
tionalisierungs- und Konzentrationsmaß-
nahmen ermöglicht wurden. So trennen 
sich seit Mitte der 1990er Jahre die Flä-
cheneigentümer ehemaliger Bahnflächen 
von nicht mehr benötigten Anlagen für 
den Schienenverkehr und der dazugehö-
rigen Infrastruktur, wobei u.a. Flächen in 
hervorragender Innenstadtlage zur Dispo-
sition stehen. 

Mit der Revitalisierung von Bahnflächen 
sind häufig hohe Aufbereitungskosten ver-
bunden, die durch die Räumung bzw. Ver-
legung von Schienen, Weichen, Beleuch-
tungsanlagen, Stellanlagen, Kabeln etc. 
hervorgerufen werden.21

19 vgl. hierzu auch  
http://www.haushalten.org

20 vgl. hierzu die Vertragsmuster 
„Gestattungsvereinbarung „Raum“ 
und Gestattungsvereinbarung 
„Haus“ im Anhang

21 Durch den Arbeitskreis „Steu-
erung“ im Forum Bahnflächen 
NRW wird derzeit eine umfassende 
Kostenfinanzierungsübersicht für 
die Aufbereitung von Bahnflächen 
erstellt.
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Ein neues Modell ist im April 2002 in 
Nordrhein-Westfalen eingeführt worden, 
indem das Land und die DB AG Holding 
gemeinsam einen Bahnflächenpool NRW 
eingerichtet haben. Dieser umfasst „Lie-
genschaftspakete“ aus nicht mehr für den 
Bahnbetrieb benötigten Arealen der DB 
AG. Das vereinbarte erste Paket erstreckt 
sich über rund 800 ha entbehrlicher Flä-
chen in 100 Kommunen des Landes. Vom 
Landtag sind insgesamt 20,45 Mio. Euro für 
den Bahnflächenpool bereitgestellt wor-
den, die von der ebenfalls neu gegründeten 
BahnflächenEntwicklungsGesellschaft mbH 
(BEG) verwaltet werden. 

Durch die Umstrukturierung der Post und 
der Deutschen Telekom werden ebenfalls 
Flächen nicht mehr benötigt, die zwar nicht 
den Umfang der Brachflächen der Deut-
schen Bahn erreichen, aber dennoch auf-
grund ihrer stadträumlichen Lage weitrei-
chende Entwicklungschancen eröffnen. 

4.5	 Leerstehende Ladenlokale
Im Gegensatz zu den leerstehenden Wohn-
häusern sind es eher die leerstehenden 
Ladenlokale, die in Nordrhein-Westfalen 
zum Alltagsbild gehören. Gerade in den 
Innenstädten mit ihrem erhöhten Nut-
zungsdruck erfolgt hier aber relativ schnell 
eine Neuvermietung. Die Neuvermietung 
ist häufig nur von kurzer Dauer. „99 Cent 
Märkte“ oder „1 Euro Märkte“ erobern so 
auch relativ gute Lagen mit reichlich Lauf-
kundschaft. In der Regel verschwinden die-
se Märkte auch kurzfristig wieder, sind also 
im Ergebnis auch nur Zwischennutzer. Es 
handelt sich jedoch um die oben erwähnten 
nicht geplanten, ungewünschten Zwischen-
nutzungen.

Jedoch gibt es auch geplante Zwischennut-
zungen in Ladenlokalen. Ein Beispiel hier-
für sind die sogenannten pop-up Stores. 
Hierunter werden Geschäfte verstanden, 
die “quasi über Nacht errichtet werden“ 
und deren Konzept von vorneherein einen 
begrenzten Nutzungszeitraum vorsieht 
(von einigen Tagen bis zu einem Jahr).22 
Die pop-up Stores sind weiterhin “durch 
limitierte oder außergewöhnliche Produkte 
und Dienstleistungen, eine zeitliche Ver-

knappung des Angebotes und PR-trächtige 
Erlebniswelten“ charakterisiert.23

Der zielgerichtete Einsatz solcher Zwischen-
nutzungen zur Belebung der Innenstädte 
wird zurzeit erprobt. Die „bundesvereini-
gung city- und stadtmarketing deutsch-
land e.V.“ (bcsd) hat das Recklinghausener 
Marketingbüro „Die Etage“ mit der Bildung 
eines „pop-up Pools“ beauftragt, mit dem 
Ziel, ein Netzwerk von pop-up typischen 
Nutzungsideen und Flächenanbietern auf-
zubauen, um so über die temporäre Nut-
zung leerstehender Ladenlokale die Innen-
städte zu beleben.

22 vgl. hierzu auch Die Etage 2007

23 vgl. ebd. S. 3
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5	 Die Differenzierung nach Arten von
	 Zwischennutzungen
Zwischennutzungen zeichnen sich u.a. 
durch eine hohe Kreativität aus. Gerade 
die fehlende Nutzungsdeterminierung von 
Brachflächen und ungenutzten Gebäuden 
lässt eine Vielfalt möglicher Nutzungen zu, 
die lediglich durch die Interessen des Ei-
gentümers sowie das geltende (Bau-) Recht 
beschränkt werden.

5.1	 Gewerbliche Zwischen-
	 nutzungen
Auch wenn Zwischennutzungen immer nur 
Interimslösungen sind und vor diesem Hin-
tergrund eigentlich nicht den typischen 
gewerblichen Nutzungen entsprechen, die 
meist auch einen bestimmten Investitions-
bedarf und/oder eine gewisse Beständigkeit 
den Standort betreffend erfordern, so gibt 
es doch auch eine Reihe von gewerblich-
kommerziellen Zwischennutzungen.

Hierunter fallen bspw. Ladenprojekte, einfache 
Lagerplätze, Märkte und Gründerzentren. 
Auch gastronomische Zwischennutzungen 
sind bekannt, bspw. Biergärten, Cafes, Im-
bisse etc. Insbesondere finanziell schwächere 
Nutzergruppen können durch die geringen 
Kostenentgelte bei nicht nachgefragten Flä-
chen eine Nutzungschance bekommen.

Abb. 10:	 Flohmarkt auf dem 
ehemaligen Güter-
bahnhofareal der 
Deutschen Bahn in 
Basel

Abb. 9:		  Arten von Zwischen-		
	 nutzungen

Dieser Vorteil kommt vor allem Unterneh-
men in der Anfangsphase zu Gute. Durch 
die geringen Fixkosten reduziert sich auch 
das finanzielle Risiko in der Gründungs-
phase. So kann der jeweilige Unternehmer 
seine „Geschäftsidee“ ausprobieren und 
ggf. bei Erfolg mit erhöhten Investitionen 
ausbauen. Gewerbliche Zwischennut-

zungen können darüber hinaus auch als 
Marketinginstrumente eingesetzt werden, 
bspw. indem bestimmte Produkte oder 
Marken kurzfristig PR-trächtig präsentiert 
werden.
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5.2	 Zwischennutzung durch Kunst 
	 und Kultur
Ebenfalls häufig in Form von Zwischen-
nutzungen anzutreffen sind künstleri-
sche Gestaltungen und kulturelle Events. 
Während kulturelle Zwischennutzungen 
meist einen „Eventcharakter“ aufweisen, 
wie etwa Theaterprojekte, OpenAir Kinos, 
Festivals, Konzerte etc. und somit eher 
einmalige bis maximal mehrtägige Veran-
staltungen darstellen, bleiben künstleri-
sche Zwischennutzungen auch länger an 
einem Standort bestehen, bspw. in Form 
von Ausstellungen und Installationen.

Zwischennutzungen durch Kunst und Kul-
tur haben häufig auch einen höheren In-
vestitionsbedarf. Es sind meist „Zuschuss-
geschäfte“, die daher oft von öffentlicher 
Seite finanziell unterstützt werden müs-
sen.

Abb. 11:		 Künstlerische Zwischennutzungen

Sie haben jedoch den Vorteil, dass sie eine 
Aufwertung des jeweiligen Standorts be-
wirken, bspw. durch ein verbessertes Image 
und/oder eine erhöhte Außenwirkung.

Zwischennutzungen durch Kunst und 
Kultur eignen sich daher im Allgemeinen 
besonders gut für „geplante instrumenta-
lisierte Zwischennutzungen“, die eine Mar-
ketingstrategie verfolgen.

5.3	 Zwischennutzungen durch
	 Freizeitangebote
In Abgrenzung zu den sportbasierten Zwi-
schennutzungen können die allgemein frei-
zeitbasierten Zwischennutzungen u.a. aus 
(alternativen) Spielplätzen, Übungsräumen 
für Bands, Werkstätten, Minigolfplätzen, 
Schachbrettern u.ä. bestehen.

Zwischennutzungen durch Freizeitange-
bote bringen i.d.R. keine (direkten) finan-
ziellen Vorteile für den Eigentümer mit sich. 
Wenn überhaupt können hierdurch nur 
geringe Entgelte (bspw. für Proberäume, 
Minigolfanlagen etc.) erwirtschaftet wer-
den. Für Spielplätze oder ähnlich geartete 
Zwischennutzungen können dahingegen 
keine Entgelte verlangt werden. Auch die 
Übernahme von laufenden Kosten (Bewirt-
schaftung, Instandhaltung etc.) durch den 
Nutzer selbst ist bei diesen Nutzungsarten 
eher unüblich. Auch liegt der Grundstücks-
wert dieser Flächen häufig noch über 0,00 
EUR/m², so dass kein Erlass der Grundsteuer 
gewährt werden kann.

5.4	 Sportbasierte Zwischen-
	 nutzungen
Eine Unterform der freizeitbezogenen Zwi-
schennutzungen sind sportbezogene Nut-
zungen. Mittlerweile werden sportliche Ak-
tivitäten so häufig als Zwischennutzungen 
realisiert, dass diese eine eigene Kategorie 
bilden.

Bei den sportbezogenen Zwischennut-
zungen kann wiederum zwischen kurzfris-
tigen Angeboten (bspw. Streetball- oder 
Beachvolleyballturniere) und dauerhaften 
Angeboten wie etwa Halfpipes, Bolzplätze 
etc. unterschieden werden.

Während die kurzfristigen Angebote wie-
derum eher Eventcharakter haben und 
somit tendenziell eher als Marketingins-
trumente zu nutzen sind, bewirken die 
dauerhaften Angebote eine Aufwertung 
des Umfelds. Die Initiatoren sind für die-
se Angebote neben der öffentlichen Hand 
in erster Linie Vereine und die durch die 
Imageverbesserung Begünstigten, weniger 
die Nutzer der Sportangebote selbst.
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5.5	 Zwischennutzung durch
	 Grünflächen
Ein anderer Typus von Zwischennutzungen 
sind zeitlich begrenzte freiraumbezogene 
Nutzungen, welche die Herrichtung und 
Pflege von Grünflächen beinhalten. Bei-
spiele sind hierfür das Erstellen von Ge-
meinschafts- oder Kleingärten, die Anlage 
von Grünflächen oder kleinen Parks auf 
Brachen, die Errichtung temporärer Grün-
züge sowie allgemein jegliche zeitlich be-
fristete Nutzung, die hauptsächlich auf 
Anpflanzungen abstellt. Solche „grünen“ 
Zwischennutzungen sind leicht und kosten-
günstig zu erstellen und werten die Umge-
bung optisch auf. Darüber hinaus können 
sie auch der Naherholung der angrenzenden 
Bevölkerung dienen. Jedoch bedürfen viele 
Anpflanzungen auch einer regelmäßigen 
Pflege, die ihrem Träger regelmäßige Kos-
ten verursacht. Wird die Pflege vernachläs-
sigt, können die Anpflanzungen evtl. auf-
grund ihres ungehinderten Wuchses unter 
die kommunale Baumschutzsatzung fallen 
(vgl. hierzu auch Kap. V. 2.2). Die zu einem 
späteren Zeitpunkt notwendige Beseitigung 
würde dann einen Ausgleich erforderlich 
machen.

Mangelnde Pflege kann darüber hinaus 
zu einem „ungepflegten“ Erscheinungsbild 
führen, welches dem Betrachter eine feh-
lende Nutzungszuweisung vermittelt. In der 
Folge muss mit weiteren ungewünschten 
Entwicklungen, wie bspw. der unerlaubten 
Müllablagerung gerechnet werden.

Abb. 12: BMX- & Skatepark

Abb. 14: Natürliche Sukzession auf Güterbahnhof Schalke-Süd

Abb. 13: Blumenschlange auf Güterbahnhof Schalke-Süd
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IV  Die Akteure und ihre Ziele

In der „klassischen“ Stadtentwicklung 
setzen sich die Hauptakteure der meisten 
städtebaulichen Maßnahmen aus Eigen-
tümern, Investoren sowie der Gemeinde 
zusammen. Die Akteurskonstellation ist 
bei Zwischennutzungen nicht grundlegend 
verschieden. Je nach Art, Lage und Umfang 
der Zwischennutzung können einzelne Ak-
teure wegfallen oder noch weitere Akteure 
hinzukommen. Die Position des Investors 
wird durch den Zwischennutzer besetzt.

Der Eigentümer
Allein durch die Legalisierung der auf 
seinem Grundstück ausgeübten Nutzung 
wird der Eigentümer zum (Haupt-) Ak-
teur.24 Dem gegenüber ist der Eigentümer 
nicht den Akteuren zuzuordnen, wenn die 
ausgeübte Nutzung ihm nicht bekannt ist, 
respektive illegal ausgeübt wird.

In vielen Fällen wird eine Zwischennut-
zung erst durch intensive Verhandlungen 
zwischen dem Eigentümer und dem Zwi-
schennutzer möglich sein, da die Motive 
beider Akteure sehr unterschiedlich sind. 
Gegenleistungen, das Tragen anfallender 
Kosten, Nutzungsdauer und Nutzungsart 
sind jeweils Merkmale von Zwischennut-
zungen, die immer auch mit dem Eigen-
tümer vereinbart werden müssen und 
welche die Zwischennutzung selbst in we-
sentlichen Punkten definieren. Vor diesem 
Hintergrund ist der Eigentümer als einer 
der wichtigsten Akteure einzuordnen.

Die öffentliche Hand
Die öffentliche Hand kann in vielfältiger 
Form als Akteur auftreten: Sie kann Ei-
gentümer, Vermittler, Initiator oder die 
genehmigende Stelle sein. Sie verfolgt 
mit der Zwischennutzung städtebauliche, 
wirtschaftliche und/oder soziale Zielset-
zungen. Als genehmigende Stelle hat sie ei-
nen starken Einfluss auf die Ausgestaltung 
der Zwischennutzung. Auch kann sie das 
Verfahren vereinfachen, indem bspw. ein 
Ansprechpartner in der Verwaltung Anfra-
gen weiterleitet, die andere Verwaltungs-

1 Die Akteure bei Zwischennutzungen
bereiche betreffen, oder indem sie ihren 
Ermessensspielraum bei der Erfüllung von 
Auflagen nutzt. Die öffentliche Hand ist 
auch Ansprechpartner und Vermittler bei 
einer Finanzierung über Fördermittel. Dar-
über hinaus treten die Gemeinden teilweise 
auch selbst als Zwischennutzer auf, insbe-
sondere bei temporären Grünnutzungen.

Die Anwohner
Bei bestimmten Nutzungen treten auch die 
Anwohner als Akteure auf. Insbesondere 
bei größeren Zwischennutzungen oder Zwi-
schennutzungen, die Emissionen verursa-
chen, ist eine Beteiligung der Anwohner 
unerlässlich.

Sie treten darüber hinaus auch als Zwi-
schennutzer selbst auf. Gerade bei kleineren 
Flächen, wie bspw. Baulücken o.ä., geht der 
Impuls der Veränderung oft von den An-
wohnern selbst aus. Mit ehrenamtlichem 
Engagement wird so eine Entwicklung 
„von unten“ („bottom up“ Ansatz) ange-
stoßen, die selbstbestimmt, kostengünstig 
und wohnortnah Angebote bereitstellt, die 
nicht nur von den unmittelbaren Projekt-
beteiligten in Anspruch genommen wer-
den können. Mit Hilfe dieses „bottom up“ 
Ansatzes können die Nutzungsansprüche25 , 
die konkret vor Ort bestehen, erfüllt wer-
den.26

Der Vermittler
Die Vermittler (tlw. auch „Agenten“ ge-
nannt) treten als Mittler zwischen (Brach-) 
Flächeneigentümern und potentiellen Zwi-
schennutzern auf. Neben der grundsätz-
lichen Vermittlung zwischen Grundstücken 
und Nutzern beraten die Vermittler auch 
zu spezifischen Fragen der Zwischennut-
zung und geben Hilfestellung bei recht-
lichen, planerischen und organisatorischen 
Fragestellungen. Beispiele für Vermittler 
sind bspw. die Zwischennutzungsagentur in 
Berlin als privat initiiertes und privatwirt-
schaftlich geführtes Unternehmen und die 
Brachenvermittlungsstelle Leipzig als kom-
munale Vermittlungsstelle, die neben der 

24 In Ausnahmefällen können 
Grundstücke jedoch auch nicht 
grundbuchlich gebucht sein. In 
diesen Fällen ist der Eigentü-
mer nicht bzw. nur schwer zu 
ermitteln.

25 Gärten, Spielplätze, Parkplätze 
etc.

26 vgl. hierzu auch http://www.
stadtteilarbeit.de/Seiten/Theorie/
habermann/zwischennutzung.htm, 
zugegriffen am 14.11.2006
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von Zwischennutzungen als „weiches“ Ins-
trument des Baulandmanagements und de-
ren Instrumentalisierung notwendig wären. 
Die bestehenden Hemmnisse im Umgang 
mit Zwischennutzungen machen Vermittler 
in diesem Bereich erforderlich. Auch würde 
diese Akteursgruppe helfen, das Informa-
tionsdefizit zu beseitigen, indem Angebot 
(ungenutzte Flächen) und Nachfrage (Zwi-
schennutzer, Nutzungsideen) zusammen-
geführt würden.

reinen Vermittlung zwischen Eigentümern 
und potentiellen Zwischennutzern27 auch 
rechtliche Beratung gibt und Überzeu-
gungsarbeit bei den Eigentümern leistet. 
Die Vermittler bzw. Agenten als Akteure bei 
Zwischennutzungen treten hauptsächlich 
in den neuen Bundesländern auf. Insbe-
sondere aus NRW ist bislang nichts über 
das Vorhandensein dieser Akteursgruppe 
bekannt.

Dies ist insofern als Nachteil zu werten, als 
gerade die Vermittler für die Etablierung 

2 Die Zielsetzungen der Akteure

2.1	 Zielsetzungen aus Sicht der 	
	 Gemeinde
Die Motive der Gemeinde zur Umsetzung 
einer Zwischennutzung können sehr viel-
fältig sein und hängen in erster Linie von 
der Fläche und der projektierten Zwischen-
nutzung ab. Es wird auch nicht nur das Ziel 
einer geordneten Stadtentwicklung ver-
folgt. Die Aufgaben der Stadt liegen näm-
lich nicht nur im Vollzug von Planungs- 
und Ordnungsrecht, sondern auch in der 
Anwendung informeller Instrumente, bspw. 
der Initiierung und Steuerung von Prozes-
sen. Gerade in Zeiten der Stagnation kön-
nen Zwischennutzungen auch ein Baustein 
aktivierenden Baulandmanagements sein 
und weitergehende Prozesse initiieren.

Stadtentwicklung
Brachflächen oder leer stehende Gebäu-
de beeinflussen das Stadtbild negativ. In 
der Folge können weitere negative Auswir-
kungen entstehen („wilde Müllkippen“, ne-
gative Ausstrahlungseffekte auf das Umfeld 
etc.). Aus städteplanerischer Sicht muss es 
daher das Ziel sein, Brachflächen und Leer-
stand weitestgehend zu vermeiden, um das 
Stadtbild nicht zu beeinträchtigen. 

Soziale Ziele/Quartiersmanagement
Darüber hinaus können Zwischennutzungen 
durchaus auch neue Qualitäten schaffen, 
indem Gartennutzungen für einzelne Be-
wohner realisiert werden, mehr Grün in der 

•

1.

Stadt geschaffen wird oder andere Ange-
bote (Spielplätze o.ä.) bereitgestellt wer-
den. In jedem Fall kann über Zwischennut-
zungen das Wohnumfeld verbessert und 
die Wohnqualität gesteigert werden.

Auch aus dem ehrenamtlichen Engage-
ment und der Eigeninitiative der Bewoh-
ner sind positive Effekte auf das Quartier 
abzuleiten. Neben einer erhöhten sozialen 
Bindung untereinander kann hieraus auch 
eine stärkere Bindung der Bewohner an ihr 
Quartier erwachsen.

Wirtschaftliche Zielsetzungen
Die wirtschaftlichen Zielsetzungen sind für 
die Gemeinde nur von untergeordneter Be-
deutung, da in aller Regel die Gemeinde 
Kosten aufzuwenden hat, um Zwischen-
nutzungen zu initiieren und umzusetzen. 
In Einzelfällen jedoch kann die Gemeinde 
auch Kosten sparen. Dies ist immer dann 
der Fall, wenn gemeindeeigene Grundstü-
cke zwischengenutzt werden und die Ge-
meinde durch ersparte Aufwendungen für 
Pflege und Sicherung des Grundstücks ei-
nen finanziellen Vorteil erwirtschaftet.

2.2	 Zielsetzungen aus Sicht des 	
	 Grundstückseigentümers
Die Zielsetzungen der Grundstückseigen-
tümer sind i.d.R. rein wirtschaftlicher Na-
tur. Nur in Ausnahmefällen oder aber wenn 

•

27 Über das bereits bestehende 
Brachflächenkataster liegt eine 
weitreichende Informationsgrund-
lage vor.
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bspw. die Gemeinde gleichzeitig der Grund-
stückseigentümer ist, können auch weitere 
Zielsetzungen das Handeln der Eigentümer 
mitbestimmen. Aber auch die wirtschaft-
lichen Zielsetzungen eines Eigentümers 
lassen sich weiter differenzieren.

Einsparung laufender Kosten
Für die Eigentümer kleinerer Grundstücke 
ist vor allem die Möglichkeit, Kosten zu 
sparen, ein Motiv für eine Zwischennut-
zung. Ist anzunehmen, dass eine gewinn-
bringende Nutzung kurz- bis mittelfristig 
nicht zu realisieren ist, liegt seine einzige 
Handlungsoption in finanzieller „Scha-
densbegrenzung“. Diese kann dadurch er-
reicht werden, dass ein Teil der laufenden 
Kosten vom Zwischennutzer zu tragen ist, 
oder aber dass durch die Nutzung selbst 
unerwünschte Entwicklungen (bspw. ille-
gale Müllablagerungen, Vandalismus etc.) 
verhindert werden. 

Ein weiterer positiver Effekt ist bei der Zwi-
schennutzung von leerstehender Gebäu-
desubstanz zu beobachten. Aufgrund der 
Zwischennutzung werden das Gebäude und 
seine technischen Anlagen weiter genutzt. 
Durch die Nutzung der Wasserleitungen 
oder bspw. auch der Heizungsanlagen kann 
einem Verfall der Haustechnik vorgebeugt 
werden, der sich ggf. bei längerem Leer-
stand mit entsprechender unterlassener In-
standsetzung einstellen würde.

Zusammengefasst bieten Zwischennut-
zungen dem Eigentümer vielfältige Mög-
lichkeiten der Kostenreduktion (vgl. hierzu 
auch Kap. IX):

die Förderfähigkeit des Abrisses bzw. 
der Beräumung und Sicherung des 
Grundstücks als Ordnungsmaßnahme,
Minderung des Gefährdungspotentials 
durch die Beräumung der Brache,
Reduktion der laufenden Belastungen, 
wie z.B. Versicherungskosten, Hausan-
schlusskosten, Regenwasserabgaben, 
Grundsteuern, Sicherungskosten,
Entgeltzahlungen,
verminderte Dauer bis zur Wiederauf-
nahme der Hauptnutzung,
Verminderung von Vandalismusschä-
den.

•

•

•

•

•
•

•

Optimierte Wiederaufnahme der 
hochwertigsten planungsrechtlich 
zulässigen Nutzung

Die Möglichkeit, laufende Kosten zu re-
duzieren, ist auch eine Zielsetzung der  
Eigentümer größerer ungenutzter Flächen. 
Im Gegensatz zu den kleineren, oftmals 
privaten Grundstückseigentümern sind 
die Zielsetzungen der Eigentümer größe-
rer Brachflächen öfters strategisch ausge-
richtet. D.h., es wird auf ein Ziel, nämlich 
die Wiederaufnahme der hochwertigsten 
planungsrechtlich zulässigen Nutzung, hin-
gearbeitet. 

Sollen Zwischennutzungen strategisch zur 
Wiederaufnahme der hochwertigsten pla-
nungsrechtlich zulässigen Nutzung dienen, 
können im Allgemeinen drei Faktoren be-
einflusst werden:

die Dauer bis zur Wiederaufnahme der 
hochwertigsten planungsrechtlich zu-
lässigen Nutzung,
die Vermarktungsdauer,
die konkrete Ausgestaltung der nach-
folgenden Nutzung.28 

Liegen bereits konkrete Nachnutzungsplä-
ne vor, bspw. in Form eines Rahmenplanes 
o.ä., können Zwischennutzungen strate-
gisch eingesetzt werden, um zusätzlich zu 
dem o.g. Ziel der Kostenreduktion

das Image des Standortes zu verbes-
sern,
den Bekanntheitsgrad der Fläche zu er-
höhen und
in der Folge die Dauer bis zur Wieder-
aufnahme der hochwertigsten pla-
nungsrechtlich zulässigen Nutzung zu 
verkürzen.

Im Einzelnen hängt die Dauer bis zur Wie-
deraufnahme der hochwertigsten pla-
nungsrechtlich zulässigen Nutzung von 
zahlreichen Faktoren ab:

Einflussfaktoren auf den Realisierungszeit-
raum sind u.a.:

Dauer von Vorbereitungsmaßnahmen,
Dauer des Planungsverfahrens,
Umfang und Dauer der Sanierung der 
Fläche sowie
Dauer der Herrichtung der Fläche (z.B. 
innere Erschließung).

•

•

•
•

•

•

•

•
•
•

•

28 So gibt es zwischen den einzel-
nen Nutzungskategorien deutliche 
Unterschiede. Im Wohnungsbau 
bspw. ist nicht jede Wohnform 
gleich gut zu vermarkten.
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vor, da Planung und Projektentwicklung 
meist zielgerichtet auf eine konkrete Nut-
zung abgestimmt sind.

Zwischennutzer nehmen hier eine Sonder-
stellung ein. Sie haben von vorneherein 
Kenntnis von der zeitlichen Befristung ihrer 
Nutzung. Teilweise entspricht diese auch 
ihren eigenen Vorstellungen.

Ein weiteres Alleinstellungsmerkmal ist der 
finanzielle Rahmen der Zwischennutzung. 
Die meisten Zwischennutzungen sind per 
se nicht ökonomisch motiviert. Bei den ge-
werblichen Zwischennutzungen handelt es 
sich dahingegen meist um Existenzgründer 
oder Projekte, die sich selbst lediglich „tra-
gen“ sollen. Die finanzielle Ausstattung ist 
bei diesen eher gering. Dementsprechend 
gering kann daher auch nur das Entgeld für 
die Nutzung eines Grundstücks sein. Auch 
durch die zeitliche Befristung der Nutzung 
sind große Investitionen in die Nutzung 
und vor allem in den Standort i.d.R. un-
wirtschaftlich. 

Der Zwischennutzer ist demnach motiviert, 
„Nischen“ am Grundstücksmarkt zu beset-
zen.

Neben den ökonomisch motivierten Zwi-
schennutzern steht die größere Menge der 
Zwischennutzer, die mit ihren Aktivitäten 
in erster Linie ihre allgemeinen Bedürfnisse 
befriedigen wollen. Diese sind durchaus 
sehr unterschiedlich ausgeprägt und hän-
gen mit der Lebens- und Umfeldsituation 
des jeweiligen Zwischennutzers zusammen. 
Zu nennen wären hier bspw. ein Mangel an 
Grünflächen in der unmittelbaren Nach-
barschaft, zu wenig Spiel- oder Sportmög-
lichkeiten oder einfach auch die eigene 
Selbstverwirklichung.

Grundsätzlich ist das Motivbündel der Zwi-
schennutzer weit gefächert und kann nur 
schwer unter einzelnen Oberpunkten sub-
summiert werden. 

Ein weiterer wesentlicher Einflussfaktor ist 
die Nachfragesituation in Bezug auf die 
geplante Nutzung.

Für den Fall, dass die Nachfrage erwar-
tungsgemäß nicht hoch ist, besteht die Un-
sicherheit, dass die Flächen nicht oder nur 
zu einem geringeren Preis verkauft werden 
können und eine wirtschaftliche Entwick-
lung der Brachfläche nicht möglich ist.

Durch die Beräumung der Fläche und an-
schließend etablierte Zwischennutzungen 
kann ein Grundstück eine optimierte Au-
ßenwirkung entfachen. Das Image der Flä-
che kann verbessert werden. Auch kann 
durch den strategischen Einsatz von Zwi-
schennutzungen mit Eventcharakter der 
Bekanntheitsgrad der Fläche – auch über-
regional – erhöht werden.

Die Chancen, dass Projektentwickler, In-
vestoren oder Gewerbetreibende auf die 
Fläche aufmerksam werden, steigt. Auch 
die Wahrnehmung der Fläche nach außen 
hin kann deutlich verbessert werden. 

Der strategische Einsatz von Zwischennut-
zungen verhindert zudem, dass ungenutzte 
Flächen von Dritten – ohne Absprache - in 
Anspruch genommen werden und sich so 
ungewünschte Nutzungen etablieren.

Zielsetzungen aus Sicht des
Zwischennutzers

Zwischennutzer unterscheiden sich im Hin-
blick auf ihre Motivation und die ihnen zur 
Verfügung stehenden Ressourcen von den 
sonstigen Akteuren am Grundstücksmarkt.

Ein grundlegendes Alleinstellungsmerkmal 
ist die zeitliche Befristung der Zwischen-
nutzungen selbst. Die etablierten Akteure 
der Stadtentwicklung planen, Nutzungen 
i.d.R. mittel- bis langfristig aufrechtzuer-
halten. Eine konkrete zeitliche Befristung 
ist in der Regel nicht vorgesehen. Bereits 
die Merkmale der Handelsgüter „Boden“, der 
als ewig angesehen wird, und „Gebäude“, 
die meist Jahrzehnte, tlw. auch noch weit-
aus länger genutzt werden können, sowie 
die Dauer von Planungen (bspw. Bauleit-
planung) und Projektentwicklungen geben 
implizit auch längere Nutzungszeiträume 

•
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Die unterschiedlichen Zielsetzungen sind es 
auch, die Konflikte entstehen lassen bzw. –
positiv formuliert – Gesprächsbedarf und 
Vermittlung erfordern. Für den Eigentümer 
sind temporäre Nutzungen lediglich eine 
Übergangslösung, um wirtschaftlich un-
günstige Zeiten zu überbrücken. Er hofft, 
durch die Zwischennutzung die laufenden 
Kosten oder den Zeitraum selbst zu mini-
mieren, negative Entwicklungen zu verhin-
dern und durch die Nutzung selbst Image-
verluste zu vermeiden bzw. im Bestfall das 
Image sogar zu verbessern. Für den Zwi-
schennutzer jedoch handelt es sich im We-
sentlichen um kostengünstige Flächen, auf 
denen er seine Ideen umsetzen kann und 
die ansonsten in der Stadt kaum zur Ver-
fügung gestellt werden. Beide Positionen 
erfordern einen flexiblen Umgang mit Nut-
zungszeiträumen und Nutzungen selbst als 
Kompromiss. Die fehlenden Sicherheiten 
über den Nutzungszeitraum erschweren die 
Planung des Zwischennutzers. Nicht im-
mer macht es Sinn, Geld und in erster Linie 
Eigenleistung in ein Projekt zu investieren, 

dass in zwei Jahren möglicherweise wieder 
aufgegeben wird. Andererseits widerspre-
chen konkrete Zusagen bzgl. längerer oder 
auch flexiblerer Nutzungszeiträume oder 
auch längere Kündigungsfristen den Zielen 
der Eigentümer. Deren größte Furcht liegt 
in einer Verstetigung der Zwischennutzung 
und damit einer Verdrängung der etab-
lierten, profitableren Hauptnutzung. Dies 
könnte bspw. der Fall werden, wenn Zwi-
schennutzer viel in ein Projekt investiert 
haben und nun vor der Nutzungsaufgabe 
stehen. Oder wenn die Zwischennutzung 
außergewöhnlich viele Menschen anspricht, 
bzw. in den Medien sehr präsent ist. 

Es sind also bei jeder Zwischennutzung 
projektbezogene Prozesse des Aushandelns 
erforderlich. Zu verhandelnde Punkte sind 
hierbei die Art der Nutzung, die Dauer der 
Nutzung und die Auswahl bei verschie-
denen Nutzern und Nutzungen. Die Ver-
mittlungsarbeit kann aber auch von einem 
Vermittler oder einer Zwischennutzungsa-
gentur übernommen werden.

3 Zwischenfazit



Idee / Nutzungskonzept

Sicherung der Flächenverfügbarkeit

Finanzierung
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Die Realisierung von Zwischennutzungen 
kann in drei Abschnitte unterteilt werden 
(vgl. hierzu Abb. 15). Zu Beginn steht die 
Idee einer bestimmter Zwischennutzung 
bzw. im Idealfall ein ausgearbeitetes Nut-
zungskonzept (vgl. hierzu Kap. III).

In einem nächsten Schritt gilt es, eine für 
die Umsetzung geeignete Fläche zu fin-
den, insbesondere unter Berücksichtigung 
der rechtlichen Rahmenbedingungen (vgl. 
hierzu Kap. V). In der Folge muss die Flä-
chenverfügbarkeit gesichert werden; dies 

gilt sowohl für die Zwischennutzungen, die 
Leistungen der öffentlichen Hand erfor-
dern, wie z.B. Ordnungsmaßnahmen, För-
dermittel, (Ab-) Änderung des Planungs-
rechts (vgl. hierzu Kap. V. 1.1), als auch für 
die vertraglichen Vereinbarungen zwischen 
Grundstückseigentümer und Zwischennut-
zer (vgl. hierzu Kap. V. 1.2).

In einem letzten Schritt ist die Frage der 
Finanzierung der Zwischennutzung zu be-
antworten (vgl. hierzu Kap. VI).

V  Die Umsetzung von Zwischennutzungen und 
rechtliche Anforderungen

Abb. 15:	 Umsetzungsschritte
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1 Das Instrumentarium zur Umsetzung 
von Zwischennutzungen

1.1	 Instrumente des Planungs-
	 rechts
Zur Umsetzung von Zwischennutzungen 
stehen grundsätzlich die Instrumente des 
Planungsrechts und privatrechtliche Instru-
mente zur Verfügung. Die Instrumente des 
Planungsrechts werden i.d.R. nur angewen-
det, wenn die Zwischennutzung Vorhaben 
nach § 29 BauGB beinhaltet und/oder die 
Durchführung von Ordnungsmaßnahmen 
oder sonstige Leistungen der öffentlichen 
Hand erfordert.

1.1.1	 Das Baurecht auf Zeit 
	 (§ 9 Abs. 2 BauGB)
Durch das Baurecht auf Zeit (§ 9 Abs. 2 
BauGB) hat der Gesetzgeber die Möglich-
keit eröffnet, in einem Bebauungsplan auch 
zeitlich befristete Festsetzungen treffen zu 
können.

Grundsätzlich ist das Baurecht auf Zeit ein 
städtebauliches Instrument, welches auch 
hinsichtlich seiner Eignung zur Implemen-
tierung von Zwischennutzungen diskutiert 
werden sollte. Bereits die zeitliche Nut-
zungsbefristung lässt Parallelen zwischen 
dem Baurecht auf Zeit und den in dieser 
Studie diskutierten temporären Nutzungen 
vermuten.

Die Anwendung von § 9 Abs. 2 BauGB ist 
jedoch an bestimmte Bedingungen ge-
knüpft. Das Baurecht auf Zeit kann auf-
lösend bedingt (§ 9 Abs. 2 Nr. 1) oder auf-
schiebend bedingt (§ 9 Abs. 2 Nr. 2) sein. 
Beide Festsetzungsmöglichkeiten müssen 
aber hinreichend bestimmt sein. Bei einer 
auflösenden Bedingung muss der Zeitraum 
bestimmt sein, bei einer aufschiebenden 
Bedingung die Umstände. 

Da Zwischennutzungen – nach unserer 
Definition – immer nur Nutzungen zwi-
schen zwei Hauptnutzungen sind, könnte 
(theoretisch) das Wiederaufkommen einer 
Nachfrage für die Hauptnutzung als auf-
schiebende Bedingung bezeichnet werden. 
Problematisch ist hierbei aber die fehlende 

Gewissheit über das Eintreten dieser Um-
stände. An gewissen Standorten (bspw. in 
den neuen Bundesländern) ist allein die 
Frage, ob die Nachfrage wieder aufkommt, 
reine Spekulation. § 9 Abs. 2 Nr. 2 BauGB 
fordert aber eine hinreichende Gewissheit 
über das Eintreten der aufschiebenden Be-
dingung.

Bei zukünftigen Nutzungen, deren Um-
setzung noch einen bestimmten Zeitraum 
dauert und dieser über Zwischennutzungen 
„überbrückt“ werden soll, kann von einer 
auflösenden Bedingung gesprochen wer-
den. Hier kann ein Zeitraum exakt definiert 
werden. 

Vorsicht ist aber auch bei längeren Zeiträu-
men geboten. So besagt ein Urteil des OVG 
Lüneburg, dass „mit der Festsetzung eines 
Sondergebiets „Erzeugung, Entwicklung 
und Erforschung von Energie durch nicht-
nukleare Energiegewinnungsanlagen“ auf 
dem Gelände eines Kernkraftwerkes, dessen 
Restlaufzeit und anschließender Rückbau 
die Verwirklichung der Planung in frühes-
tens 21 Jahren zulassen, ... der Planungs-
horizont für einen Bebauungsplan deutlich 
überschritten [wird]. Eine Planung, die sich 
frühestens in 21 Jahren verwirklichen lässt, 
ist jedenfalls nicht absehbar.“29 

Bei der Festsetzung einer auflösenden Be-
dingung im Rahmen des Baurechts auf Zeit 
sollte berücksichtigt werden, dass selbst 
für Flächennutzungspläne ein maximaler 
Planungshorizont von 10 bis 15 Jahren an-
genommen wird.30 

Eine weitere Einschränkung ergibt sich 
durch die Bestimmung des Gesetzgebers, 
Baurecht auf Zeit nur „in besonderen Fäl-
len“ festsetzen zu können. Was im Detail 
diese „besonderen Fälle“ sein können, ist 
nicht näher konkretisiert. Grundsätzlich 
lässt die fehlende Konkretisierung vermu-
ten, dass der Gesetzgeber unter den „be-
sonderen Fällen“ Situationen versteht, die 
sich nicht über die anderen Instrumente 
des BauGB`s lösen lassen.

29 vgl. OVG Lüneburg, Beschluss 
vom 16.03.2004 – 1 ME 14/04. 
In: Krautzberger 2006

30 vgl. VGH Mannheim, Urteil vom 
15.07.2002 – 5 S 1601/01 -, NuR 
2002, 750. In: Krautzberger 2006
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Fazit
Aufgrund der zahlreichen Bedingungen für 
die Anwendung des § 9 Abs. 2 BauGB wird 
die Umsetzung von Zwischennutzungen 
wohl nur selten über dieses Instrument er-
folgen. Die Anwendungsvoraussetzungen 
werden nur in wenigen Fällen erfüllt sein.

1.1.2	 Der Vorhaben- und Erschlies-
	 sungsplan (§ 12 BauGB)
Ein mögliches Umsetzungsinstrument für 
Zwischennutzungen ist der Vorhaben- und 
Erschließungsplan (§ 12 BauGB). Ein Vor-
teil des Vorhaben- und Erschließungsplans 
ist die Bestimmung des Gesetzgebers, dass 
dieser nicht an die Festsetzungen gem. § 9 
BauGB und nach der auf Grund von § 9a 
BauGB erlassenen Verordnung gebunden 
ist. Somit wäre auch eine zeitlich befriste-
te Nutzung nicht nur in „besonderen Fäl-
len“ zulässig, wie § 9 Abs. 2 BauGB fordert. 
Nach Ausführungen von Goldschmidt und 
Taubenek ist die Regelung des § 12 Abs. 2 
Satz 2 BauGB sogar soweit zu fassen, dass 
mit dem Vorhaben- und Erschließungsplan 
„auch Bestimmungen zur Leerstandsvor-
sorge getroffen werden [können], die der 
Gemeinde eine Umplanung ohne die Aus-
lösung von Entschädigungsansprüchen er-
möglicht und gegebenenfalls auch noch 
den Rückbau der Anlage sicherstellt.“31 

Gemäß der Interpretation von Goldschmidt 
und Taubenek ist der Vorhaben- und Er-
schließungsplan ein geeignetes Instrument 
zur Realisierung von Zwischennutzungen. 
Es sollte aber hinterfragt werden, warum 
der Gesetzgeber den § 9 Abs. 2 BauGB neu 
eingeführt hat, wenn bereits über die An-
wendung von § 12 BauGB temporäre Nut-
zungen umgesetzt werden können. Auch 
aus der Praxis sind keine Anwendungsfälle 
des § 12 BauGB zur Realisierung von Zwi-
schennutzungen bekannt. 

1.1.3	 Der Städtebauliche Vertrag 	
	 (§ 11 BauGB) 
Ist die Gemeinde einer der Akteure bei einer 
Zwischennutzung, kann sie, um diese zu 
realisieren, mit dem Eigentümer bzw. dem 
Zwischennutzer einen Städtebaulichen Ver-
trag gem. § 11 BauGB abschließen. Inhalte 

eines städtebaulichen Vertrages zur Rea-
lisierung einer Zwischennutzung könnten 
insbesondere die Vorbereitung und Durch-
führung städtebaulicher Maßnahmen 
durch den Vertragspartner auf eigene 
Kosten (§ 11 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) und/oder 
die Übernahme von Kosten oder sonsti-
gen Aufwendungen, die der Gemeinde für 
städtebauliche Maßnahmen entstehen oder 
entstanden sind (§ 11 Abs. 1 Nr. 3 BauGB), 
sein.

Die zeitliche Befristung von Baurechten als 
Bestandteil eines städtebaulichen Vertrages 
kann dahingegen u.U. gegen das Koppe-
lungsverbot (§ 11 Abs. 2 Satz 2 BauGB) und 
gegen das Gebot der Angemessenheit (§ 11 
Abs. 2 Satz 1 BauGB) verstoßen.32 

Für eher geeignet sieht Heemeyer dagegen 
eine quasi faktische Befristung von Bau-
rechten, indem über den Städtebaulichen 
Vertrag Ansprüche gem. § 42 BauGB aus-
geschlossen werden. Gleichzeitig müsste 
der Städtebauliche Vertrag jedoch auch die 
Beseitigung der baulichen Anlagen bein-
halten. Hier sieht Heemeyer ein Problem, da 
durch die entschädigungslose Beseitigung 
der baulichen Anlagen dem Vertragspart-
ner in Einzelfällen eine Verpflichtung auf-
erlegt wird, die unter Umständen nicht im 
Verhältnis zur (befristeten) Nutzungsmög-
lichkeit des Grundstücks steht und somit 
gegen das Gebot der Angemessenheit gem. 
§ 11 Abs. 2 Satz 1 BauGB verstößt.33

Dem Instrument des Städtebaulichen Ver-
trages sind daher aufgrund der Gebote der 
Angemessenheit (§ 11 Abs. 2 Satz 1 BauGB) 
und des Koppelungsverbotes (§ 11 Abs. 2 
Satz 2 BauGB) bei der praktischen Anwen-
dung Grenzen gesetzt. Grundsätzlich sieht 
der Gesetzgeber jedoch in dem Städtebau-
lichen Vertrag ein geeignetes Instrument. 
Dies lässt sich zumindest aus der Einfüh-
rung des § 171c BauGB folgern.34

1.1.4	 Der Stadtumbauvertrag
	  (§ 171c BauGB)
Der Gesetzgeber hat seinen Willen bzgl. 
der Möglichkeit, befristete Nutzungen über 
städtebauliche Verträge zu vereinbaren, 
mit der Novellierung des BauGB im Jahre 
2004 kundgetan. Explizit wurden die Mög-

31 Goldschmidt, Taubenek 2007

32 vgl. Heemeyer 2003, S. 42 f.

33 vgl. ebd. S. 44 f.

34 vgl. Ernst/Zinkahn/Bielenberg/
Krautzberger, Vorb. § 171 c
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lichkeiten der Durchführung des Rückbaus 
baulicher Anlagen und deren Kostentragung 
sowie der Verzicht auf die Ausübung von 
Ansprüchen nach den §§ 39 bis 44 BauGB 
dem Katalog der Vertragsgegenstände eines 
„Stadtumbauvertrages“ hinzugefügt. Damit 
werden die sich bei der Anwendung Städ-
tebaulicher Verträge potentiell ergebenden 
Probleme durch das Gebot der Angemessen-
heit und das Koppelungsverbot in Einzelfäl-
len beseitigt. Eine grundsätzliche Befreiung 
vom Koppelungsverbot und dem Gebot der 
Angemessenheit ist damit hingegen nicht 
verbunden, denn der Stadtumbauvertrag 
ist kein neues Planungsinstrument, sondern 
lediglich eine „auf den Stadtumbau bezo-
gene Ausprägung Städtebaulicher Verträge 
im Sinne des § 11 BauGB. [...] Grenzen für 
vertragliche Vereinbarungen ergeben sich 
aus den allgemeinen Grundsätzen und Rege-
lungen für öffentlichrechtliche Verträge, ins-
besondere dem Verwaltungsverfahrensge-
setz und der einschlägigen Rechtsprechung. 
§ 11 Abs. 2 BauGB nennt besonders das An-
gemessenheitsgebot und das Koppelungs-
verbot“.35

1.2	 Instrumente des Privatrechts
Neben den Instrumenten des Baurechts 
stehen den Akteuren auch privatrechtliche 
Instrumente zur Realisierung von Zwi-
schennutzungen zur Verfügung. Hierbei 
kann zwischen Kauf- und Tauschverträgen 
auf der einen Seite und den Gebrauchsü-
berlassungsverträgen auf der anderen Seite 
unterschieden werden.

1.2.1	 Kauf- und Tauschverträge
Eine Möglichkeit, die Flächenverfügbarkeit 
zu gewährleisten, ist der Eigentumsüber-
gang. Dieser kann grundsätzlich über Kauf- 
oder Tauschverträge (§ 433 ff. BGB) erfol-
gen. Hierbei gibt es keine Besonderheiten 
neben den einschlägigen Regelungen des 
BGB zu beachten.

In der Regel werden Kauf- oder Tauschver-
träge jedoch kaum zur Anwendung kom-
men, wenn das eigentliche Ziel (nur) die Re-
alisierung einer Zwischennutzung ist. Da es 
sich bei einer Zwischennutzung i.d.R. nicht 
um eine hochwertige, finanziell einträg-

liche Nutzung handelt, kann in den meisten 
Fällen davon ausgegangen werden, dass die 
Kosten des Flächenerwerbs in keiner wirt-
schaftlichen Relation zu der ausgeübten 
Nutzung stehen. 

1.2.2	 Gebrauchsüberlassungs-
	 verträge
Unter dem Begriff Gebrauchsüberlassungs-
vertrag sind sämtliche Verträge, die eine 
Übertragung von Nutzungsrechten zum 
Inhalt haben (bspw. Miet- oder Pachtver-
träge), zu subsumieren. Der Gebrauchs-
überlassungsvertrag ist in der Praxis das 
übliche Instrument zur Realisierung von 
Zwischennutzungen.

Die Ausgestaltung eines Gebrauchsüberlas-
sungsvertrages zur Realisierung einer Zwi-
schennutzung ist stark mit der Zwischen-
nutzung selbst sowie den Interessen der 
einzelnen Akteure korreliert. Einige Ver-
tragsbeispiele sind im Anhang dieser Ar-
beit enthalten. Hinweis: Bei Nutzung der 
Vertragsbeispiele ist darauf zu achten, dass 
diese an die jeweiligen Rahmenbedin-
gungen angepasst werden. Im Zweifelsfall 
empfiehlt sich eine vorherige Rechtsbera-
tung.

Bei der Nutzung zur Realisierung einer Zwi-
schennutzung sind neben der Frage eines 
eventuell zu zahlenden Entgeltes einige Ver-
tragsbestandteile von besonderem Interesse:

Die Kostenfrage
Mit dem Eigentum an einem Grundstück 
entstehen laufende Kosten und weiterge-
hende Pflichten (Straßenreinigung, Ver-
kehrssicherungspflicht etc.). Üblicherweise 
werden diese Kosten und Pflichten vom 
Eigentümer übernommen. Es kann aber 
auch vertraglich festgelegt werden, dass 
einzelne oder alle dieser Kostenpositionen 
vom Zwischennutzer übernommen werden. 
Beinhaltet der Vertrag keine dementspre-
chenden Regelungen, obliegen Kosten und 
Pflichten dem Eigentümer.

Die Nutzungsdauer und das
Kündigungsrecht
Gerade bei Zwischennutzungen müssen 
Nutzungsdauer, Kündigungsrecht und eine 35  vgl. ebd.
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evtl. Vertragsverlängerung Bestandteil des 
Nutzungsvertrages sein. Die Nutzungsdauer 
wird üblicherweise in Jahren festgeschrie-
ben. Ggf. kann die Option einer Vertrags-
verlängerung mitaufgenommen werden. 
Regelmäßiger Bestandteil sollten die Kün-
digungsvorschriften sein. In der Regel be-
inhalten Verträge über Zwischennutzungen 
eine Möglichkeit der fristlosen Kündigung 
(bzw. sehr geringe Kündigungsfrist) für 
den Eigentümer, damit bei wiederaufkom-
mender Nachfrage die Hauptnutzung zügig 
wiederaufgenommen werden kann.

Die Nutzung
Der Vertrag sollte auch die erlaubte Nut-
zung detailliert beschreiben. Dies betrifft 
sowohl die vom Zwischennutzer realisier-
ten Aufbauten und Anpflanzungen als auch 
die Nutzung und ggf. das Nutzungsziel. 
Hierdurch soll verhindert werden, das der 
Zwischennutzer die Fläche intensiver nutzt, 
als mit dem Eigentümer abgesprochen und 
dadurch die Aufgabe der Zwischennutzung 
im Bedarfsfall erschwert wird. Insbesonde-
re bei gemeinnützigen Zwischennutzungen 
kann in diesem Fall die Wiederaufnahme 
der Hauptnutzung zum Politikum werden 
und in der Folge evtl. auch scheitern. Die 
Vorstellung des Zwischennutzers, dass die 
Hauptnutzung höchstwahrscheinlich nie 
wieder aufgenommen wird, kann andern-
falls zu überhöhten Investitionen in die 
Fläche führen. Wenn dann der Zwischen-
nutzungsvertrag aufgelöst werden soll, 
sind die Probleme für beide Seiten vorpro-
grammiert.

Der Zustand des Grundstücks
Ein weiterer wichtiger Punkt ist der Zustand 
des Gebäudes/Grundstücks nach Aufgabe 
der Zwischennutzung. Hier muss in Abhän-
gigkeit von der Hauptnutzung entschieden 
werden, ob das Gebäude/Grundstück im 
ursprünglichen Zustand dem Eigentümer 
übergeben werden muss oder ob bestimmte 
Veränderungen vom Eigentümer mitüber-
nommen werden. Um sich vor unliebsamen 
Überraschungen zu wappnen, empfiehlt 
es sich, diesen Fall vertraglich zu regeln.

Zusammenfassung
Der Gebrauchsüberlassungsvertrag und 
dessen inhaltliche Ausgestaltung ist der 

zentrale Punkt jeder Zwischennutzung. Die 
Vertragsinhalte bestimmen über die durch 
die Zwischennutzung generierten Vor- und 
Nachteile. Dies beinhaltet sowohl die wirt-
schaftlichen Vorteile des Grundstücksei-
gentümers, als auch die mit der Zwischen-
nutzung verbundenen Risiken, wie bspw. 
eine Verstetigung der Zwischennutzung 
oder aber auch die Durchführung von Nut-
zungen, die nicht Bestandteil der Abspra-
che zwischen den Akteuren waren.

Die Vertragsinhalte sind daher in erster  
Linie von den Akteuren und deren mit der 
Zwischennutzung verbundenen Zielvorstel-
lungen sowie der Art der Zwischennutzung 
abhängig. Dass die vertraglichen Ausge-
staltungen stark differieren können, zeigen 
auch die im Anhang aufgenommenen Ver-
tragsbeispiele.

1.3	 Sonstige Vertragsformen
Die Spannbreite der in der Literatur auf-
tauchenden „Vertragsformen“ im Bezug auf 
die Umsetzung von Zwischennutzungen ist 
weit. Hier wird von Zwischennutzungsver-
trägen, Überlassungsverträgen, Gestat-
tungsvereinbarungen (bzw. -verträgen) o.ä. 
gesprochen. Die Vielfalt von Bezeichnungen 
kann zuweilen für Irritationen sorgen. Es 
soll daher an dieser Stelle deutlich gemacht 
werden, dass diese Begriffe nicht dem BGB, 
BauGB oder anderen Gesetzesschriften 
entnommen sind, sondern lediglich andere 
Bezeichnungen für Städtebauliche Verträge 
(in jeglicher Ausführung) oder Gebrauchsü-
berlassungsverträge sind. 

1.4	 Informelle Planungs-
	 instrumente
Unter den informellen Planungsinstru-
menten sind in erster Linie verschiedene 
Vorgehensweisen bei der Moderation und 
Kommunikation zu verstehen. Die Kommu-
nikation zwischen den einzelnen Akteuren 
nimmt gerade bei Zwischennutzungen eine 
Schlüsselrolle ein. Dies ist erst mal kein 
Bruch mit der traditionellen Planung.36 

Eine intensive Bürgerbeteiligung kann als 
Instrument bei der Umsetzung von Zwi-
schennutzungen angesehen werden. Im 

36 „Der gesamte Planungsprozess 
– von der Definition des Problems 
bis zur Umsetzung der gefundenen 
Lösungen – ist eine Kommunikati-
onsaufgabe.“ (Selle o. J., S. 11).
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Gegensatz zur üblichen Partizipation bei 
Planungsprozessen (bspw. bei Aufstellung 
eines Bebauungsplanes) geht die Partizipa-
tion bei Zwischennutzungen oftmals noch 
sehr viel weiter. Bei der Initiierung und 
Umsetzung von Zwischennutzungen bein-
haltet die Bürgerbeteiligung echte Gestal-

tungsmöglichkeiten und Teilhabe, schlicht 
die Realisierung eigener Ideen. Ein weiterer 
Vorteil der partizipativen Entwicklung von 
Brachflächen ist die gesteigerte Akzeptanz 
von städtischen Einrichtungen oder auch 
Grünflächen.

2 Bei der Umsetzung einer Zwischennut-
zung zu beachtende Rechtsvorschriften

Auch wenn Zwischennutzungen nur auf 
eine begrenzte Zeit projektiert sind, wei-
sen die möglichen Nutzungen und Gestal-
tungen eine Reihe von Restriktionen durch 
geltende Gesetzesvorschriften auf. Eine 
Auflistung zu beachtender Rechtsnormen 
kann nicht abschließend sein, da die rele-
vanten Gesetze und Verordnungen immer 
auch von den jeweiligen Grundstücksei-
genschaften sowie Art und Umfang der 
Zwischennutzung abhängig sind. In der 
Praxis aber werden die Akteure regelmäßig 
mit den folgenden gesetzlichen Bestim-
mungen konfrontiert:

Landesbauordnung
Baumschutzsatzungen der Kommunen
Bundeswaldgesetz
Landschaftsgesetz NRW
Verkehrssicherungspflicht (BGB)
Baugesetzbuch

2.1	 Landesbauordnung
Die Landesbauordnung stellt den bauord-
nungsrechtlichen (baupolizeilichen) Teil des 
Baurechts dar. Sie bestimmt in Ergänzung 
zu den planungsrechtlichen Vorschriften 
des BauGB, ob gebaut werden darf und wie 
gebaut werden darf. 

Sind auch Gebäude oder bauliche Anlagen 
Bestandteil der Zwischennutzung, ist die 
Landebauordnung NRW in ihrer jeweils gül-
tigen Fassung zu beachten. Dies betrifft 
vor allem die Baugenehmigung, die Bau-
ausführung und die einzuhaltenden Sicher-
heitsbestimmungen.

§ 2 Abs. 1 BauO NRW definiert den Begriff 
der baulichen Anlage, auf den sich der Gel-

•
•
•
•
•
•

tungsbereich der Landesbauordnung be-
zieht, folgendermaßen:

„Bauliche Anlagen sind mit dem Erdboden 
verbundene, aus Bauprodukten hergestell-
te Anlagen. Eine Verbindung mit dem Erd-
boden besteht auch dann, wenn die Anlage 
durch eigene Schwere auf dem Erdboden 
ruht oder auf ortsfesten Bahnen begrenzt 
beweglich ist oder wenn die Anlage nach 
ihrem Verwendungszweck dazu bestimmt 
ist, überwiegend ortsfest benutzt zu wer-
den.

Als bauliche Anlagen gelten
Aufschüttungen und Abgrabungen,
Lager-, Abstell- und Ausstellungsplätze,
Camping- und Wochenendplätze,
Sport- und Spielflächen,
Stellplätze,
Gerüste,
Hilf seinrichtungen zur statischen 
Sicherung von Bauszuständen.“

In Abgrenzung zu den baulichen Anlagen 
definiert § 2 Abs. 2 Bauordnung NRW Ge-
bäude als „selbstständig benutzbare, über-
dachte bauliche Anlagen, die von Menschen 
betreten werden können und geeignet oder 
bestimmt sind, dem Schutz von Menschen, 
Tieren oder Sachen zu dienen.“

2.2	 Die kommunalen Baumschutz-
	 satzungen
Bei Anpflanzungen ist die jeweilige kom-
munale Baumschutzsatzung zu beachten. 
So verbietet es bspw. die Gelsenkirchener 
Baumschutzsatzung, innerhalb der Stadt 
Bäume mit einem Umfang ab 80 cm (in 
einem Meter Höhe) zu fällen. So wäre es 

1.
2.
3.
4.
5.
6.
7.
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zwar bei Wiederaufnahme einer baulichen 
Nutzung möglich, die betreffende Bäume 
zu fällen, sofern die Nutzung nicht oder nur 
sehr erschwert ausgeübt werden könnte, 
jedoch müssten in diesem Fall Ersatzan-
pflanzungen vorgenommen werden.

Die Baumschutzsatzungen differieren in 
den einzelnen Gemeinden. Aus diesem 
Grund ist bei jeder Anpflanzung, bevor die 
se beseitigt, beschnitten oder in anderer 
Weise verändert wird, zu prüfen, ob die 
jeweilige Baumschutzsatzung dies zulässt 
oder ein entsprechender Antrag gestellt 
werden muss. Dies betrifft nicht nur die 
bereits vor der Zwischennutzung vorhan-
denen Anpflanzungen, sondern auch die im 
Rahmen der Zwischennutzung geplanten 
Anpflanzungen. Denn auch diese müssen 
ggf. bei Wiederaufnahme der Hauptnut-
zung beseitigt oder verändert werden. In 
dem Fall wären Anträge zu stellen und evtl. 
sogar ein ökologischer Ausgleich zu leis-
ten. 

2.3	 Das Bundeswaldgesetz
Flächen, die einen bestimmten Grad der Ve-
getation erreichen, können als Wald i.S. des 
§ 2 Bundeswaldgesetz eingestuft werden. 
Ob eine Fläche als Wald eingestuft wird 
oder nicht, ist in erster Linie für die ggf. 
angedachte Nachnutzung relevant. Sobald 
eine bewachsene Fläche als Wald eingestuft 
ist, kann dieser nicht ohne weiteres – bspw. 
für eine bauliche Nachnutzung – gerodet 
werden. Gem. § 9 Abs. 1 Bundeswaldgesetz 
darf Wald nur mit Genehmigung der nach 
Landesrecht zuständigen Behörde gerodet 
und in eine andere Nutzungsart umge-
wandelt werden:

§ 9 Abs. 1 Bundeswaldgesetz
„Wald darf nur mit Genehmigung der nach 
Landesrecht zuständigen Behörde gerodet 
und in eine andere Nutzungsart umgewan-
delt werden (Umwandlung). Bei der Ent-
scheidung über einen Umwandlungsantrag 
sind die Rechte, Pflichten und wirtschaft-
lichen Interessen des Waldbesitzers sowie 
die Belange der Allgemeinheit gegenein-
ander und untereinander abzuwägen. Die 
Genehmigung soll versagt werden, wenn 
die Erhaltung des Waldes überwiegend im 
öffentlichen Interesse liegt, insbesondere 

•

wenn der Wald für die Leistungsfähigkeit 
des Naturhaushalts, die forstwirtschaft-
liche Erzeugung oder die Erholung der 
Bevölkerung von wesentlicher Bedeutung 
ist.“

Welcher Bewuchs konkret als Wald i.S.d. 
Bundeswaldgesetzes eingestuft wird, ist 
für Nordrhein-Westfalen in § 2 Bundes-
waldgesetz i.V.m. § 1 Landesforstgesetz 
NRW geregelt:

§ 2 Bundeswaldgesetz
(1)	 „Wald im Sinne dieses Gesetzes ist jede 

mit Forstpflanzen bestockte Grundflä-
che. Als Wald gelten auch kahlgeschla-
gene oder verlichtete Grundflächen, 
Waldwege, Waldeinteilungs- und Siche-
rungsstreifen, Waldblößen und Lich-
tungen, Waldwiesen, Waldäsungsplätze, 
Holzlagerplätze sowie weitere mit dem 
Wald verbundene und ihm dienende 
Flächen.

(2)	 In der Flur oder im bebauten Gebiet 
gelegene kleinere Flächen, die mit 
einzelnen Baumgruppen, Baumreihen 
oder mit Hecken bestockt sind oder 
als Baumschulen verwendet werden, 
sind nicht Wald im Sinne dieses Ge-
setzes.

(3) 	Die Länder können andere Grund-
f lächen dem Wald zurechnen und 
Weihnachtsbaum- und Schmuckrei-
sigkulturen sowie zum Wohnbereich 
gehörende Parkanlagen vom Waldbe-
griff ausnehmen.“

In Nordrhein-Westfalen erfolgt die Er-
mächtigung des § 2 Abs. 2 Bundeswald-
gesetz über § 1 Landesforstgesetz NRW 
(LFoG NRW):

§ 1 Landesforstgesetz NRW
(1) 	„Als Wald gelten auch Wallhecken und 

mit Forstpflanzen bestandene Wind-
schutzstreifen und -anlagen.

(2) 	Außerhalb sonstiger Waldflächen gele-
gene Weihnachtsbaum- und Schmuck-
reisigkulturen sowie zum Wohnbereich 
gehörende Parkanlagen sind nicht Wald 
im Sinne diesen Gesetzes.“

•

•
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2.4	 Landschaftsgesetz NRW
Grundsätzlich hat bei Eingriffen in Natur 
und Landschaft ein entsprechender Aus-
gleich bzw. Ersatz stattzufinden (vgl. § 1a 
BauGB und §§ 4 f. Landschaftsschutzgesetz 
NW). Auch brach liegende Flächen unterlie-
gen in der Regel der natürlichen Sukzessi-
on, wenn diese nicht vollständig versiegelt 
sind. Je nach Fortschritt der Sukzession ist 
sogar die Einordnung als Wald nach dem 
Bundeswaldschutzgesetz möglich. 

Diese gesetzlichen Regelungen hatten in 
der Vergangenheit zur Folge, dass Grund-
stückseigentümer die Sukzession auf ihren 
brachliegenden Flächen durch regelmä-
ßigen Freischnitt begrenzen mussten, um 
eine bauliche Folgenutzung nicht zu kon-
terkarieren. Die Gesetze, die eigentlich dem 
Schutz von Natur und Landschaft dienen 
sollten, wurden so zum Anlass, die natür-
liche Entwicklung zu hemmen.

Mit der Novellierung des Landschaftsge-
setzes NRW im Jahre 2005/2006 wurde 
diese Kausalkette unterbunden. § 4 Abs. 
3 Nr. 6 des Landschaftsgesetzes NRW 
schließt die Ausgleichs- und Ersatzpflicht 
für Brachflächen unter bestimmten Bedin-
gungen explizit aus.

„Nicht als Eingriffe gelten […] die Beseiti-
gung von nach In-Kraft-Treten dieses Ge-
setzes sich durch Sukzession oder Pflege 
ergebenden Zustandsveränderungen des 
Naturhaushalts oder des Landschaftsbildes 
auf Flächen, die in der Vergangenheit bau-
lich oder für verkehrliche Zwecke genutzt 
waren, bei Wiederaufnahme einer neuen 
Nutzung. Dazu ist der nach In-Kraft-Treten 
des Gesetzes oder bei der zukünftigen Auf-
gabe einer Nutzung aktuelle Zustand der 
Flächen gegenüber der zuständigen Land-
schaftsbehörde zu dokumentieren (Natur 
auf Zeit). Kompensationsmaßnahmen nach 
§ 4a sind lediglich nach dem gemäß Satz 2 
dokumentierten Zustand der Flächen 
durchzuführen.“

Durch die Novellierung wurde somit zum 
einen aus Sicht des Umweltschutzes die 
Notwendigkeit der kontinuierlichen Unter-
drückung natürlicher Sukzessionsprozesse 
unterbunden und zum anderen die Kosten des 

Haltens und Reaktivierens von Brachflächen 
– und damit auch die Anwendungsmöglich-
keiten temporär begrenzter Nutzungen – 
stark begünstigt. Voraussetzung hierfür ist 
jedoch eine Dokumentation des Zustandes 
nach dem Brachfallen der Fläche.

Eine weitere Neuerung ist die Anerkennung 
fortgeschrittener Sukzessionsprozesse als 
Ausgleichsmaßnahmen gem. § 5a Land-
schaftsgesetz NRW:

„Maßnahmen des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege, die ohne rechtliche Ver-
pflichtung bereits vor dem Beginn eines 
Eingriffs durchgeführt werden sollen, kön-
nen auf Antrag vor ihrer Durchführung 
von der unteren Landschaftsbehörde zur 
Aufnahme in ein Ökokonto anerkannt wer-
den, wenn von ihnen dauerhaft günstige 
Wirkungen auf die in § 4 Abs. 1 genannten 
Schutzgüter ausgehen und sie dem Land-
schaftsrahmen- und Landschaftsplan ent-
sprechen. Sie können bei späteren Eingrif-
fen als Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 
herangezogen werden.“

Diese Möglichkeit bleibt allerdings in erster 
Linie Flächen vorbehalten, die dauerhaft 
erhalten bleiben sollen, demnach keine 
Zwischennutzungen sind. Es gibt jedoch 
auch Einzelfallregelungen. So kann bspw. 
bei einem notwendigen Eingriff in eine be-
reits „verrechnete“ Ökokontofläche ein Er-
satz an anderer Stelle geleistet werden. Ist 
die durch den Eingriff betroffene Ökokon-
tofläche noch nicht verrechnet, vermindert 
sich durch den Eingriff lediglich der Stand 
des Ökokontos.37 Diese Einzelfallregelung 
entspricht demnach weitestgehend dem 
„Leipziger Modell“, in dem Begrünungen 
und Anpflanzungen auch als ökologischer 
Ausgleich angerechnet werden (vgl. hierzu 
auch Kap. VI. 2.4).

2.5	 Die Verkehrssicherungspflicht
Ein weiterer zu beachtender Punkt ist die 
Verkehrssicherungspflicht. Grundlage der 
Verkehrssicherungspflicht ist § 823 des 
Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB) zur Scha-
densersatzpflicht:37 Angaben von Herrn Börth, 

Forstamt Recklinghausen am 
16.02.2007



39 vgl. hierzu auch Söfker, W. in: 
Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautz-
berger, § 31, S. 13, 60. Lfg. 1999
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(1)	 Wer vorsätzlich oder fahrlässig das Le-
ben, den Körper, die Gesundheit, die 
Freiheit, das Eigentum oder ein sonsti-
ges Recht eines anderen widerrechtlich 
verletzt, ist dem anderen zum Ersatz 
des daraus entstehenden Schadens ver-
pflichtet.

(2)	Die gleiche Verpflichtung trifft denje-
nigen, welcher gegen ein den Schutz 
eines anderen bezweckendes Gesetz 
verstößt. Ist nach dem Inhalt des Ge-
setzes ein Verstoß gegen dieses auch 

ohne Verschulden möglich, so tritt die 
Ersatzpflicht nur im Falle des Verschul-
dens ein.

Hieraus ergibt sich im Umkehrschluss die 
Pflicht, Grundstücke und Gebäude derart 
zu sichern, dass durch diese keine vorher-
sehbaren Gefahren für Dritte entstehen. 
Üblicherweise obliegt die Verkehrssiche-
rungspflicht dem Eigentümer. Sie kann 
jedoch auch vertraglich auf eine andere 
Person, bspw. den Zwischennutzer über-
schrieben werden.38 

3 Einordnung in das Planungsrecht (BauGB)
Auch die Nutzung an sich kann Restrikti-
onen unterliegen. In der Regel bedürfen 
wohnumfeldbezogene Zwischennutzungen, 
d.h. bspw. Grünflächen, Spielplätze etc. in 
Wohngebieten keiner Genehmigung. Bei 
gewerblichen Nutzungen können dahin-
gegen Einschränkungen bestehen, bspw. 
wenn die temporär zu nutzende Fläche in 
einem reinen Wohngebiet (§ 3 BauNVO) 
liegt. Weitere Einschränkungen können 
über die spezifischen Festsetzungen im 
Bebauungsplan gegeben sein. Setzt dieser 
bspw. Wohnen fest, kann nicht ohne wei-
teres eine gewerbliche Zwischennutzung 
realisiert werden.

Das Planungsrecht (Baugesetzbuch) kennt 
eine Reihe von verschiedenen Fallkonstel-
lationen, die auch Einfluss auf die Umset-
zung einer Zwischennutzung haben kön-
nen. Eine Ausdifferenzierung hinsichtlich 
jeder denkbaren Fallkonstellation ist aber 
an dieser Stelle nicht sinnvoll. Es werden 
daher im Folgenden lediglich die in der 
Praxis am häufigsten vorkommenden pla-
nungsrechtlichen Situationen erörtert: 
Zwischennutzungen bei geltendem Bau-
recht und Zwischennutzungen im Gel-
tungsbereich eines förmlich festgelegten 
Sanierungsgebietes.

3.1	 Bei geltendem Baurecht
Bei einer Einordnung in das Planungsrecht 
ist insbesondere zwischen Vorhaben, wel-
che die Errichtung, Änderung oder Nut-

zungsänderung von baulichen Anlagen zum 
Inhalt haben, und für Aufschüttungen und 
Abgrabungen größeren Umfangs sowie für 
Ausschachtungen und Ablagerungen ein-
schließlich Lagerstätten (§ 29 BauGB) und 
den sonstigen Vorhaben zu unterscheiden. 
Die Zulässigkeit der Vorhaben i.S. des § 29 
BauGB richtet sich nach den Regelungen 
der §§ 30 bis 37, insbesondere aber der §§ 
30, 34 und 35 BauGB. 

Besteht ein rechtsgültiger Bebauungsplan, 
so sind dessen Ziele und Festsetzungen im-
mer zu beachten. Bei bestehendem Bebau-
ungsplan sind Zwischennutzungen zulässig, 
wenn sie nicht den Festsetzungen im gül-
tigen Bebauungsplan widersprechen und 
die Erschließung gesichert ist (§ 30 Abs. 1 
BauGB). Dies gilt auch für vorhabenbezo-
gene Bebauungspläne (§ 30 Abs. 2 BauGB).

Grundsätzlich sind auch Ausnahmen und 
Befreiungen von den Festsetzungen des 
Bebauungsplanes möglich (§ 31 BauGB). 
Während die Ausnahmen im Bebauungs-
plan ausdrücklich vorgesehen sein müssen 
(§ 31 Abs. 1 BauGB), können Befreiungen 
jederzeit kraft Gesetzes gewährt werden.39

§ 31 Abs. 2 BauGB besagt, dass von den 
Festsetzungen des Bebauungsplanes be-
freit werden kann, „wenn die Grundzüge 
der Planung nicht berührt werden und

Gründe des Wohls der Allgemeinheit 
dies erfordern oder

1.

38 In jedem Fall sollte der 
Haftungsträger der Verkehrssiche-
rungspflicht eine Haftpflichtversi-
cherung zur Vorsorge beschließen. 



42

die Abweichung städtebaulich vertret-
bar ist oder 
die Durchführung des Bebauungsplanes 
zu einer offenbar nicht beabsichtigten 
Härte führen würde“.

Befreiungen können von vorneherein nur 
für Anlagen und Nutzungen ausgeschlos-
sen werden, die durch differenzierte Fest-
setzungen nach BauNVO ausgeschlossen 
wurden.

Über die Anwendung des § 31 BauGB bei 
der Umsetzung von Zwischennutzungen ist 
z. Zt. noch nichts bekannt. Die Ausnahme-
tatbestände des § 31 Abs. 2 BauGB las-
sen jedoch vermuten, dass eine Reihe von 
Zwischennutzungen diese Kriterien wohl 
erfüllen würde. 

Demnach sollte – sofern die Zwischennut-
zung unter die Regelung des § 29 BauGB 
fällt und den Regelungen des § 30 BauGB 
widerspricht – die Möglichkeit einer Be-
freiung gem. § 31 Abs. 2 BauGB geprüft 
werden.

3.2	 In einem Sanierungsgebiet40 
Besonderheiten gelten für Zwischennut-
zungen im Bereich von förmlich festge-
legten Sanierungsgebieten. Gemäß § 144 
Abs. 1 Nr. 1 BauGB sind die in § 14 Abs. 1 
BauGB angeführten Vorhaben und Maß-
nahmen genehmigungspflichtig. Dies be-
trifft die Beseitigung baulicher Anlagen, 
Vorhaben i.S. des § 29 BauGB und erheb-
liche oder wesentlich wertsteigernde Ver-
änderungen von Grundstücken und bau-
lichen Anlagen, die (im Normalfall) nicht 
anzeigepflichtig sind.

Die Genehmigung der Zwischennutzung 
dürfte nur verweigert werden, wenn Grund 
zur Annahme besteht, dass das Vorhaben 
die Durchführung der Sanierung unmöglich 
machen oder wesentlich erschweren oder 
den Zielen und Zwecken der Sanierung zu-
widerlaufen würde (§ 145 Abs. 2 BauGB).

Im städtebaulichen Sanierungsgebiet bedarf 
aber auch der Vertragsabschluss über eine 
Zwischennutzung der Genehmigung, so-
fern die Nutzungsdauer ein Jahr übersteigt. 

2.

3.

§ 144 Abs. 1 Nr. 2 und § 144 Abs. 2 BauGB 
legen fest, dass in förmlich festgelegten Sa-
nierungsgebieten „Vereinbarungen, durch 
die ein schuldrechtliches Vertragsverhältnis 
über den Gebrauch oder die Nutzung eines 
Grundstücks, Gebäudes oder Gebäudeteils 
auf bestimmte Zeit von mehr als einem Jahr 
eingegangen oder verlängert wird“, geneh-
migungspflichtig sind. Miet-, Pacht- und 
Nutzungsverträge, die oftmals zwischen 
Eigentümern und Zwischennutzern als ver-
tragliches Instrument genutzt werden, zäh-
len zu den schuldrechtlichen Vertragsver-
hältnissen. Die Genehmigung ist jedoch nur 
zu versagen, wenn zu befürchten ist, dass 
durch diesen Vorgang die Durchführung 
der Sanierung verhindert oder wesentlich 
erschwert werden würde.

Gerade für temporäre Nutzungen können 
die Regelungen des § 145 Abs. 4 BauGB 
praktikabel sein:

„Die Genehmigung kann unter Auflagen, 
in den Fällen des § 144 Abs. 1 auch be-
fristet oder bedingt erteilt werden. [...] Die 
Genehmigung kann auch vom Abschluss 
eines städtebaulichen Vertrags abhängig 
gemacht werden, wenn dadurch Versa-
gensgründe im Sinne des Absatzes 2 aus-
geräumt werden.“

40 Auf Grundlage des § 169 Abs. 1 
BauGB gilt der untenstehende 
Sachverhalt auch für Städtebau-
liche Entwicklungsgebiete i.S.d. §§ 
165 ff. BauGB.
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VI  Kosten und Finanzierung von 
Zwischennutzungen

1 Bei Zwischennutzungen entstehende Kosten
In der Regel sollten Zwischennutzungen 
kostengünstig sein. Allein der begrenzte 
Nutzungszeitraum lässt bereits keine groß-
en Investitionen zu. Eine Ausnahme hier-
von kann erwartet werden, wenn bereits 
die Zwischennutzung selbst einträgliche 
Erlöse erwirtschaftet, oder aber wenn die 
Zwischennutzung strategisch als „Mittel 
zum Zweck“ eingesetzt wird. In diesem Fall 
kann unter Umständen ein erhöhter Inve-
stitionsaufwand bei der Zwischennutzung 
gerechtfertigt sein.

Grundsätzlich gibt es keine „typischen“ Ko-
sten, die mit Zwischennutzungen einherge-
hen. Konkrete Kosten lassen sich jeweils nur 
für eine spezifische Zwischennutzung benen-
nen. Die einzigen Kostenpositionen, die in je-
dem Fall auftreten, werden durch die Bewirt-
schaftung des Grundstücks verursacht. Die 
Bewirtschaftungskosten wiederum sind ab-
hängig von der Nutzungsintensität. Ein nicht 
genutztes Grundstück verursacht i.d.R. auch 
nur geringe laufende Kosten (bspw. Grund-
steuer, Kosten der Verkehrssicherung usw.). 

2 Möglichkeiten der Finanzierung von 
Zwischennutzungen

Auch wenn Zwischennutzungen aufgrund der 
zeitlichen Befristung tendenziell eher kosten-
günstig sind, gibt es hinsichtlich der Kosten 
zur Realisierung deutliche Unterschiede. Je 
nach Art der Zwischennutzung können die 
Kosten mitunter erheblich sein. Dies ist bspw. 
dann der Fall, wenn noch größere Aufberei-
tungsmaßnahmen der Grundstücke bzw. der 
Gebäude für die Zwischennutzung erforder-
lich sind.

Zur Finanzierung der Zwischennutzung wird 
i.d.R. ein Mix aus verschiedenen Fördermit-
teln genutzt. Hierzu kommen noch Eigenleis-
tungen, ehrenamtliches Engagement sowie 
Sponsoring.

2.1	 Fördermittel
Die wohl wichtigste Finanzierungsquelle für 
Zwischennutzungen sind Fördermittel der öf-
fentlichen Hand. 

Generell kommen Mittel des Programms 
„Stadtumbau West“, des Europäischen Fonds 
für Regionale Entwicklung (EFRE) oder auch 
Mittel der Wirtschaftsförderung in Frage.

Die wichtigste Fördermittelquelle für Zwi-
schennutzungen dürfte das Programm Stadt-
umbau West sein. Die Finanzierung von Zwi-

schennutzungen über Mittel des Programms 
Stadtumbau West ist explizit möglich. Die 
von der ARGEBAU verfasste „Arbeitshilfe 
Stadtumbau West“ enthält konkrete Hinweise 
zur Förderung von Zwischennutzungen durch 
das Programm Stadtumbau West:41

„Zudem sollten mit den Zwischennutzern 
Regelungen über eine von der tatsächlichen 
Nutzungsdauer abhängige anteilige Rückfüh-
rung der gewährten Förderung im Falle einer 
vorzeitigen Aufhebung der Zwischennutzung 
getroffen werden. Eine rein fachplanerische 
oder planungsrechtliche Neuordnung des 
Stadtumbaugebiets ohne konkrete öffent-
liche oder private Investition ist nicht förder-
fähig. [...]

Bei der Zwischennutzung sind Maßnahmen 
zur Herrichtung von Flächen förderfähig, so-
weit
a)	 es sich um unrentierliche Kosten han-

delt,
b)	 der Zwischennutzer die Nutzung für 

den geplanten Zwischennutzungszeit-
raum aufrechterhält,

c)	 eine Regelung darüber vorliegt, wer die 
Bewirtschaftungskosten trägt. 

Vorrangig sollten Vereinbarungen an-
gestrebt werden, durch die sich Grund- 41 vgl. ARGEBAU 2007a
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stückseigentümer und Zwischennutzer im 
Rahmen ihrer Leistungsfähigkeit (insbeson-
dere auch durch Selbsthilfeleistungen) an 
den Investitions- und Bewirtschaftungs-
kosten beteiligen.

Geprüft werden sollten bei der Herrichtung 
von Flächen zur Zwischennutzung sowie bei 
deren Bewirtschaftung auch Möglichkeiten 
der Schaffung von Arbeitsverhältnissen 
für Bezieher von Arbeitslosengeld II. Eine 
Förderung von (speziell) Bewirtschaftungs-
kosten (Pflegekosten etc.) aus Mitteln des 
Programms „Stadtumbau West“ ist nicht 
zulässig.“42

Ein Beispiel für die Finanzierung von Zwi-
schennutzungen durch das Programm 
Stadtumbau West ist das Projekt Gelsen-
kirchen Güterbahnhof Schalke-Süd (vgl. 
hierzu auch Kap. VIII. 2).

Hierbei sind u.a. förderfähig:43

Maßnahmen, welche die Bewohner 
durch Maßnahmen der Selbsthilfe an 
der Stadtentwicklung beteiligen,
Angebote für Existenzgründer,
Bürgertref fpunkte, internationale 
Begegnungsstätten, Freizeithäuser, 
stadtteilkulturelle Projekte, Sportein-
richtungen, Aktionsprogramme insbe-
sondere für Kinder und Jugendliche, 
Spielwohnungen, Kinderbauernhöfe, 
Flächen für Bewegung und Kommuni-
kation, Angebote für offene Jugend-
arbeit, Treffpunkte, Jugendhäuser, Ju-
gendcafés, Jugendwerkstätten, mobile 
Spiel- und Sportangebote, Senioren-
treffpunkte,
Angebote zur Aktivierung und Iden-
tifikation der Mieterinnen und Mieter 
(Mietergärten, Mieterfeste), Schaffung/
Unterstützung nachbarschaftlicher 
Netze, Initiierung von nachbarschaft-
licher Hilfe, Angebote für bestimmte 
Gruppen (Kinder, Mütter, Jugendliche, 
Ältere, Hobbygruppen), Bereitstellung 
von Räumen für Aktivitäten sowie
Neu- und Umgestaltung von Plätzen, 
Straßenräumen, Gewässern, Ufern.

Auf europäischer Ebene sind die Struk-
turfonds wichtige Förderinstrumente. Bei 
der Finanzierung von Zwischennutzungen 

•

•
•

•

•

kommt i.d.R. (je nach Art und Lage der Zwi-
schennutzung) nur der Europäische Fonds 
für regionale Entwicklung (EFRE) in Frage.

Fördermöglichkeiten im Rahmen des EFRE 
bestehen in den Ziel 2 Gebieten und im 
Rahmen der Gemeinschaf t sinitiative  
URBAN II44. Ziel 2 der Strukturfonds zielt 
darauf ab, Gebiete mit Strukturproblemen 
wiederzubeleben. Diese Gebiete zeichnen 
sich durch sozioökonomische Probleme 
aus, wie bspw. dem Strukturwandel in der 
Industrie. Das Ruhrgebiet ist Teil der Ziel 2 
Gebietskulisse der Strukturfonds. Im Rah-
men der Ziel 2 Förderung wären bspw. 
grundsätzlich Zwischennutzungen förder-
fähig, die eine spätere Nutzung als Gewer-
befläche zum Ziel haben und den Struktur-
wandel unterstützen. Ein Beispiel hierfür 
wäre der Einsatz von Zwischennutzungen 
als Marketinginstrument für die Realisie-
rung eines Technologiezentrums. 

Welche Fördermittel für eine konkrete Zwi-
schennutzung in Frage kommen, ist in ers-
ter Linie von der Art der Zwischennutzung 
abhängig. Generell gibt es mehr potentielle 
„Fördermitteltöpfe“, wenn die Zwischen-
nutzung eine Revitalisierung von Brach-
flächen zum Ziel hat, insbesondere wenn 
die nachfolgende Nutzung hauptsächlich 
innovatives Gewerbe beinhaltet. Die Mög-
lichkeiten der Finanzierung über öffentliche 
Fördermittel können jedoch detailliert nur 
im konkreten Einzelfall bestimmt werden.

2.2	 Eigenleistungen und ehren-
	 amtliches Engagement
Ebenfalls wichtig für die Finanzierung von 
Zwischennutzungen sind die Eigenleistun-
gen der Zwischennutzer sowie das ehren-
amtliche Engagement Dritter, sofern Teilar-
beitsleistungen erbracht werden können. 

Der Begriff der Eigenleistung beinhaltet 
das Aufbringen finanzieller Mittel durch 
den Zwischennutzer, von Sachleistungen 
durch den Zwischennutzer oder eigener 
Arbeitsleistung des Zwischennutzers, wäh-
rend unter ehrenamtlichen Engagement die 
unentgeltliche Arbeitsleistung Dritter (ma-
ximal Aufwandsentschädigung) verstanden 
wird.

42 vgl. ARGEBAU 2007a

43 vgl. hierzu auch ARGEBAU 
2007b

44 Die Gemeinschaftsinitiative 
URBAN II lief nur über einen 
begrenzten Zeitraum (2000 bis 
2006), sollte sie durch ein 
„URBAN III“ fortgeführt werden, 
ist eine Förderung von Zwischen-
nutzungen (je nach Art) auch 
über diese Gemeinschaftsinitiati-
ve potentiell wohl möglich.
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Im engeren Sinne sind Eigenleistungen und 
ehrenamtliches Engagement keine Finan-
zierungsinstrumente. Es handelt sich um 
kostenreduzierende Maßnahmen, ohne die 
die meisten Zwischennutzungen überhaupt 
nicht realisiert werden könnten. Auch mit 
weniger umfangreichen Zwischennut-
zungen ist i.d.R. ein hoher Arbeitsaufwand 
verbunden (bspw. Pflanzaktionen), der bei 
der Durchführung durch zu entgeltende 
Dritte in vielen Fällen die kostenintensivste 
Ausgabeposition wäre.

2.3	 Spenden und Sponsoring
Weitere wichtige Finanzierungsinstru-
mente sind Spenden und Sponsorengelder. 
Während eine Spende eine freiwillige und 
unentgeltliche Leistung bezeichnet, ver-
steht man unter Sponsoring die Zuwen-
dung von Finanzmitteln, Sachmitteln und/
oder Dienstleistungen durch Unternehmen 
und Private an Einzelpersonen, Personen-
gruppen, Organisationen oder Instituti-
onen gegen das Recht zur kommunika-
tiven Nutzung von Projekten, Personen, 
der Organisation, der Institution und/oder 
Aktivitäten des Gesponsorten auf der 
Basis einer vertraglichen Vereinbarung. 
Das Sponsoring verfolgt daher regelmä-
ßig auch eigene Interessen, die im Ide-
alfall mit denen der Zwischennutzer und 
Grundstückseigentümer korrespondieren. 
Hierunter fällt bspw. die Bewerbung der 
nachfolgenden Nutzung oder die gezielte 
Präsentation bestimmter Marken und/oder 
Produkte.

2.4	 Ökologischer Ausgleich
Eine weitere Möglichkeit, finanzielle Vor-
teile mit der Zwischennutzung zu rea-
lisieren, ist die Anerkennung temporär 
begrünter Flächen für Ausgleichs- und Er-
satzmaßnahmen.

In den ostdeutschen Bundesländern und 
hier insbesondere in den Städten Halle und 
Leipzig wurde diese Idee über Jahre disku-
tiert und in Leipzig mittlerweile auch um-
gesetzt.

In der Stadt Leipzig wird z. Zt. ein Aus-
gleichsflächenpool eingerichtet, in den 
auch temporär aufgewertete Flächen ein-

gehen, die durchaus nach Ablauf der Ge-
stattungsvereinbarungen wieder einer bau-
lichen Nutzung zugeführt werden können. 
Um die Dauerhaftigkeit des Ausgleichs zu 
gewährleisten, würden diese Flächen bei 
einer erneuten baulichen Nutzung durch 
sogenannte Ersatzausgleichsflächen er-
setzt werden.45

Andere Städte sind hinsichtlich der Sinn-
haftigkeit einer solchen Vorgehensweise 
skeptisch, wenn nach Ablauf einer gewissen 
Zeit der Eingriff aufgrund einer baulichen 
Folgenutzung auf der „temporären“ Aus-
gleichsfläche erneut ausgeglichen werden 
muss.

Grundsätzlich hat die Anerkennung von 
(temporären) Maßnahmen als Ausgleichs- 
und Ersatzmaßnahme aber zwei Vorteile:

Ausgehend davon, dass sich die Art 
der Zwischennutzung nicht ändert, je 
nachdem ob die Maßnahme als Aus-
gleichsmaßnahme anerkannt wird oder 
nicht, ändern sich auch die hierdurch 
entstehenden Kosten nicht. Sollte die 
Fläche in einigen Jahren wieder baulich 
genutzt werden und der Eingriff auf 
dieser Fläche müsste über einen Ersatz-
ausgleich kompensiert werden, hätte 
man trotzdem noch einen Zinsvorteil. 
Es macht wirtschaftlich betrachtet ei-
nen Unterschied, ob die Kosten heute 
oder erst in 10 Jahren anfallen.
Weiterhin besteht auch die Chance, dass 
die Fläche langfristig, eventuell sogar 
dauerhaft nicht mehr baulich genutzt 
wird und der erfolgte Ausgleich somit 
langfristig besteht bzw. evtl. sogar dau-
erhaft ist.

In Nordrhein-Westfalen besteht seit der 
Novellierung des Landschaftsgesetzes NRW 
sogar die Möglichkeit, eine durch natür-
liche Sukzession erfolgte Aufwertung als 
Ausgleich anerkennen zu lassen (vgl. hierzu 
auch Kap. VI. 2.4).

•

•

45 vgl. hierzu auch Analyse & 
Konzepte in Bundesministerium 
für Verkehr, Bau- und Wohnungs-
wesen 2002, S. 105 f.
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Auch die Bereitschaft der Eigentümer, 
Grundstücke für Zwischennutzungen zu 
Verfügung zu stellen, hängt in vielen Fällen 
von den daraus erwachsenden wirtschaft-
lichen Vorteilen ab. Diese wiederum können 
durch den Vergleich des Grundstückswertes 
ohne Zwischennutzung mit dem sich durch 
die Zwischennutzung ergebenden Wert des 
Grundstücks über eine Wertermittlung ab-
gebildet werden.

Die Frage des Grundstückswertes stellt sich 
daher auch bei zwischengenutzten Grund-
stücken.

VII	Grundstückswertermittlung 
	 bei Zwischennutzungen

1 Nachfragebezogene Ursachen von
Zwischennutzungen

Mit Grundstücken sind immer auch Wert-
vorstellungen verbunden. Allein aus der 
Langlebigkeit von Gebäuden sowie der Un-
zerstörbarkeit des Bodens ist eine Wertbe-
ständigkeit begründet, die andere Anlagen 
in dieser Form nicht haben. Nicht umsonst 
gilt die Immobilie als die sicherste und 
wertbeständigste aller Wertanlagen. 

Wenn man mit Liegenschaften zu tun hat, 
ist eine zentrale Frage immer die des Wertes 
der betreffenden Liegenschaft. Der Wert 
eines Grundstücks ist Grundlage für Kauf- 
und Verkaufsentscheidungen, für die Höhe 
des Beleihungswertes aber bspw. auch die 
Bemessungsgrundlage bei Entschädigungen 
und in Erbschaftsangelegenheiten.

gewinnbringendste Nutzung aus bestimm-
ten Gründen nicht ausgeübt werden kann. 
Dies kann auf eine gesunkene Nachfrage 
oder auch auf mit dieser Nutzung einher-
gehende Kosten (bspw. Kosten einer Alt-
lastensanierung oder der Freilegung nicht 
mehr benötigter Bausubstanz) zurückzu-
führen sein.

„Der Boden geht zum besten Wirt“
Nach Alonso „geht der Boden zum besten 
Wirt“, d.h. auf einem Grundstück wird sich im-
mer die einträglichste Nutzung etablieren. 47

Gemäß dieser Aussage müsste man davon 
ausgehen, dass sich – wenn die Hauptnut-
zung weggefallen ist – die Nutzung auf der 
Fläche ansiedelt, welche die nächsthöchste 
Rendite verspricht.

Bezieht man diese Theorie jedoch auf die 
heutige Situation, muss man auch das deut-
sche Planungssystem in die Betrachtung 
miteinbeziehen. Daher kann auch die pla-
nungsrechtliche Zulässigkeit von Nutzungen 
als Standortfaktor bezeichnet werden.
Durch die Nutzungszuweisungen des deut-
schen Planungsrechts (B-Plan oder § 34 

Die Durchführung einer temporären Nut-
zung hat immer auch einen ökonomischen 
Hintergrund.

Gemäß der obigen Definition von Zwi-
schennutzungen

„Als Zwischennutzungen („temporäre Nut-
zungen“) werden neue Nutzungsformen 
auf Flächen bezeichnet, die nicht der hoch-
wertigsten planungsrechtlich zulässigen 
Nutzung entsprechen und deren neue Nut-
zung Optionen für die Wiederaufnahme der 
hochwertigsten planungsrechtlich vorgese-
henen Nutzung offen lässt. Die neue Nut-
zung ist von Beginn an nur zeitlich befristet 
vorgesehen bzw. kurzfristig zu Gunsten der 
hochwertigsten planungsrechtlich zuläs-
sigen Nutzung kündbar.“

erwirtschaften diese geringere Erträge als 
die planungsrechtlich vorgesehene Nut-
zung.46

Ein „wirtschaftlich denkender Marktteil-
nehmer“ würde aber die Nutzung präferie-
ren, die ihm den höchsten Erlös verspricht. 
Es haben sich demnach die Rahmenbedin-
gungen insofern verändert, dass die vorher 

46 Es geht hier nicht direkt um 
den „Wert“ eines Grundstücks, 
sondern um die erzielbare 
Rendite: In der Bodenmarktthe-
orie werden Bodenpreise nicht 
auf „den Wert des Bodens an 
sich“ zurückgeführt, sondern 
auf die dem Eigentümer zu 
Gute kommende regelmäßige 
Zahlung für die Nutzung des 
Bodens (Grundrente). Gemäß der 
Differentialrententheorie beruht 
die Möglichkeit zur Erzielung 
einer Grundrente darauf, dass 
verschiedene Flächen auch un-
terschiedliche Standortqualitäten 
aufweisen, die sich als (standort-
bedingte) Zusatzrente verwerten 
lassen. 

47 vgl. hierzu auch Alonso 1974
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BauGB) sind von vorne herein nicht alle 
Nutzungen zulässig. Der Eigentümer, des-
sen ehemals einträglichste Nutzungsoption 
nicht mehr (wirtschaftlich) realisierbar ist, 
ist auch in seinen weiteren Handlungsopti-
onen beschränkt. Er kann

a.	 auf ein Anziehen der Nachfrage war-
ten,

b.	 Geld investieren, um eine Nutzung zu 
realisieren, die zwar planungsrechtlich 
zulässig, aber weniger einträglich ist 
(als die ehemals ausgeübte) oder aber 

c.	 er versucht auf eine (planungsrecht-
liche) Umnutzung seiner Liegenschaft 
hinzuwirken.

Bei der Option a. gilt es, einen Zeitraum 
bis zur Wiederaufnahme der ehemals aus-
geübten Nutzung zu überbrücken. Auch 
bei den Optionen b. und c. können Warte-
zeiten erforderlich sein. Während der War-
tezeiten fallen i.d.R. laufende Kosten an, 
die tlw. allein durch das Eigentum an dem 
Grundstück entstehen (bspw. Grundsteuer, 
Verkehrssicherung, Ver- und Entsorgung 
etc.). Gleichzeitig generiert das ungenutzte 
Grundstück keine Einnahmen, so dass dem 
Eigentümer insgesamt Verluste entstehen.

Es wäre demnach wirtschaftlich, die lau-
fenden Kosten und/oder die Wartezeit zu 
reduzieren. Eine Möglichkeit hierzu bieten 
Zwischennutzungen.

Auch (zeitlich befristete) Nutzungen, für 
die lediglich ein geringes Entgelt gezahlt 
wird oder deren Nutzer bestimmte laufen-
de Kosten (bspw. Verkehrssicherung, Ver- 
und Entsorgung o.ä.) übernehmen, können 
so die Gesamtbelastung des Eigentümers 
reduzieren.

Es kann sogar wirtschaftlich sinnvoll sein, 
Nutzungen zu realisieren, die keine Erlöse 
generieren und deren Nutzer auch keine 
Kosten übernehmen. So kann durch be-
stimmte Nutzungen (bspw. attraktive 
Grüngestaltung) eine Aufwertung des 
Standortes bewirkt werden, was eine er-
höhte Nachfrage induzieren kann, so dass 
im Ergebnis die Wartezeit verkürzt wird.

Gleichwohl kann der Einfluss einer solchen 
attraktiven Gestaltung auf die Wartezeit 
allenfalls vermutet werden. Ein empirischer 
Beweis oder gar eine Funktion zwischen Ar-
ten von Zwischennutzungen und der Dauer 
der Wartezeit kann nicht erbracht werden.
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Angesichts der teilweisen Funktionslosig-
keit von Grundstücken für eine bauliche 
Nutzung – trotz bestehendem Baurecht– 
ist das klassisch anzuhaltende Bauland-
wertniveau nicht mehr in jedem Fall maß-
gebend für die Bewertung der Flächen.

Für (im Hinblick auf eine bauliche Nutzung) 
funktionslos gewordene Grundstücke be-
steht lediglich die Erwartung (Hoffnung), 
dass die Flächen zukünftig reaktiviert wer-
den könnten. Denkbar ist theoretisch ein 
Aufleben der Nachfrage nach Flächen mit 
dem entsprechenden bestehenden Bau-
recht oder die Umnutzung der Fläche.

Bei notwendiger Neuschaffung von Bau-
planungsrecht zur Umnutzung von Bau-
land handelt es sich – rein auf die zukünf-

tige Nutzung bezogen – offensichtlich um 
werdendes Bauland der Stufe Bauerwar-
tungsland. Bei notwendiger Neuordnung 
des Gebietes zur Ausnutzung bestehenden 
Baurechts (egal, ob alt oder neu geschaf-
fen) oder falls die Bebauung mangels ge-
sicherter Erschließung noch nicht möglich 
ist, liegt Rohbauland vor. 

Allein die rechtliche Möglichkeit, auf einem 
Grundstück frei zu bauen, führt daher nicht 

2 Die Grundstückswertermittlung bei 
zwischengenutzten Brachflächen

Grundsätzlich ist zwischen der Wertermitt-
lung unbebauter und bebauter Flächen, die 
zwischengenutzt werden, zu differenzieren. 
Wie bereits die bodenmarkttheoretischen 
Betrachtungen im vorangegangenen Ka-
pitel verdeutlicht haben, bestimmt sich 
der Bodenwert hauptsächlich aufgrund 
der Nutzungsmöglichkeit des Grundstücks. 
Hierbei spielt in der Regel der planungs-
rechtliche Zustand eine entscheidende Rol-
le (vgl. Abb. 16).

€ / m2

Agrarland

(§ 4 Abs. 1 WertV, 

nach Nr. 1 oder 

nach Nr. 2)

Bauerwartungsland

(§ 4 Abs. 2 WertV)

Rohbauland

(§ 4 Abs. 3 WertV)

Bauland,

beitragspflichtig

(§ 4 Abs. 4 i.V.m. § 5 

Abs. 3 WertV)

Bauland,

beitragsfrei

(§ 4 Abs. 4 i.V.m. § 5 

Abs. 3 WertV)

zwangsläufig dazu, dass die (dem überhol-
ten Baurecht) entsprechende Baulandqua-
lität für die Wertermittlung maßgeblich ist. 
Ebenso kann bereits der Wert des Bauer-
wartungslandes für die zukünftige Nutzung 
den Wert des Baulandes der gegenwärtig 
zulässigen Nutzung übersteigen. Insofern 
ergäbe sich die Notwendigkeit, ein Grund-
stück – trotz bestehenden Baurechts – 
als werdendes Bauland zu bewerten.

2.1	 Die grundsätzliche Methodik
	 der Wertermittlung bei
	 zwischengenutzten Flächen

Die Vorgehensweise bei der Wertermittlung 
zwischengenutzter Flächen unterschei-
det sich nicht grundlegend von der Wert‑ 

Abb. 16:	 Baulandqualität und 
Bodenwerte (Schema)
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ermittlung „normaler“, entsprechend der 
planungsrechtlichen Vorgaben genutzter 
Grundstücke. Der Unterschied ergibt sich 
durch die zeitlich befristete und von der 
planungsrechtlich vorgesehenen Nutzung 
abweichende Zwischennutzung.

In Bezug auf den Grundstückswert ist die 
Zwischennutzung durchaus mit in Zukunft 
zu erwartenden Nutzungsänderungen, dem 
Baurecht auf Zeit oder aber auch einer 
einfachen Änderung der GFZ vergleichbar. 
Die folgenden Ausführungen beschrei-
ben daher nicht nur die Vorgehensweise 
bei der Wertermittlung zwischengenutzter 
Flächen sondern die Vorgehensweise bei 
der Wertermittlung aller Flächen, die eine 
Nutzungsänderung in Zukunft erwarten 
lassen.

In diesen Fällen ist lediglich das Wertdel-
ta (Wert Nutzung B – Wert Nutzung A) 
über den Zeitraum der Zwischennutzung 
(Nutzung A) zu diskontieren und auf den 
Wert der Zwischennutzung (Nutzung A) zu 
addieren.

Es ergibt sich somit folgende Formel für die 
Verkehrswertermittlung zwischengenutzter 
Flächen:

2.2	 Fallkonstellationen und 
	 Beispielrechnungen

Der Verkehrswert ist in erster Linie von der 
Nutzungsfähigkeit des Bodens abhängig. 
Weicht die tatsächlich ausgeübte Nutzung 
von der planungsrechtlich zulässigen Nut-
zung ab, ist der Wertunterschied in geeig-
neter Weise zu berücksichtigen. In der Regel 
wird der Wertermittlung eines Grundstücks 
jedoch nur eine Grundstücksqualität zu 
Grunde gelegt.

Ausnahmen von dieser Regel ergeben sich 
immer dann, wenn eine Nutzungsänderung 
erfolgt. Typische Fälle von Nutzungsände-
rungen sind bei

einer Änderung der planungsrechtlich 
zulässigen Nutzung,
dem Baurecht auf Zeit und
der Zwischennutzung gegeben.

Es handelt sich daher immer um Fälle, bei 
denen am Wertermittlungsstichtag bereits 
feststeht, dass auf einer Fläche in zeitlicher 
Abfolge zwei verschiedene Nutzung durch-
geführt werden.

Die im Folgenden dargestellten Fallkons-
tellationen und Berechnungen beziehen 
sich zwar explizit auf Zwischennutzungen, 
die Berechnungen können aber auch auf 
„normale“ Nutzungsänderungen bezogen 
werden.

Es können drei verschiedene Fallkonstella-
tionen unterschieden werden:

Die Zwischennutzung und die nachfol-
gende Nutzung sind gleichwertig,
die Zwischennutzung ist hat einen hö-
heran Wert als die nachfolgende Nut-
zung und
die nachfolgende Nutzung hat einen 
höheren Wert als die Zwischennutzung.

•

•
•

•

•

•

73

TZNZ Z
NNNV

1
1

mit

V = Verkehrswert

NZ = Wert der Zwischennutzung

NN = Wert der nachfolgenden Nutzung

Z = Zinssatz

T = Dauer der Zwischennutzung in Jahren

Grundsätzlich ließe sich dieses Modell noch 
erweitern, so dass mehr als eine Nutzungs-
änderung miterfasst würde. Da mehrfache 
Nutzungsänderungen jedoch in der Praxis 
selten in absehbaren Zeiträumen auftreten 
und auch nicht vorhersehbar wären, wird auf 
eine Darstellung im Folgenden verzichtet.
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Zwischennutzung und nachfolgende 
Nutzung sind gleichwertig
In dieser Fallkonstellation haben die Zwi-
schennutzung und die nachfolgende Nut-
zung einen identischen Verkehrswert. 
Durch die Nutzungsänderung wird somit 
keine Wertänderung induziert. In dieser 
Fallkonstellation ist der Grundstückswert 
leicht zu bestimmen, da gilt:

Wert
€ / m2

Zeit

Zwischennutzung nachfolgende Nutzung

Abb. 17:	 Die Zwischennutzung und die 
nachfolgende Nutzung haben 
den gleichen Wert

Diese Fallkonstellation wird sich in der 
Praxis jedoch selten vorfinden lassen, zu-
mindest wenn das Grundstück wirklich 
zwischengenutzt ist. Bei einfachen Nut-
zungsänderungen hingegen (bspw. Misch-
gebiet   Wohngebiet) können derartige 
Fallkonstellationen durchaus auftreten.

Die Zwischennutzung hat einen gerin-
geren Wert als die nachfolgende Nutzung
Die Zwischennutzung ist weniger als die 
nachfolgende Nutzung wert. Diese Fallkon-
stellation ist die Regel (vgl. hierzu auch die 
Ausführungen aus Kap. VII. 1).

V = NZ = NN

Wert
€ / m2

Zeit

Zwischennutzung

nachfolgende Nutzung

Abb. 18:	 Die Zwischennutzung weist 
einen geringeren Wert als die 
nachfolgende Nutzung auf

Bodenwert der Zwischennutzung 50 €/m2 50 €/m2 50 €/m2

Bodenwert der nachfolgenden Nutzung 100 €/m2 100 €/m2 100 €/m2

Dauer der Zwischennutzung 5 Jahre 10 Jahre 15 Jahre

Wertdelta 50 €/m2 50 E€/m2 50 €/m2

Zinssatz 5% 5% 5%

Diskontierungsfaktor 0,7835 0,6139 0,481

Verkehrswert der Fläche 89,175 €/m2 80,695 €/m2 74,05 €/m2

Bodenwert der Zwischennutzung 5 €/m2 5 €/m2 5 €/m2

Bodenwert der nachfolgenden Nutzung 100 €/m2 100 €/m2 100 €/m2

Dauer der Zwischennutzung 5 Jahre 10 Jahre 15 Jahre

Wertdelta 95 €/m2 95 €/m2 95 €/m2

Zinssatz 5% 5% 5%

Diskontierungsfaktor 0,7835 0,6139 0,481

Verkehrswert der Fläche 44,175 €/m2 35,695 €/m2 29,05 €/m2

Tab. 3:	 Berechnungsbeispiel B für 
Fallkonstellation 2

Tab. 2:	 Berechnungsbeispiel A für
	 Fallkonstellation 2

Es zeigt sich, dass der Verkehrswert der Flä-
che mit steigender Dauer der Zwischen-
nutzung, die einen geringeren Wert als die 
nachfolgende Nutzung aufweist, fällt.
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Die Zwischennutzung hat einen 
höheren Wert als die nachfolgende
Nutzung
Im Gegensatz zu der vorherigen Fallkonstel-
lation steigt dahingegen der Wert mit zu-
nehmender Dauer einer höherwertigen Zwi-
schennutzung. Diese Fallkonstellation liegt 
üblicherweise beim Baurecht auf Zeit vor.

Bodenwert der Zwischennutzung 100 €/m2 100 €/m2 100 €/m2

Bodenwert der nachfolgenden Nutzung 50 €/m2 50 €/m2 50 €/m2

Dauer der Zwischennutzung 5 Jahre 10 Jahre 15 Jahre

Wertdelta -50 €/m2 -50 E€/m2 -50 €/m2

Zinssatz 5% 5% 5%

Diskontierungsfaktor 0,7835 0,6139 0,481

Verkehrswert der Fläche 60,825 €/m2 69,305 €/m2 75,95 €/m2

Tab. 4:	 Berechnungsbeispiel 
für Fallkonstellation 3

Wert
€ / m2

Zeit

Zwischennutzung

nachfolgende Nutzung

Abb. 19:	 Die Zwischennutzung 
weist einen höheren 
Wert als die nachfol-
gende Nutzung auf

2.3	 Schwierigkeiten bei der
	 Wertermittlung zwischen-
	 genutzter Flächen

So einfach die Wertermittlung bei Zwi-
schennutzungen in der Theorie auch ist, 
die Schwierigkeit liegt in der praktischen 
Anwendung.

Es lassen sich drei grundsätzliche Probleme 
identifizieren, die insbesondere bei zwi-
schengenutzten Flächen oftmals auftreten:

Die Kalkulation der Dauer der
Zwischennutzung

Ein wesentlicher Einflussfaktor auf den 
Grundstückswert ist die Zeitspanne, in 
der die momentane Nutzung ausgeführt 
wird. 

Die Schwierigkeit liegt in der Bestimmung 
dieser Zeitspanne. So ist bspw. bei den 
Fallbeispielen Dortmund Phönix-West 
und Gelsenkirchen Güterbahnhof Schal-
ke-Süd die Dauer der Zwischennutzung 
klar festgelegt. 

Größere Schwierigkeiten bestehen bei der 
Einschätzung des Zwischennutzungszeit-
raumes, wenn bspw. die Art der Nachnut-
zung noch völlig offen ist. Ein Beispiel 
hierfür sind die in das Projekt Industrie-
wald Ruhrgebiet einbezogenen Flächen. 
Eine Nachnutzungskonzeption besteht 

•

bei diesen Flächen nicht. Auch sind die 
Verträge mit 10 Jahren Laufzeit bereits 
langfristig ausgerichtet. Unter Umstän-
den verbleiben die Flächen auch dauer-
haft als Industriewald. Für eine derartige 
Fläche ist oftmals keine Bauerwartung 
in absehbaren Planungszeiträumen gege-
ben; sie ist rein spekulativer Natur.48

Neben diesen beiden Extremfällen gibt 
es noch eine Reihe von Zwischenstufen, 
bei denen zwar eine Wiederaufnahme der 
hochwertigsten planungsrechtlich zu-
lässigen Nutzung wahrscheinlich ist, der 
Zeitraum aber nur im konkreten Fall ge-
schätzt werden kann.

Der einzustellende Wert der
Zwischennutzung

Neben der Dauer der Zwischennutzung 
muss auch ihr Wert hinreichend quantifi-
zierbar sein. Hierbei wird im Rechenmodell 
davon ausgegangen, dass die Zwischennut-
zung ewig vorhält (auch wenn sie bspw. ab-
sehbar in drei Jahren aufgegeben wird), da 
der Zeiteinfluss bereits durch die Diskon-
tierung des Wertdeltas berücksichtigt wird.

Trotzdem ist die Frage des Wertes einer 
künstlerischen Installation, eines Beach-
volleyballfeldes oder ähnlicher Nutzungs-
formen nicht leicht zu beantworten, da 
für solche Nutzungsformen nur selten Ver-
gleichspreise vorliegen.

•

48 Der maximal zu berücksichti-
gende Planungshorizont beträgt 
i. d. R. 15 Jahre (FNP). Darüber 
hinausgehende Zeiträume können 
bei der Wertermittlung i.d.R. nicht 
berücksichtigt werden.
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Betrachtet man zudem noch das weit ge-
fächerte Spektrum an Zwischennutzungen, 
kann eine Aussage über den Wert des zwi-
schengenutzten Grundstücks nur im Ein-
zelfall beantwortet werden.

Im Allgemeinen wird der anzusetzende Wert 
von Flächen mit derartigen Nutzungen im 
unteren Bereich anzusiedeln sein. Je nach 
Art der Zwischennutzung könnten die übli-
cherweise für Gemeinbedarfsflächen, Gar-
tenland oder Kleingärten gezahlten Preise 
einen Anhaltspunkt geben. In Einzelfällen 
wird der Wert auch deutlich darunter lie-
gen, bis hin zu 0,00 €/m².

Der Diskontierungszinssatz

Ein weiterer zu klärender Diskussionspunkt 
ist die Art und Höhe des Zinssatzes, der bei 
der Diskontierung angesetzt wird. Theore-
tisch wären der Liegenschaftszinssatz, ein 
(noch näher zu bestimmender) Hypothe-
karzinssatz oder eine Mischform denkbar. 
Insbesondere beim Liegenschaftszinssatz 
stellt sich auch die Frage, nach welcher 
Nutzung (Zwischennutzung oder nachfol-
gende Nutzung) dieser sich zu richten hat.

Die Überlegungen zum einzustellenden Zins 
sind für das spätere Ergebnis der Berech-
nung durchaus relevant. Bereits kleine Än-
derungen des Zinssatzes können im Ergeb-
nis große Wertänderungen bewirken.

•

Bodenwert der Zwischennutzung 15.000 € 15.000 €

Bodenwert der nachfolgenden Nutzung 500.000 € 500.000 €

Dauer der Zwischennutzung 10 Jahre 10 Jahre

Wertdelta 485.000 € 485.000 €

Zinssatz 4% 6,5%

Diskontierungsfaktor 0,7773 0,5327

Verkehrswert der Fläche 391.991 € 273.360 €

Tab. 5:	 Wertunterschiede aufgrund 
unterschiedlicher Zinssätze

Beispielrechnung:

Grundstück:	 10.000 m²
Nutzung heute:	 Grünland
Wert der Nutzung:	 1,50 €/m²
Dauer der Grünnutzung:	 10 Jahre
Nachfolgende
Nutzung:	 Gewerbebauland
Wert der nachfolgenden
Nutzung:	 50,00 €/m²
Hypothekarzins:	 4,00 %
Liegenschaftszinssatz:	 6,50 %

Gemäß diesen Daten ergibt sich der heutige 
Wert wie folgt:

So bewirkt im vorstehenden Beispiel die Än-
derung des Liegenschaftszinssatzes um 2,5 % 
einen Wertunterschied von fast 120.000 € 
bzw. rd. 30 %.

Letztendlich ist die Wahl des Diskontie-
rungszinssatzes von der jeweiligen Fallkons-
tellation abhängig. Beim Baurecht auf Zeit 
ist der für die zeitlich begrenzte Nutzung 
üblicherweise verwendete Liegenschafts-
zinssatz maßgeblich. Es handelt sich hier-
bei um die „normale“ Bodenwertverzinsung 
einer baulichen Nutzung. Die begrenzte 
Nutzungsdauer wird berücksichtigt, in-
dem die Diskontierung nur über die vor-
aussichtliche Nutzungsdauer erfolgt und 
darüber hinaus auch nur das „Wertdelta“ 
(s.o. „Formel“) diskontiert wird.

Bei der Wertermittlung von „typischen“ 
Zwischennutzungen wird ebenfalls nur 
das Wertdelta diskontiert. Hier ist aber 
zu beachten, dass es für die vorgelagerte 
Nutzung, die Zwischennutzung, i.d.R. kei-
ne marktüblichen Liegenschaftszinssätze 
gibt. Darüber hinaus wird die Höhe des 
Wertdeltas in den meisten Fällen durch die 
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nachfolgende, werthaltigere Nutzung maß-
geblich bestimmt. Der Einfluss der nachfol-
genden Nutzung dominiert daher in die-
sem Fall die zu diskontierende „Wertbasis“  
(= Wertdelta). Die für die vorgelagerte Nut-
zung maßgeblichen Liegenschaftszinssätze 
wären aber unter der Annahme ermittelt 
worden, dass die Nutzung „ewig“ besteht, 
zumindest nicht in absehbaren Zeiträumen 
weichen muss, so dass der üblicherweise 
für die vorgelagerte Nutzung anwendbare 
Liegenschaftszinssatz nicht auf das Wert-
delta anwendbar ist.49

Das Problem der Zinswahl bei der Werter-
mittlung einer Liegenschaft, für die eine 
Nutzungsänderung absehbar ist, ist in der 
Literatur bereits an anderen Stellen aufge-
taucht, insbesondere bei der Wertermitt-
lung warteständigen Baulands. Einen „Kö-
nigsweg“ gibt es hierzu nicht. Deshalb und 
aufgrund der Tatsache, dass die meisten 
Zwischennutzungen durchaus ebenfalls als 
warteständiges Bauland eingestuft wer-
den können, sollte bei der Wertermittlung 
von zwischengenutzten Flächen hilfswei-
se ein so genannter Entwicklungszinssatz 
zur Anwendung kommen, wie in bspw. die 
Gesellschaft für immobilienwirtschaftliche 
Forschung (gif) empfiehlt:

„Da die WertV den Liegenschaftszins als 
Zinssatz für bebaute Liegenschaften de-
finiert, der Kapitalmarktzins aber nur die 
Belange des Käufers berücksichtigt, sollte 
beim werdenden Bauland von einem Ent-
wicklungszins ausgegangen werden, der 
den Marktbedingungen unterliegt und vom 
Liegenschaftszinssatz abweichen kann. (Er 
wird i.d.R. zwischen dem Liegenschaftszins 
und dem Kapitalmarktzins liegen.)“50

Bei der Schätzung des Entwicklungszinses 
ist vor allem die voraussichtliche Dauer der 
Zwischennutzung relevant. Da der Liegen-
schaftszinssatz aus den Kaufpreisen für 
„gleichartig bebaute und genutzte Grund-
stücke“ (§ 11 WertV) abgeleitet wird51 und 
die ausgewerteten Kaufpreise in aller Regel 
keine zwischengenutzten Grundstücke be-
inhalten, sind die so ermittelten Liegen-
schaftszinssätze mit steigender Dauer der 
Zwischennutzung immer weniger zur An-
wendung geeignet. Die Modellkonformität 

nimmt ab. Es wird daher empfohlen den 
Entwicklungszins bei kurzen Zwischennut-
zungsdauern stärker am Liegenschafts-
zinssatz für vergleichbare bebaute Objekte 
und bei längeren Zwischennutzungsdauern 
stärker am Kapitalmarktzins auszurichten.

49 Hinweis: Dieser Sachverhalt gilt 
für die Diskontierung des Wertdel-
tas (s. Formel) beim Baurecht auf 
Zeit entsprechend. Beim Baurecht 
auf Zeit dominiert aber i.d.R. die 
vorgelagerte Nutzung das Wert-
delta, so dass die Abweichungen 
als geringfügig und vernachlässig-
bar anzusehen sind.

50 vgl. Gesellschaft für immobili-
enwirtschaftliche Forschung 1998, 
S. 223 ff.

51 Da Liegenschaftszinssätze nicht 
für unbebaute Liegenschaften 
ermittelt werden, werden die für 
bebaute Grundstücke ermittelten 
Liegenschaftszinssätze in der Pra-
xis hilfsweise auch auf unbebaute 
Grundstücke angewendet.
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In Abgrenzung zu der Wertermittlung von 
zwischengenutzten (unbebauten) Flächen 
ist die Wertermittlung von bebauten Lie-
genschaften zu sehen, die zwischengenutzt 
werden. Der Unterschied hierbei liegt im 
Wesentlichen in der i.d.R. als endlich ange-
sehenen Nutzungsdauer der Gebäude (eine 
Ausnahme kann bei denkmalgeschützten 
Gebäuden vorliegen).

3.1	 Die grundsätzliche Methodik 
der Wertermittlung bei zwischenge-
nutzten Gebäuden

Grundsätzlich kann die Zwischennutzung 
eines Gebäudes auch als ein Zeitraum auf-
gefasst werden, in dem vom Normalfall 
abweichende Kosten und Erträge anfal-
len: entweder wird kein Nutzungsentgelt 
gezahlt, es wird ein geringes Nutzungs-
entgelt gezahlt und/oder der Nutzer trägt 
einen Anteil der anfallenden Bewirtschaf-
tungskosten des Eigentümers. Zudem muss 
berücksichtigt werden, dass die Höhe der 
Bewirtschaftungskosten vom „Normalzu-
stand“ abweichen kann.

In der Wertermittlung gibt es mehrere Ver-
fahren, die einer befristeten Änderung der 
Kapitalströme Rechnung tragen können: es 
handelt sich hierbei um die bei Staffelmie-
ten üblicherweise angewendeten Verviel-
fältigerdifferenzverfahren und Auf- und 
Abschichtungsverfahren. Darüber hinaus 
ist die Fallkonstellation der fehlenden Ent-
geltzahlung vergleichbar mit einem Nieß-
brauch, so dass auch die für die Berech-
nung des Werteinflusses eines Nießbrauchs 
verwendbare Wertermittlungsmethode 
zielführend wäre. 

Auf eine erschöpfende Darstellung aller 
drei Verfahren kann verzichtet werden. Da 
bereits mit dem Vervielfältigerdifferenz-
verfahren sämtliche denkbaren Fallkonstel-
lationen bei Zwischennutzungen berechen-
bar sind.52

Das Vervielfältigerdifferenzverfahren ist 
eine besondere Form des Ertragswertver-

fahrens gem. §§ 15-20 WertV. Beim Ver-
vielfältigerdifferenzverfahren wird die 
Restnutzungsdauer in Phasen gleichartiger 
Erträge unterteilt. Bei Zwischennutzungen 
ist zu beachten, dass auch die laufenden 
Kosten durchaus differieren können, so 
dass in diesem Fall eine Unterteilung in 
gleichartige Kapitalströme erforderlich ist. 
Hierbei ist insbesondere zu berücksichti-
gen, dass ggf. nicht umlegbare Betriebsko-
sten gesondert zu berücksichtigen sind.

Im ersten Zeitabschnitt wird der um die 
Bodenwertverzinsung geminderte jährliche 
Reinertrag mit dem für diesen Zeitraum 
maßgeblichen Vervielfältiger kapitalisiert. 
D.h. bei der Berechnung des Vervielfälti-
gers wird die Restnutzungsdauer durch den 
Zeitraum gleichbleibend erwarteter Kapi-
talströme ersetzt.

Bei der Kapitalisierung der um die Boden-
wertverzinsung geminderten Reinerträge 
im zweiten Zeitabschnitt wird bei der Be-
rechnung des Vervielfältigers die Summe 
der ersten beiden Zeitabschnitte verwen-
det und in der Folge der Vervielfältiger des 
ersten Zeitabschnittes von dem Verviel-
fältiger des zweiten Zeitabschnittes sub-
trahiert.

Die Summe beider Kapitalisierungen ist der 
Ertragswert der baulichen Anlagen. In Ad-
dition mit dem Bodenwert erhält man dann 
den Ertragswert des Grundstücks.

Zur Veranschaulichung wird das folgende 
Beispiel konstruiert:

Ein bebautes gewerbliches Grundstück wird 
entgeltfrei einem Zwischennutzer zur Ver-
fügung gestellt. Die Zwischennutzung soll 
drei Jahre andauern und der Nutzer zahlt 
auch keine Betriebskosten.

3 Die Grundstückswertermittlung bei 
zwischengenutzten Gebäuden

52 Gleiches gilt für das Auf- 
und Abschichtungsverfahren. 
vgl. zum Vervielfältigerdiffe-
renzverfahren und zum Auf- 
und Abschichtungsverfahren 
auch Kleiber et al. 2007, S. 
1577 ff.
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Bodenwert:	 150.000 €
Mietfläche:	 600 m²
Liegenschaftszinssatz:	 6,00 %
Bodenwertverzinsungsbetrag:	 9.000 €
Restnutzungsdauer:	 20 Jahre
Bewirtschaftungskosten
(25 % d. Nettokaltmiete):	 7.200 €
Nicht umlegbare Betriebskosten
(6,00 €/m² und Jahr):	 3.600 €
Mietzins vom 01.01.2007 
bis 31.12.2009:	 0,00 €/m²
Mietzins vom 01.01.2010 
bis 31.12.2016:	 4,00 €/m²

Zeitraum I vom 01.01.2007 bis zum 31.12.2009:

Jährliche Nettokaltmiete
abzgl. Bewirtschaftungskosten
abzgl. nicht umlegbarer Betriebskosten
abzgl. Bodenwertverzinsungsbetrag
Reinertrag im Zeitraum I

Vervielfältiger (bei p=6 % und n=3)

0,00 €
7.200,00 €
3.600,00 €
9.000,00 €

-19.800,00 €

2,83

Ertragswert der baulichen Anlagen im Zeitraum I: -56.034,00 €

Zeitraum II vom 01.01.2010 bis zum 31.12.2016:

Jährliche Nettokaltmiete
abzgl. Bewirtschaftungskosten
abzgl. Nicht umlegbarer Betriebskosten
abzgl. Bodenwertverzinsungsbetrag
Reinertrag im Zeitraum II

Vervielfältiger (bei p=6 %  und n=20)
abzgl. Vervielfältiger aus Zeitraum I: 14,88 - 2,83

28.800,00 €
7.200,00 €

0,00 €
9.000,00 €

12.600,00 €

14,88
12,05

Ertragswert der baulichen Anlagen im Zeitraum II:

Ertragswert der baulichen Anlagen im Gesamtzeitraum:
zzgl. Bodenwert:

151.830,00 €

95.796,00 €
150.000,00 €

Ertagswert des Grundstücks: 245.796,00 €

Tab. 6:	 Ertragswertermittlung 
im Vervielfältiger-

	 differenzverfahren

Das Verfahren ist für sämtliche Fallkonstel-
lationen anwendbar. Auch wenn im vorbe-
zeichneten Beispiel die Zwischennutzung 
im Hinblick auf die wirtschaftlichen Aus-
wirkungen für den Grundstückseigentümer 
einem Leerstand gleichkommt, stellt sie 
doch eine typische Fallkonstellation dar.53 
Weitere Fallkonstellationen über das Ver-
vielfältigerdifferenzverfahren sind in Kapi-
tel IX. 2.4 aufgezeigt.

3.2	 Schwierigkeiten bei der Wer-
termittlung zwischengenutzter Ge-
bäude
Das wesentliche Problem bei der Werter-
mittlung zwischengenutzter Gebäude ist 
wiederum die Abschätzung der Dauer der 

Zwischennutzung. Hierzu lassen sich auch 
keine pauschalen Empfehlungen abgeben. 
Eine Schätzung der Zwischennutzungsdau-
er kann immer nur im konkreten Einzelfall 
erfolgen.

Auch eine vertraglich festgelegte Zwischen-
nutzungsdauer sollte nicht immer pauschal 
in die Berechnung eingestellt werden – hier 
ist ebenfalls die Plausibilität des Zeitpunkts 
der Wiederaufnahme der höherwertigen 
Nutzung im konkreten Einzelfall zu prüfen.

53 Auf eine Berücksichtigung et-
waiger indirekter positiver Effekte 
der Zwischennutzung, wie bspw. 
eine evtl. reduzierte Leerstands-
dauer sowie ein etwair reduzierter 
Verschleiß der Haustechnik (über 
einen längeren Zeitraum unge-
nutzte Rohre, Leitungen etc.) wird 
verzichtet.
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VIII  Fallbeispiele

Im Rahmen der Fallbeispielbearbeitung soll-
ten drei ausgewählte Zwischennutzungs-
projekte dokumentiert und ausgewertet 
werden. Der in Kap. III vorgenommene Ver-
such einer Kategorisierung zeigt auf, dass 
es keine eindimensionale Typisierung von 
Zwischennutzungen gibt. Vielmehr lassen 
sich Zwischennutzungen nur immer hin-
sichtlich eines Merkmals (bspw. Dauer oder 
Art der Zwischennutzung, Art der Vornut-
zung, Zweck bzw. Ziel der Zwischennutzung 
usw.) kategorisieren.

Hierdurch ist keine Möglichkeit gegeben, 
für jeden Typus des Phänomens ein Fallbei-
spiel aufzuzeigen. Das Beschränken auf die 
Kategorisierung hinsichtlich eines Merk-
males kann ebenfalls nicht zu einer sinn-
vollen Auswahl der Fallbeispiele führen.

Vor diesem Hintergrund wurde versucht, 
solche Fallbeispiele zu dokumentieren, die 
Aufschluss hinsichtlich allgemeiner Frage-
stellungen temporäre Nutzungen betref-
fend geben können.

Die Auswahl fiel daher auf die folgenden 
drei Projekte:

Phönix-West,
Gelsenkirchen Güterbahnhof 	
Schalke-Süd und
Industriewald Ruhrgebiet.

•
•

•

1 Fallbeispiel Phönix-West
1.1	 Lage der Fläche
Phönix-West ist Teil des Gesamtprojektes 
Phönix in Dortmund. Ca. 4 Kilometer von 
der Innenstadt entfernt, im Stadtteil Dort-
mund-Hörde befinden sich zwei ehemalige 
Produktionsstandorte von Thyssen Krupp 
mit jeweils rund 100 ha Größe. Die östliche 
Teilfläche (Phönix-Ost) lagert sich östlich 
an das Stadtteilzentrum Dortmund-Hörde 
an. Hier soll um einen künstlich zu schaf-
fenden See ein hochwertiges Dienstleis-
tungs- und Wohnangebot entstehen.

Die westlich des Stadtteilzentrums Hörde 
liegende zweite Teilfläche (Phönix-West) 

hingegen soll zu einem Technologiezen-
trum weiterentwickelt werden.

1.2	 Rahmenbedingungen des
	 Projekts
Die Entwicklung von Phönix-West wird u.a. 
durch die Flächengröße und die Vornut-
zung entscheidend dominiert. Aufgrund 
der industriellen Vornutzung wies die Bra-
che Phönix-West ein negatives Image in-
nerhalb Dortmunds und die typischen Res-
triktionen industrieller Brachflächen auf, 
insbesondere Bodenkontaminationen und 
aufstehende Gebäudesubstanz.

Abb. 20:	 Das Projekt Phönix
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Die Entwicklung eines Nutzungskonzepts 
erforderte daher eine detaillierte Kenntnis 
über zukünftige Flächenbedarfe in Dort-
mund sowie zum Umgang mit den vor-
genannten Restriktionen.

Eine Marktanalyse der zukünftigen bran-
chenspezifischen Flächenbedarfe in Dort-
mund nannte im Hinblick auf potentielle 
gewerbliche Flächenbedarfe, für die der 
Standort geeignet wäre, Nachfragepoten-
tiale beim „Standardgewerbe“ sowie in der 
Software-, Medien-, Kommunikations- und 
Mikrosystemtechnikbranche. Die Studie 
machte darüber hinaus deutlich, dass die 
Flächenbedarfe einer einzelnen Branche für 
den Standort nicht ausreichend wären. Vor 
diesem Hintergrund wurde eine Aufteilung 
in Nutzungszonen, die jeweils unabhängig 
voneinander entwickelt werden könnten, 
empfohlen. Weiterhin kam die Marktana-
lyse zu dem Schluss, dass für eine erfolg-
reiche Vermarktung eine klare Image- und 
Profilbildung erforderlich sei.54

1.3	 Die Zwischennutzungen auf 
	 Phönix-West
Da Dortmund gerade im Technologie-
bereich bereits zwei gut angenommene 
Standorte (Technologiepark und Stadtkro-
ne Ost) aufweist, bestand weiterhin die 
Gefahr einer Konkurrenzbildung durch ei-
nen weiteren Standort auf Phönix-West. 
Es wurde daher vorgeschlagen, Phönix-
West über einen langen Zeitraum hinweg 
zu entwickeln.

In diesem Zusammenhang wurden auch 
erstmals temporäre Nutzungen vorgeschla-
gen, um 

die Wartezeit zu überbrücken,
den Bekanntheitsgrad zu steigern und
das Image zu verbessern.

Bislang wurde eine Reihe von Zwischennut-
zungen verschiedenster Art auf der Fläche 
realisiert. Hierunter fallen55 

Inszenierungen des Hochofens,
Licht- und Musikinszenierungen,
Open-Air-Kino-Veranstaltungen in den 
Sommermonaten,

•
•
•

•
•
•

Veranstaltungen und Ausstellungen in 
der Phönix Halle,
diverse Veranstaltungen in der Gasge-
bläsehalle und 
die Bereitstellung von WM-Parkplät-
zen.

Die Nachfrage von Seiten potentieller Zwi-
schennutzer war groß. Einige Anfragen 
wurden auch zurückgewiesen, bspw. die 
Nutzung als Drehort für eine Fernsehpro-
duktion oder die Nutzung als Crossstrecke 
für Quad-Fahrer.

1.4	 Bewertung der Zwischen-
	 nutzungen
Die Entscheidung, ob eine Zwischennut-
zung zugelassen wird oder nicht, hängt im 
Wesentlichen davon ab, ob

a.	 die fragliche Zwischennutzung dem 
Image der Flächenentwicklung ent-
spricht und

b.	 ob diese die Flächenentwicklung blo-
ckiert oder erschwert.

Die Entscheidung über die Realisierung ei-
ner bestimmten Zwischennutzung ist dem-
nach in erster Linie davon abhängig, dass 
diese die laufenden Planungen nicht kon-
terkariert. Die Vorteile, die für den Grund-
stückseigentümer oder das Projekt selbst 
aus der Zwischennutzung entstehen, sind 
für die Entscheidung zugunsten einer Rea-
lisierung von Zwischennutzungen eher von 
nachrangiger Bedeutung. Trotzdem hat das 
Projekt bereits Vorteile durch Zwischen-
nutzungen erfahren:

Entgelt- und Mietzahlungen

Nach Aussage von Herrn Große-Kreul56 

konnte man in den meisten Fällen für die 
Nutzungsüberlassung kein Geld verlangen. 
Die gesamte Fläche weist keine Infrastruk-
tur auf. Die Zwischennutzer sind für die 
Bereitstellung der erforderlichen Medien 
(u.a. Wasser, Elektrizität, Zufahrten, Park-
plätze usw.) selbst verantwortlich. Zudem 
haben sämtliche Gebäude noch die Nut-
zungsbestimmung „Industriehalle“, so dass 
bei den meisten Zwischennutzungen noch 
ordnungsrechtliche Nutzungsänderungen 

•

•

•

54 vgl. hierzu auch van den Brink 
2005, S. 46 ff.

55 vgl. hierzu auch van den Brink 
2006

56 Gespräch mit Herrn Große-
Kreul (LEG) am 22.01.2007
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1.5	 Besonderheiten der Zwischen-
	 nutzungen auf Phönix-West
Grundsätzlich haben die erfolgten Zwi-
schennutzungen eine positive Resonanz bei 
den Verantwortlichen hinterlassen und auf 
den ersten Blick scheinen die Zwischennut-
zungen auf Phönix-West auch strategisch 
als Marketinginstrument eingesetzt wor-
den zu sein. 57

Diese Einschätzung wird noch unterstützt 
durch das Fehlen des Ziels einer Reduktion 
der laufenden Kosten. 

In dem Gespräch mit dem verantwortlichen 
Projektleiter bei der LEG58 wurde jedoch 
deutlich, dass die Zwischennutzungen zwar 
durchaus positive Effekte auf die Entwick-
lung haben, sie jedoch nicht strategisch als 
Marketinginstrument (instrumentalisierte 
Zwischennutzungen) eingesetzt wurden. 
Dies erklärt sich mit der besonderen Ak-
teursstruktur der Fläche. 

Eigentümer von Phönix-West ist der Grund-
stücksfonds NRW. Der Grundstücksfonds 
NRW wurde mit dem Ziel gegründet, aktiv 
zur Brachflächenreaktivierung beizutragen. 
Der Grundstücksfonds NRW (bis 1984 noch 
„Grundstücksfonds Ruhr“) kauft und ent-
wickelt seit 1980 landesweit Brachflächen 
und trägt somit dazu bei, dass Projekte re-
alisiert werden können, die ansonsten nicht 
oder nur langfristig entwickelt worden wä-
ren, da sich der Grundstücksfonds NRW 
ausschließlich der Projekte annimmt, die in 
hohem Maße technisch und wirtschaftlich 
schwierig sind.

Das Projekt Phönix-West ist ein idealty-
pisches Grundstücksfondsprojekt. Die Zeit-
spanne zwischen Ankauf und Vermarktung 
ist relativ kurz und durch die Fördermittel-
zuweisungen von Beginn an festgelegt:

2001:	 Ankauf
2002:	 Ratsbeschluss
2003:	 Finanzierung sichergestellt
2008:	 Auslaufen der Förderung

Die Finanzierung wird ausschließlich aus 
Mitteln der regionalen Wirtschaftsförde-
rung sowie dem EFRE Programm gewähr-
leistet. Im Jahr 2008 laufen die letzten 

zu erfolgen haben, die ebenfalls vom Zwi-
schennutzer selbst in die Wege zu leiten 
sind. Ein Mietzins kann unter diesen Rah-
menbedingungen nicht verlangt werden. 
In Einzelfällen wurde ein Anerkennungs-
wert gezahlt, der aber aufgrund der Grö-
ßenordnung nicht als Einnahme deklariert 
werden konnte.

Imagegewinn und Steigerung des 
Bekanntheitsgrades

Insbesondere durch die Veranstaltungen 
und Ausstellungen auf der Fläche, die auch 
überregional Aufmerksamkeit erzeugen 
und Publikum anziehen, ist der Bekannt-
heitsgrad der Fläche und in der Folge auch 
der Bekanntheitsgrad der Projektentwick-
lung selbst gestiegen.

Erhaltung der Bausubstanz

Auch wenn die Erhaltung und Umnutzung 
der alten Industriehallen nicht sichersteht, 
so hat sich doch gezeigt, dass aufgrund 
der Zwischennutzungen Vandalismusschä-
den ausblieben, die sich ansonsten bei 
leerstehenden Objekten einstellen.

Sonstige Vorteile

Weitere Vorteile haben sich durch die 
Zwischennutzungen ergeben, indem die 
Zwischennutzer selbst Infrastruktur be-
reitgestellt haben, die auch von der LEG 
bei der weiteren Projektentwicklung ge-
nutzt werden konnte. Ein Beispiel hier-
für ist die Errichtung eines provisorischen 
Parkplatzes während der Fußballweltmeis-
terschaft 2006. Hier hat die LEG der Stadt 
Dortmund kostenfrei ein Grundstück zur 
Verfügung gestellt, dass diese als provi-
sorischen Parkplatz herrichten konnte. Da 
auch die Zufahrten zu dem Parkplatz noch 
hergestellt werden mussten, konnte die 
Errichtung dieser mit den Bedürfnissen 
der Projektentwickler koordiniert werden, 
die ebenfalls Zuwegungen für die Bau-
reifmachung der einzelnen Bauabschnitte 
benötigten. Die Erschließung der WM 
Parkplätze konnte so auch gleichzeitig für 
die Baumaßnahmen im Zuge der Brachflä-
chenreaktivierung genutzt werden.

57 vgl. hierzu auch Kap. III 2.1: 
Instrumentalisierte Zwischennut-
zungen

58 Gespräch mit Herrn Große-
Kreul (LEG) am 22.01.2007
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Fördermittel aus, so dass bis zu diesem 
Zeitpunkt die Vermarktung abgeschlossen 
sein muss. Es handelt sich bei der Fläche 
somit um einen reinen „Wirtschaftsförde-
rungsstandort“, bei dem die Veräußerung 
die oberste Priorität hat. Einen Imagege-
winn durch Zwischennutzungen, der gleich-
zeitig die Wartezeit bis zur Vermarktung 
beeinflusst, kann es daher nicht geben, 
denn diese ist festgelegt. So hängt bspw. 
auch die Erhaltung der Bestandsgebäude – 
allem politischen Druck zum Trotze – 
nur von dem Interesse potentieller Erwer-
ber ab. Lässt sich eine Halle nicht – so wie 
sie ist – vermarkten, wird diese abgeris-
sen. Vor diesem Hintergrund sind auch die 
Zwischennutzungen nur sehr kurzfristig 
ausgelegt. Nutzungsvereinbarungen wer-
den üblicherweise für maximal ein Quartal 
geschlossen. Die Gefahr der Verstetigung 
einer Zwischennutzung ist aufgrund der 
kurzen Nutzungszeiträume und dem wirt-
schaftlichen Druck dementsprechend ge-
ring.

1.6	 Fazit
Bei der Brachflächenreaktivierung Phö-
nix-West wurden zahlreiche Zwischennut-
zungen realisiert. Im Gegensatz zu anderen 
Großprojekten der Brachflächenreaktivie-
rung wurden in diesem Fall die Zwischen-
nutzungen nicht gezielt zur Vermarktung 
eingesetzt. Dieses Vorgehen gründet sich 
auf dem Status des Projektes als ideal-
typisches Grundstücksfondsprojekt mit 
straffer Zeitplanung, bedingt durch den 
begrenzten Förderzeitraum. Vor diesem 
Hintergrund wurden lediglich solche Zwi-
schennutzungen zugelassen, die die Brach-
flächenentwicklung nicht behindern. Dies 
betrifft die Außenwirkung der jeweiligen 
Zwischennutzung, wie auch die etwaige 
Behinderung von Bauarbeiten im Rahmen 
der Brachflächenreaktivierung.

Trotz dieser Restriktionen werden die Zwi-
schennutzungen von den Verantwortlichen 
als sehr positiv empfunden. Auch wenn die 
Zwischennutzungen auf Phönix-West nicht 
gezielt eingesetzt wurden, so generierten sie 
doch einen Imagegewinn. Auch sind die Van-
dalismusschäden bei den zwischengenutzten 
Gebäuden deutlich geringer gewesen.



60

2.1	 Lage der Fläche
Der ehemalige Gelsenkirchener Güterbahn-
hof Schalke-Süd liegt zwischen der Rhei-
nischen Straße und der Küppersbuschsied- 
lung. Die Gelsenkirchener Innenstadt ist 
zu Fuß in ca. 15 Minuten erreichbar. Dar-
über hinaus besteht eine Verbindung über 
öffentliche Verkehrsmittel (Straßenbahn) 
in die Gelsenkirchener Innenstadt, zum 
Revierpark Nienhausen und zur Essener  
Innenstadt. Insgesamt umfasst das Areal 
ca. 15 Hektar.

2.2	 Rahmenbedingungen des 
	 Projekts
Das Projekt wird mit öffentlichen Mitteln 
aus dem Programm Stadtumbau West ge-
fördert. Die Stadt Gelsenkirchen hat seit 
den 1960er Jahren rd. ein Drittel ihrer Be-
völkerung verloren (von rd. 400.000 in 1964 
auf rd. 271.000 im Jahr 2005). Bis zum Jahr 
2020 werden weitere Einwohnerverluste 
in Höhe von ca. 31.000 Einwohnern pro-
gnostiziert. Auch die derzeitige Arbeitslo-
senquote von ca. 18 % und die zahlreichen 
Gewerbe- und Industriebrachen mit einem 
Flächenumfang von ca. 300 ha kennzeich-
nen das Handlungserfordernis in Gelsenkir-
chen.59 

Vor diesem Hintergrund wurden verschie-
dene Stadtumbaugebiete gem. § 171b 
BauGB festgesetzt und durch Mittel aus 
dem Programm Stadtumbau West geför-
dert.

Die wesentlichen Zielsetzungen des 
Stadtumbaus Gelsenkirchen City sind hier-
bei:

nachhaltige und zielgruppenorientierte 
Aufwertung des Wohnungsbestandes,
Verbesserung und Stabilisierung der 
Einzelhandelssituation,
Aufwertung des öffentlichen Raums 
zur Schaffung einer nachhaltig verbes-
serten Aufenthaltsqualität sowie
temporäre Nutzung des brachliegenden 
Bahngeländes bis zur Realisierung des 
geplanten zentrumsnahen Wohnge-
biets.

Vor dem Hintergrund der bisherigen sowie 
der zukünftig noch erwarteten Einwoh-
nerrückgänge erscheint die Planung eines 
neuen Wohngebietes als Maßnahme des 
Stadtumbaus nicht unbedingt naheliegend. 
Eine von der Stadt Gelsenkirchen in Auftrag 
gegebene Wohnungsmarktstudie kommt zu 
folgenden Ergebnissen:60

In Teilbereichen der Stadt konnten Leer-
stände und erforderliche Marktanpas-
sungen entdeckt werden. Diesen kann mit 
Modernisierungen und in Ausnahmefällen 
auch Rückbaumaßnahmen entgegenge-

•

•

•

•

2 Gelsenkirchen Güterbahnhof Schalke-Süd

Abb. 21:		 Luftbild des Projektgebietes

Abb. 22		 Abgrenzung der Stadtumbaugebiete

59 vgl. hierzu auch Wend 2006

60 vgl. ebd.
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steuert werden. Aber trotz der hohen Ein-
wohnerverluste in Gelsenkirchen können 
keine überdurchschnittlichen Leerstände 
festgestellt werden.

Jedoch gibt es gleichzeitig einen Mangel 
an Angeboten im gehobenen Marktseg-
ment, insbesondere an zentrumsnahen 
grünen Wohnlagen und zielgruppenge-
rechten Wohnformen. Die Studie postuliert 
weiterhin, dass weiteren Abwanderungen 
durch vermehrtes Schaffen von Eigentum 
und höhere Wohnqualitäten im Bestand 
in Verbindung mit einer Aufwertung des 
Wohnumfeldes entgegengewirkt werden 
könnte.

2.3	 Planung für den
	 Güterbahnhof Schalke-Süd
Auf dem ca. 15 ha großen Plangebiet soll 
ein zentrumsnahes Wohngebiet realisiert 
werden. Geplant ist ein Allgemeines Wohn-
gebiet mit 400 bis 450 Wohneinheiten. 

Im östlichen Plangebiet ist eine Blockrand-
bebauung in offener und geschlossener 
Bauweise vorgesehen. An der das Plange-
biet im Osten begrenzenden Rheinischen 
Straße ist die Bebauung am dichtesten; 
hier sind für die Blockrandbebauung drei 
Geschosse mit Staffelgeschoss vorgese-
hen. Die Geschosszahl nimmt nach Süden 
hin ab und wird von drei Geschossen mit 
Staffelgeschoss auf zwei Geschosse herun-
tergestaffelt. Im westlichen Planbereich 
nimmt die Bebauungsdichte weiter ab. Hier 
sind individuelle Wohnformen vorgesehen, 
bspw. Reihenhäuser, Doppelhäuser, Einzel-
häuser usw.61 

Weiterhin soll ein Grünzug geschaffen wer-
den, der das Plangebiet mit den angren-
zenden Wohnvierteln vernetzt und auch 
eine „grüne“ Anbindung zur Innenstadt ge-
währleistet.

2.4	 Entstehung und Ziele
	 der Zwischennutzungen
Initiator der Zwischennutzungen war das 
Stadtumbaubüro. In gemeinsamen Work-
shops wurde dann die Ausgestaltung der 
Zwischennutzungen mit den einzelnen Ak-

teuren entwickelt. Neben dem Stadtum-
baubüro waren der Eigentümer (Aurelis), 
die Anwohner, zwei Hauptschulen, ein 
Mädchenprojekt, ein Kinder- und Jugend-
projekt in Schalke, Künstler, verschiedene 
Garten- und Landschaftsarchitekten in der 
Konzeptphase, die beteiligten Fachverwal-
tungen der Stadt sowie die Bezirkspolitik 
an der Entwicklung beteiligt.

Mit den Zwischennutzungen sollen im We-
sentlichen zwei Ziele verfolgt werden: 

Der Stadtteil Schalke ist durch einen Man-
gel an Grünflächen und sonstigen wohn-
nahen Aufenthaltsflächen gekennzeich-
net. Für die Dauer ihres Bestehens sollen 
die Zwischennutzungen daher für die 
Anwohner einen Gebrauchswert darstel-
len. Mit den Zwischennutzungen soll eine 
Wohnumfeldaufwertung einhergehen, die 
allen Anwohnern zu Gute kommt.
Die Zwischennutzungen sollen zu einer 
positiven Imagebildung beitragen. Durch 
die Zwischennutzungen soll der gesamte 
Stadtteil eine neue „Identität“ erhalten. 
Hierdurch soll in der Folge auch die Ver-
marktung der Grundstücke unterstützt 
werden.

Die Imagebildung ist aber auch aus wirt-
schaftlicher Sicht notwendig. Das geplante 
qualitätsvolle Wohnquartier und hier ins-
besondere die geplanten Objekte des indi-
viduellen Wohnungsbaus fügen sich nicht 
in die Umgebungsbebauung ein. 

•

•

Abb. 23: Städtebaulicher Entwurf für das Plangebiet

61 vgl. Bebauungsplan Nr. 299 
der Stadt Gelsenkirchen für den 
Bereich „Güterbahnhof Schalke-
Süd“ – Begründung, verfügbar 
unter http://stadtplanung.gelsen-
kirchen.de/



62

Eine Vermarktung von Ein- und Zweifami-
lienhäusern, aber auch die Vermietung von 
neu errichteten Mehrfamilienhäusern, mit 
dem entsprechenden Mietzins, würde sich 

schwierig darstellen. Hinzu kommt noch 
der momentane Eindruck einer verwahrlos-
ten Brache.

Das Plangebiet ist im Besitz von zwei Ei-
gentümern: Der östliche Teilbereich steht 
im Eigentum der Spedition Burgmer, wäh-
rend der westliche Teilbereich im Eigentum 
der Aurelis GmbH & Co KG steht.

Während der Teilbereich im Eigentum der 
Spedition Burgmer sofort entwickelt wer-

Abb. 24 u. 25:	 Umgebungsbebauung Rheinische Straße

Abb. 26 u. 27:	 Güterbahnhof Schalke-Süd im Brachzustand

den soll, setzt Aurelis auf ein langfristi-
ges Vermarktungskonzept, dass auch die 
Ergebnisse der Wohnungsmarktstudie be-
rücksichtigt. 

2.5	 Geplante Zwischennutzungen
Zu Projektbeginn wurde als „Startschuss“ 
eine erste Pflanzaktion – die „Blumen-
schlange“ - durchgeführt.

Der Start der Bauarbeiten und damit der 
Projektentwicklung auf dem Flächenteil 
im Eigentum der Spedition Burgmer sowie 
der Zwischennutzungen auf dem Flächen-
teil im Eigentum der Aurelis war Anfang 
2007.
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Geplant sind durchweg Zwischennut-
zungen, die die Aufenthaltsqualität im 
Stadtteil erhöhen, indem sie den Mangel an 
Grünflächen und Begegnungsstätten kom-
pensieren. Auch wenn die Zwischennut-
zungen auf dem Gelände des ehemaligen 
Güterbahnhofs Schalke-Süd auch als Mar-
ketinginstrument zur besseren Vermark-
tung genutzt werden, so haben diese nicht 
den für die Instrumentalisierung von Zwi-
schennutzungen typischen Eventcharakter.

Es zeigt sich, dass auch bei instrumen-
talisierten Zwischennutzungen – je nach 
Zielsetzung – die Art der einzusetzenden 
Zwischennutzungen variieren kann. Im 
vorliegenden Fall muss beachtet werden, 
dass ein Wohngebiet mit den Zwischennut-
zungen beworben werden soll und nicht 
eine bestimmte Produktmarke oder ein 
Gewerbegebiet. Die Zielgruppe des „Wer-
beträgers Zwischennutzung“ ist deshalb in 
diesem Fall auch eher regional als über-
regional zu verorten. Potentielle zukünf-
tige Bewohner sind eher in der Nachbar-
schaft zu finden, als bspw. in Hagen oder 
Düsseldorf. Die Zwischennutzungen sollen 
demnach für die bereits ortskundige Bevöl-
kerung das Profil schärfen, Qualitäten her-
ausstellen und ggf. die Meinungsbildung 
über die neue zukünftige Wohnlage neu 
initiieren (Imagepflege).

Die geplanten Zwischennutzungen haben – 
betrachtet man sie als eine Einheit – den 
Charakter einer Parkanlage, die diverse 
Freizeitmöglichkeiten eröffnet:

Rasenflächen für Spiel und Freizeit
Sportfelder für Fußball, Basketball und 
Volleyball
Boulebahnen
Rundwege für Spaziergänger und Hun-
dehalter
in Teilen auch Flächen, die der natür-
lichen Sukzession überlassen werden
Gemeinschaftsgärten
eine offene Halle als „Treffpunkt“
eine Betonfläche als „Aktionsraum“
diverse Aktionen mit Bürgerbeteiligung 
(bspw. „Pflanzaktionen“).

Es sind also Zwischennutzungen durch Frei-
zeitangebote, sportbasierte Zwischennut-

•
•

•
•

•

•
•
•
•

zungen sowie Zwischennutzungen durch 
Grünflächen (vgl. hierzu auch Kap. III. 5.2 
bis 5.5) geplant.

2.6	 Fazit
Gemäß den postulierten Zielsetzungen 
handelt es sich bei den Zwischennutzungen 
auf dem Gelsenkirchener Güterbahn-
hof Schalke-Süd um instrumentalisierte 
Zwischennutzungen, die gleichzeitig der 
Wohnumfeldverbesserung der umliegenden 
Bebauung dienen sollen.

Über den Erfolg des gezielten Einsatzes von 
Zwischennutzungen auf dem Gelsenkir-
chener Güterbahnhof Schalke-Süd lassen 
sich bislang noch keine Aussagen treffen. 
Hier bleibt zunächst die Entwicklung in den 
nächsten Jahren abzuwarten.

Abb. 28: Blumenschlange
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3.1	 Allgemeine 
	 Projektbeschreibung
Eine weitere, bereits seit Jahren praktizier-
te Zwischennutzung ist das Projekt Indus-
triewald Ruhrgebiet. 

Das Projekt Industriewald62 wurde 1995 
im Rahmen der IBA zunächst unter dem 
Namen „Restflächen-Projekt“ entwickelt. 
Hintergrund war, dass zunächst vor allem 
die LEG, aber auch private Grundstücks-
eigentümer wie die Montangesellschaften 
über ein bestimmtes Segment von Flächen, 
die „Restflächen“, verfügten, die aller Er-
fahrung nach auch langfristig nicht mehr 
zu Bauland entwickeln werden könnten. 

Da diese Flächen schon recht lange brachla-
gen, waren hier schon verhältnismäßig viele 
Gehölze aufgewachsen. Durch die Klassifi-
zierung der Flächen als „Wald“ nach dem 
Bundeswaldgesetz sind diese Flächen au-
tomatisch unter einen besonderen Schutz 
„geraten“, so dass eine bauliche Nutzung 

nicht mehr ohne weiteres möglich war. 
Mindestens wären Ausgleichs- und Ersatz-
maßnahmen auf Brachflächeneigentümer 
zugekommen, deren Flächen im Rahmen der 
natürlichen Sukzession bewachsen waren. 

Das Projekt verfolgt das Ziel, Industriebra-
chen durch natürliche Sukzession gezielt 
zu bewalden. Das heißt, nicht jede der in 
Tabelle 7 dargestellten Flächen hat auch 
die Qualität „Wald“ im Sinne des Bundes-
wald- und Landesforstgesetzes. Die Suk-
zession auf den einzelnen Flächen kann 
unterschiedlich stark fortgeschritten sein, 
so dass das Stadium (Industrie-) Wald in 
erster Linie die Zielvorgabe der natürlichen 
Entwicklung darstellt.

Die regelmäßige Pflege der Flächen, ihre 
Sicherung und die Öffentlichkeitsarbeit 
in Form von Führungen, Veranstaltungen, 
Unterricht etc. übernimmt die Landes-
forstverwaltung (Forstamt Recklinghausen, 
Landesbetrieb Wald und Holz NRW).

3 Projekt Industriewald Ruhrgebiet

Nr. Bezeichnung Eigentümer ha

1 Zeche Rheinelbe LEG Grundstücksfonds 10,61

DSK 20,00

Land NRW 5,85

2 Zeche Alma LEG Grundstücksfonds 9,53

MGG 8,90

Thyssen 6,80

3 Zeche Graf Bismarck LEG Grundstücksfonds 21,03

4 Chemische Schalke LEG Grundstücksfonds 2,80

5 Emscher-Lippe 3 / 4  Datteln LEG Grundstücksfonds 12,79

6 Constantin 10 LEG Grundstücksfonds 8,00

7 Zollverein LEG Grundstücksfonds 26,90

Stiftung Industriedenkmalpflege 5,10

8 Kokerei Hansa Stiftung Industriedenkmalpflege 1,25

9 König Ludwig 1/2 MB GmbH 4,00

LEG Grundstücksfonds 0,89

10 Viktor 3 / 4, C.-R. LEG Grundstücksfonds 15,34

11 Zeche Waltrop LEG Grundstücksfonds 18,55

12 Zeche Bismarck RAG 13,60

13 Südl. König Ludwig 1/2 RAG 10,30

14 Ewald-Fortsetzung RAG 24,50

15 General Blumenthal 11 RAG 8,90

16 Hafen Minister Achenbach RAG 5,00

17 Matthias Stinnes RAG 3,00

Gesamt: 243,64

Tab. 7:	 Flächen im Projekt Industrie-
	 wald Ruhrgebiet63

62 Informationen von Herrn 
Forstdirektor Kleinhans, Leiter des 
Forstamtes Recklinghausen der 
Landwirtschaftskammer Westfa-
len-Lippe als Landesbeauftragter, 
vom 25.9.2002

63 eigene Darstellung nach 
Angaben von Herrn Börth, Lan-
desbetrieb Wald und Holz NRW, 
vom 16.02.2007
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3.2	 Zwischennutzungen im
	 Projekt Industriewald
Nicht jede der eingestellten Flächen stellt 
auch gleichzeitig eine Zwischennutzung 
dar. Es gibt Flächen, die dauerhaft in das 
Projekt Industriewald eingebracht wurden 
und solche, die nur befristet eingestellt 
werden. 

Generell gilt, dass potentiell auf den Flä-
chen vorhandenes Baurecht erhalten bleibt. 
Eine potentielle Folgenutzung wird nicht 
im Rahmen des Kooperationsvertrages 
zwischen Grundstückseigentümern und der 
Landesforstverwaltung geregelt.

Dem Grundstückseigentümer steht aber 
gemäß § 6 Abs. 3 ein außerordentliches 
Kündigungsrecht aus besonderen Gründen 
zu:

„Eine außerordentliche Kündigung durch 
die Waldeigentümerin ist nur aus wichtigem 
Grund möglich, hierzu zählt die Nutzung 
der Flächen für eine Folgenutzung oder die 
Durchführung einer Altlastensanierung.“64 

3.3	 Motivation der Akteure 
	 beim Projekt Industriewald
	 Ruhrgebiet
Brachflächeneigentümer, die ihre Flächen 
nicht in das Projekt eingebracht haben, 
mussten in der Vergangenheit regelmäßig 
den Fortschritt der Sukzessionsvegetati-
on begrenzen, um nicht der ökologischen 
Ausgleichspflicht zu unterliegen. Die ge-
setzlichen Regelungen, die eigentlich zum 
Schutz der Natur bestanden, wurden so-
mit in dieser besonderen Fallkonstellation 
pervertiert, da sie die Eigentümer gerade-
zu „zwangen“, der Ausgleichspflicht durch 
Aufhalten der Sukzession entgegenzuwir-
ken, wollte eine zukünftige bauliche Nut-
zung nicht erschwert werden. Weiterhin 
waren mit dem regelmäßigen Freischnitt 
der Flächen auch erhebliche Kosten für die 
Grundstückseigentümer verbunden.

Durch die Novellierung des Landschaftsge-
setzes NRW hat sich die Situation grund-
legend geändert (vgl. hierzu insbesondere 
Kap. V. 2.4 und Kap. VI. 2.4). Durch die No-
vellierung des Landschaftsgesetzes NRW 

gelten nach In-Kraft-Treten des Gesetzes 
sich durch Sukzession oder Pflege erge-
bende Zustandsveränderungen (sofern sie 
dokumentiert werden) nicht als Eingriffe 
und müssen somit nicht ausgeglichen wer-
den.

Der (finanzielle) Vorteil für den Grund-
stückseigentümer liegt in der Übernahme 
der Personalkosten für die Pflege durch 
die Landesforstverwaltung. Insbesondere 
wenn die eingebrachten Flächen dem öko-
logischen Ausgleich dienen, kann die Über-
nahme der Pflegekosten durch die Lan-
desforstverwaltung einen entscheidenden 
wirtschaftlichen Vorteil darstellen. Kosten 
für die Verkehrssicherung u.a. durch den 
Besitz am Grundstück entstehende Kosten 
sind vom Grundstückseigentümer selbst zu 
tragen. Diese sind i.d.R. jedoch sehr ge-
ring.

Bei den in das Projekt eingebrachten Flä-
chen kann oftmals auch die Grundsteu-
er erlassen werden. Da in das Projekt nur 
Flächen eingebracht werden, die aller 
Voraussicht nach auch langfristig keiner 
baulichen Folgenutzung zugeführt werden 
können und die Flächen oftmals aufgrund 
ihrer Nutzungsvorgeschichte Restriktio-
nen wie Altlasten oder auch aufstehende 
Bausubstanz (hierzu zählen auch im Boden 
belassene Fundamente) aufweisen, wären 
zudem für eine bauliche Folgenutzung 
i.d.R. erhebliche Kosten aufzuwenden. Der 
Verkehrswert der Flächen tendiert daher in 
vielen Fällen gegen 0,00 €, so dass die Vor-
aussetzung für eine Grundsteuerbefreiung 
gegeben wären.

So macht bspw. der Grundstücksfonds 
NRW bei seinen in das Projekt Industrie-
wald Ruhrgebiet eingegliederten Flächen 
von dieser Möglichkeit soweit wie möglich 
Gebrauch.

64 vgl. hierzu auch das Vertrags-
beispiel im Anhang
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Bei der Zusammenstellung der Nachteile 
von Zwischennutzungen muss nach unge-
planten und geplanten Zwischennutzungen 
differenziert werden. 

Bei den ungeplanten Zwischennutzungen 
kann bereits jede nicht mit dem Eigen-
tümer abgesprochene Flächenaneignung 
als Nachteil angesehen werden. Hierbei 
ist jedoch zu beachten, dass die Ursache 
einer solchen Flächenaneignung die feh-
lende Nutzung der Fläche/des Gebäudes 
ist. Wäre auf der Fläche bereits eine Zwi-
schennutzung realisiert worden, wäre sie 
auch nicht frei für die ungewollte Nutzung 
gewesen.

Ein Problem kann auch entstehen, wenn 
eine Zwischennutzung sich unkontrolliert 
entwickelt, also wenn bspw. die Nutzung 
geändert oder ausgebaut wird oder aber 
Investitionen getätigt werden, die bei ei-
ner temporären Nutzung eigentlich nicht 
tragfähig sind und so auch die Gefahr ei-
ner Verstetigung erhöhen. Die Möglich-
keit einer unkontrollierten Entwicklung 
ist im Wesentlichen auf mangelnde Ab-
sprachen der beteiligten Akteure oder eine 
fehlende Konkretisierung der Nutzung im 
Gebrauchsüberlassungsvertrag zurück-
zuführen. Um solche Entwicklungen zu 
vermeiden, sollten Art und Umfang der 
Zwischennutzung im Gebrauchsüberlas-
sungsvertrag genau definiert werden. Eine 
Änderung bzw. Ausweitung der Zwischen-
nutzung ist dann nur über eine Vertrags-
anpassung möglich. 

Gerade die Gefahr einer Verstetigung wird 
von den Grundstückseigentümern als der 
größte Nachteil von Zwischennutzungen 
angesehen. Dies gilt auch für geplante 
Zwischennutzungen. In vielen Fällen wird 
die Gefahr einer Verstetigung durch feh-
lerhafte bzw. nicht ausreichend bestimmte 
Vertragswerke ausgelöst. In diesen Fällen 
ließe sich die Gefahr durch eine exakte De-
finition von Art und Umfang der Zwischen-
nutzung minimieren. Schwerer lösbar sind 
die Fälle, in denen die Zwischennutzung 
ein derart starkes öffentliches Interesse 

auslöst, dass der Druck der Öffentlichkeit 
und insbesondere der Politik ein Einstellen 
der Zwischennutzung unmöglich macht.

Eine Möglichkeit, diese Gefahr zu minimie-
ren, ist die Festsetzung einer kurzen Nut-
zungsdauer im Vertragswerk (unbenommen 
der Möglichkeit einer Vertragsverlängerung 
bzw. eines neuen Vertrags). Die Erfahrungen 
zeigen, dass bei kurzen Nutzungsdauern 
(unter einem Jahr) die Gefahr einer Verste-
tigung deutlich geringer ist als bei längeren 
Nutzungsdauern mit kurzer Kündigungs-
frist. Der Grund hierfür ist offensichtlich: 
die Zwischennutzung erhält so kaum Gele-
genheit, sich zu profilieren und ein beson-
deres öffentliches Interesse zu generieren. 
Auch die Investitionen der Zwischennutzer 
fallen bei kurzen Nutzungsdauern deutlich 
geringer aus.

Die Festsetzung kurzer Nutzungszeiträu-
me geht jedoch zu Lasten der Zwischen-
nutzer und der Zwischennutzungen selbst, 
da hierdurch auch das „kreative Potential“ 
eingeschränkt wird. Darüber hinaus wer-
den sich bei einer solchen Einschränkung 
deutlich weniger potentielle Zwischennut-
zungen finden lassen.

Letztendlich muss aber auch die Realisie-
rung einer Zwischennutzung eine „win-
win-Situation“ für alle Akteure sein. Dies 
erfordert ein konsensuales Vorgehen und 
eine intensive Kommunikation. Ganz ver-
meiden lässt sich das Risiko einer Versteti-
gung aber nie. Nach Meinung der Autoren 
überwiegen jedoch die positiven Aspekte 
von Zwischennutzungen deutlich und man 
sollte auch nicht außer acht lassen, dass die 
Verstetigung von Zwischennutzungen eine 
Ausnahme ist, negative Erfahrungen leider 
aber prägender sind als positive.

IX  Vor- und Nachteile von Zwischennutzungen

1 Nachteile von Zwischennutzungen
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2.1	 Allgemeine positive Effekte 
	 von Zwischennutzungen
Die Vorteile von Zwischennutzungen sind 
sehr vielfältig und abhängig von der Art 
der Zwischennutzung sowie der vertrag-
lichen Vereinbarung, die der Zwischennut-
zung zugrunde liegt. Die Vorteile der Zwi-
schennutzung lassen sich nur im Vergleich 
zu dem Zustand ohne Nutzung ableiten.

Brachflächen oder leerstehende Gebäude 
beeinflussen das Stadtbild negativ. In der 
Folge können weitere negative Auswir-
kungen entstehen (wilde Müllkippen, nega-
tive Ausstrahlungseffekte auf das Umfeld). 
Aus städteplanerischer Sicht muss es daher 
das Ziel sein, Brachflächen und Leerstand 
weitestgehend zu vermeiden, um das Stadt-
bild nicht (weiter) zu beeinträchtigen. 

Zwischennutzungen können auch der Ver-
meidung ungewollter Entwicklungen auf 
der Fläche dienen. Durch die Zwischennut-
zung ist das Aneignen der Fläche für eine 
andere (ungeplante) Nutzung nicht mög-
lich. Bei Brachflächen lässt sich so bspw. 
die Ausbildung „wilder Müllkippen“ vermei-
den. 

Zwischennutzungen können in diesen Situ-
ationen durchaus neue Qualitäten schaffen, 
indem mehr Grün in der Stadt geschaffen 
wird oder andere Angebote (Spielplätze o.ä.) 
bereitgestellt werden. In jedem Fall kann 
über Zwischennutzungen das Wohnumfeld 
verbessert und die Wohnqualität gesteigert 
werden. Einen Nutzen für die Allgemein-
heit weisen daher auch sportbasierte Zwi-
schennutzungen sowie Zwischennutzungen 
durch Kunst, Kultur und sonstige Freizeit-
angebote auf. Zwischennutzungen dieser 
Art können der Wohnumfeldverbesserung 
dienen, sie sind ein Instrument der Stadt-
entwicklung.

Auch aus dem ehrenamtlichen Engage-
ment und der Eigeninitiative der Bewoh-
ner sind positive Effekte auf das Quartier 
abzuleiten. Neben einer erhöhten sozialen 
Bindung untereinander kann hieraus auch 
eine stärkere Bindung der Bewohner an ihr 
Quartier erwachsen.

Bei der Nutzung leerstehender Gebäude 
ließ sich in der Vergangenheit immer wie-
der feststellen, dass im Vergleich zu leer-
stehenden Gebäuden deutlich weniger 
Vandalismusschäden auftreten. Die sicht-
baren Zeichen einer Nutzung vermindern 
offensichtlich den Grad der Sachbeschä-
digung.

Darüber hinaus kann bei Gebäuden, die 
längere Zeit leerstehen, auch ohne Van-
dalismus ein deutlicher Verfall einsetzen: 
Schimmelbildung durch fehlende Behei-
zung und eindringende Feuchtigkeit, Kor-
rosion der Haustechnik usw. Die Beseiti-
gung eines solchen Reparaturstaus kann 
je nach Ausmaß hohe Kosten verursachen 
und ggf. sogar eine Wiedernutzung des 
Gebäudes unwirtschaftlich werden lassen. 
Die (Zwischen-) Nutzung des Gebäudes 
kann die Bildung derartiger Schäden ver-
hindern.

Ein weiterer Vorteil von Zwischennutzungen 
kann ihr zielgerichteter Einsatz für Wer-
bungs- und Marketingzwecke sein. Teilwei-
se ist das zu bewerbende Objekt die Fläche 
selbst bzw. die spätere Hauptnutzung, so 
dass die Zwischennutzung nicht nur in den 
Flächenkreislauf integriert wird, sondern 
diesen sogar zielgerichtet unterstützt.

Auch unter den gewerblich motivierten 
Zwischennutzungen finden sich Existenz-
gründer, die den Versuch der Unterneh-
mensgründung allein aufgrund günstiger 
Nutzungskonditionen im Rahmen von Zwi-
schennutzungen machen können.

So ist es gerade das Spektrum möglicher 
Zwischennutzungen, das eine Vielfalt an 
Vorteilen und damit auch eine Vielfalt an 
Einsatzmöglichkeiten bietet. So werden 
zurzeit immer häufiger Ladenlokale zwi-
schengenutzt. Ist dies ggf. ein geeignetes 
Instrument zur Revitalisierung unserer In-
nenstädte? Der Vielfalt an Zwischennut-
zungen und der Kreativität potentieller 
Zwischennutzer sind kaum Grenzen ge-
setzt, so dass zukünftig noch weitere Ein-
satzmöglichkeiten von Zwischennutzungen 
ergründet werden können.

2	 Vorteile von 	Zwischennutzungenzung
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Daneben kann die Zwischennutzung eine 
Reihe von direkten und indirekten wirt-
schaftlichen Vorteilen generieren.

2.2	 Wirtschaftliche Vorteile von 
	 Zwischennutzungen
Für den Grundstückseigentümer dürften 
vor allem die wirtschaftlichen Vorteile, 
die mit Zwischennutzungen einhergehen, 
von Interesse sein. Unter wirtschaftlichen 
Vorteilen werden positive Effekte auf 
den Grundstückswert oder die Kosten-/ 
Erlössituation verstanden. Hierunter fal-
len daher auch einige der bereits im Vor-
feld aufgeführten Vorteile von Zwischen-
nutzungen.

Insgesamt lassen sich sechs verschiedene 
Fallkonstellationen ausmachen, in denen 
positive wirtschaftliche Effekte durch die 
Zwischennutzung generiert werden:

Entgeltzahlung (Miete oder Pacht)
Umlage von Aufwendungen (Übernah-
me laufender Kosten, bspw. der Be-
triebskosten...)
Ersparte Aufwendungen (bspw. Kosten 
der Verkehrssicherung etc.)
Nutzung als ökologische Ausgleichsflä-
che
Verkürzte Wartezeit bis zur Wiederauf-
nahme der Hauptnutzung
Verminderter Vandalismus und Verfall 
der Bebauung

Wie bereits im vorangegangenen Kapitel 
erläutert, können die Vorteile einer Zwi-
schennutzung immer nur im Vergleich zu 
dem Zustand ohne Zwischennutzung eru-
iert werden. Ohne eine Zwischennutzung 
würde das Grundstück auf ungewisse Zeit 
brach liegen. Die Dauer des Brachezu-
stands ist meist nur grob abschätzbar. In 
manchen Fällen kann über den Zeitraum 
bis zur voraussichtlichen Wiedernutzung 
sogar überhaupt keine seriöse Aussa-
ge gemacht werden. Gleiches gilt für die 
Reduktion von Vandalismus und Verfall 
durch die Zwischennutzung. Auch hier 
kann nicht seriös abgeschätzt werden, wie 
die Entwicklung ohne Zwischennutzung 
verlaufen wäre.

•
•

•

•

•

•

2.3	 Grundsteuererlass
Ein weiterer wirtschaftlicher Vorteil ist der 
ggf. mögliche Erlass der Grundsteuer. Ein 
Grundsteuererlass ist jedoch nicht bei jeder 
Zwischennutzung möglich. Die Möglichkeit 
eines Grundsteuererlasses ist in den §§ 32 ff. 
Grundsteuergesetz geregelt. 

Für Zwischennutzungen relevant sind le-
diglich die Ausführungen in § 32 Abs. 1 
Grundsteuergesetz:

„Die Grundsteuer ist zu erlassen
für Grundbesitz oder Teile von Grund-
besitz, dessen Erhaltung wegen seiner 
Bedeutung für Kunst, Geschichte, Wis-
senschaft oder Naturschutz im öffent-
lichen Interesse liegt, wenn die erzielten 
Einnahmen und sonstigen Vorteile (Roh-
ertrag) in der Regel unter den jährlichen 
Kosten liegen. […]
für öffentliche Grünanlagen, Spiel- und 
Sportplätze, wenn die jährlichen Kosten 
in der Regel den Rohertrag überstei-
gen.“

Demnach kann insbesondere für öffentlich 
zugängliche Grünanlagen sowie Spiel- und 
Sportplätze ein Grundsteuererlass gewährt 
werden, da gerade bei Grünanlagen sowie 
Spiel- und Sportplätzen nicht mit wesent-
lichen Einnahmen zu rechnen ist und dem-
entsprechend die aufzuwendenden Kosten 
regelmäßig die Erträge übersteigen dürf-
ten. Ob der Grundsteuererlass gem. Satz 1 
auch für künstlerische Installationen ge-
währt werden kann, ist vermutlich nur im 
Einzelfall zu bestimmen, da grundsätzlich 
nicht für jede künstlerische Installation 
auch ein öffentliches Interesse unterstellt 
werden kann.

Ist ein Grundsteuererlass nach § 32 Grund-
steuergesetz nicht möglich und mindes-
tens mittel- bis langfristig nicht mit ei-
ner Wiederaufnahme der Hauptnutzung 
zu rechnen, sollte der Eigentümer einen 
Grundsteuererlass aufgrund wesentlicher 
Ertragsminderung (§ 33 Grundsteuerge-
setz) in Erwägung ziehen.

Neben dem Grundsteuererlass gem. § 32 
Grundsteuergesetz ist auch die Übernah-
me der Grundsteuer durch einzelne Ak-

1.

2.
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teure möglich. So bspw. in Leipzig: „Die 
fehlenden Einnahmen durch die Über-
nahme der Grundsteuer trägt die Stadt-
finanzkasse.“65

2.4	 Modellrechnungen zur
	 Quantifizierung wirtschaft-
	 licher Vorteile
Bei der Suche nach potentiellen Fall-
beispielen sowie der Auswertung der im 
Rahmen dieser Studie dargestellten Fall-
beispiele (vgl. Kap. VIII) hat sich gezeigt, 
dass vielen Grundstückseigentümern die 
aus Zwischennutzungen generierten wirt-
schaftlichen Vorteile nur unzureichend 
bekannt sind bzw. viele Grundstücksei-
gentümer das wirtschaftliche Potential – 
im Vergleich zum Brachzustand – deut-
lich unterschätzen und dementsprechend 
kaum nutzen. Es überwiegt leider immer 
noch die Angst vor der Verstetigung einer 
Zwischennutzung.

Aufgrund fehlender realer Daten wird da-
her mit Hilfe eines Berechnungsmodells 
der Versuch unternommen, die wirtschaft-
lichen Vorteile von Zwischennutzungen im 
Vergleich zum einfachen Brachezustand zu 
simulieren, indem verschiedene Fallkons-
tellationen berechnet werden.

Hierfür wird das in Kap. VII. 3.1 zur Veran-
schaulichung des Vervielfältigerdifferenz-
verfahrens konstruierte Berechnungsbei-
spiel als Ausgangspunkt genommen.

Im vorbezeichneten Beispiel kommt die 
Zwischennutzung im Hinblick auf die 
wirtschaftlichen Auswirkungen für den 
Grundstückseigentümer einem Leerstand 
gleich.66 Es fließen dem Grundstückseigen-
tümer nämlich weder Entgeltzahlungen 
zu noch kann er laufende Kosten auf den 
Zwischennutzer übertragen. Hierbei wird – 
zumindest vorerst – auf die Berücksich-
tigung marginaler Einspareffekte (bspw. 
Reduktion der Verkehrssicherungskosten) 
sowie nicht konkret kalkulierbarer Effekte 
(reduzierter Vandalismus) verzichtet.

Zeitraum I vom 01.01.2007 bis zum 31.12.2009:

Jährliche Nettokaltmiete
abzgl. Bewirtschaftungskosten
abzgl. nicht umlegbarer Betriebskosten
abzgl. Bodenwertverzinsungsbetrag
Reinertrag im Zeitraum I

Vervielfältiger (bei p=6 % und n=3)

7.200,00 €
7.200,00 €

0,00 €
9.000,00 €

-9.000,00 €

2,83

Ertragswert der baulichen Anlagen im Zeitraum I: -25.470,00 €

Zeitraum II vom 01.01.2010 bis zum 31.12.2016:

Jährliche Nettokaltmiete
abzgl. Bewirtschaftungskosten
abzgl. Nicht umlegbarer Betriebskosten
abzgl. Bodenwertverzinsungsbetrag
Reinertrag im Zeitraum II

Vervielfältiger (bei p=6 %  und n=20)
abzgl. Vervielfältiger aus Zeitraum I: 14,88 - 2,83

28.800,00 €
7.200,00 €

0,00 €
9.000,00 €

12.600,00 €

14,88
12,05

Ertragswert der baulichen Anlagen im Zeitraum II:

Ertragswert der baulichen Anlagen im Gesamtzeitraum:
zzgl. Bodenwert:

151.830,00 €

125.360,00 €
150.000,00 €

Ertagswert des Grundstücks: 276.360,00 €

Tab. 8:	 Werteinfluss einer geringen Entgeltzahlung bei Zwischennutzungen

65 Bundesamt für Bauwesen und 
Raumordnung 2004, S. 16

66 Denkbar wäre aus Sicht des 
Grundstückseigentümers auch ein 
„Einmotten“ des Objektes. Hierbei 
würden die Bewirtschaftungs-
kosten (incl. der Betriebskosten) 
soweit wie möglich gesenkt. Es 
könnte dann jedoch das Problem 
entstehen, dass bei längerer Nicht-
nutzung und stark reduzierter 
Instandhaltung (wird i. d. R. 
als erstes „heruntergefahren“) 
ein Reparaturstau entsteht. Die 
Kosten einer Beseitigung sind  
dann – bei „Einmottung“ über 
mehrere Jahre – höher als die 
kumulierten Aufwendungen für 
eine übliche Instandhaltung.
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Die Wertminderung aufgrund der Verlus-
te im Zeitraum I ist enorm. Grundsätzlich 
anders würde sich die Lage bspw. bei einer 
minimalen Entgeltzahlung und der Über-
nahme der umlegbaren Betriebskosten 
durch den Zwischennutzer darstellen. Im 
Folgenden wird auf Grundlage des obigen 
Beispiels mit einer Entgeltzahlung des Zwi-
schennutzers von 1,00 €/m² und der Über-
nahme der Betriebskosten durch den Zwi-
schennutzer gerechnet. 

Bereits die Übernahme der laufenden Be-
triebskosten sowie eine geringe Entgelt-
zahlung durch den Zwischennutzer erhö-
hen den Wert der Immobilie um 30.000 € 
bzw. um rd. 11%. Der Werteinfluss einer 
solchen Zwischennutzung erhöht sich noch 
deutlich mit der Dauer der Zwischennut-
zung bzw. des Leerstandes. Im folgenden 
Beispiel wurde lediglich die Dauer des Leer-
standes bzw. der Zwischennutzung von drei 
auf sechs Jahre erhöht. Es ergibt sich fol-
gendes Ergebnis:

Zeitraum I vom 01.01.2007 bis zum 31.12.2009:

Jährliche Nettokaltmiete
abzgl. Bewirtschaftungskosten
abzgl. nicht umlegbarer Betriebskosten
abzgl. Bodenwertverzinsungsbetrag
Reinertrag im Zeitraum I

Vervielfältiger (bei p=6 % und n=3)

0,00 €
7.200,00€
3.600,00€
9.000,00€

-19.800,00€

5,42

7.200,00 €
7.200,00 €

0,00 €
9.000,00 €

-9.000,00 €

5,42

Ertragswert der baulichen Anlagen im Zeitraum I: -107.316,00 € -48.780,00 €

Zeitraum II vom 01.01.2010 bis zum 31.12.2016:

Jährliche Nettokaltmiete
abzgl. Bewirtschaftungskosten
abzgl. Nicht umlegbarer Betriebskosten
abzgl. Bodenwertverzinsungsbetrag
Reinertrag im Zeitraum II

Vervielfältiger (bei p=6 %  und n=20)
abzgl. Vervielfältiger aus Zeitraum I: 14,88 - 5,42

28.800,00 €
7.200,00 €

0,00 €
9.000,00 €

12.600,00 €

14,88
9,46

28.800,00 €
7.200,00 €

0,00 €
9.000,00 €

12.600,00 €

14,88
9,46

Ertragswert der baulichen Anlagen im Zeitraum II:

Ertragswert der baulichen Anlagen im Gesamtzeitraum:
zzgl. Bodenwert:

119.196,00 €

11.880,00 €
150.000,00 €

119.196,00 €

70.416,00 €
150.000,00 €

Ertagswert des Grundstücks: 161.880,00 € 220.416,00 €

Tab. 9:		  Werteinfluss einer geringen Entgeltzahlung bei Zwischennutzungen in Abhängigkeit 
		  von der Zwischennutzungsdauer

Der Wertunterschied beträgt bei einer 
Verdopplung der Zwischennutzungsdau-
er bzw. Leerstandsdauer fast 60.000 €, 
bzw. rd. 26,50%. Hierbei sind die indi-
rekten Effekte nicht enthalten. Führt der 
Zwischennutzer bspw. Schönheitsrepa-
raturen und kleinere Instandsetzungen 
selbst aus, wirkt sich dies auch direkt auf 
die Instandsetzungskosten des Eigentü-
mers aus, die Bewirtschaftungskosten 
sinken. Auch die Einflüsse etwaiger Bau-
schäden auf die Restnutzungsdauer (bzw. 
die Kosten für die Beseitigung derselben) 
oder durch die andauernde Nutzung ver-
hinderte Vandalismusschäden sind hierbei 
noch nicht berücksichtigt. Dies jedoch 
auch nur aufgrund der Tatsache, dass eine 
seriöse Quantifizierung dieser Einflüsse 
nicht möglich ist, da sie nicht mit hinrei-
chender Sicherheit kalkulierbar sind. Dass 
diese Effekte auftreten, wurde von den 
verschiedenen an Zwischennutzungen 
beteiligten Akteuren immer wieder ver-
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deutlicht (vgl. hierzu u.a. Kap. VIII. 1.6). 
Dies betrifft auch eine ggf. durch die Zwi-
schennutzung erzeugte geringere Dauer 
bis zur Wiederaufnahme der Hauptnut-
zung.

Fazit 
Zwischennutzungen haben fast immer auch 
wirtschaftliche Vorteile für den Grund-
stückseigentümer zur Folge. Diese lassen 
sich tlw. klar und nachvollziehbar berech-
nen. Dahingegen können die indirekten 
Vorteile zwar nicht im Vorfeld kalkuliert 
werden, dem Grundstückseigentümer aber 
trotzdem deutliche – wenn auch nicht 
quantifizierbare - Vorteile verschaffen. 

Es muss aber auch klar sein, dass Zwischen-
nutzungen nicht der Renditeerzielung die-
nen. Die hier aufgeführten wirtschaftlichen 
Vorteile stellen im Ergebnis nichts anderes 
als eine Reduktion der durch Nachfrage-
schwund und Leerstand (Brache) hervorge-
rufenen Erlösausfälle bzw. Verluste dar. Es 
erscheint den Autoren jedoch angemessen 
im Vergleich zur Nichtnutzung der entspre-
chenden Liegenschaften von „Erlösen“ und 
„wirtschaftlichen Vorteilen“ zu sprechen.

Die Art und die Höhe des (wirtschaftlichen) 
Vorteils einer Zwischennutzung ist neben 
der Dauer der Zwischennutzung in erster 
Linie von den Vereinbarungen der einzel-
nen Akteure abhängig. Gezahlte Entgelte, 
übernommene Betriebskosten und Schön-
heitsreparaturen sind Absprachen, die im 
jeweiligen Gebrauchsüberlassungsvertrag 
festzuhalten sind.
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Die Vielfalt von Zwischennutzungen reicht 
von illegaler Flächenannektierung bis zum 
strategischen Einsatz von Zwischennut-
zungen als Marketinginstrument. Die meis-
ten bekannten Zwischennutzungsbeispiele 
entwickeln sich zwischen diesen beiden 
Extremen. Es handelt sich um Flächen, 
die momentan nicht entsprechend ihrer 
Nutzungszuweisung in Anspruch genom-
men werden (können) und daher für eine 
Vielzahl anderer – wirtschaftlich weniger 
einträglicher – Nutzungen als potentieller 
Standort in Frage kommen.

Ähnlich vielfältig wie das Spektrum an Zwi-
schennutzungen, sind auch ihre potentiellen 
Wirkungen. Die Wirkung von Zwischennut-
zungen ist Chance und Risiko zugleich. Sie 
ist eine Chance, da das „Unbestimmte“ 
ein bislang kaum gekanntes Potential an 
Kreativität in sich trägt, und sie ist ein Ri-
siko, weil nicht geplante Nutzungen sich 
verstetigen können und in der Folge die 
ursprünglich mit der Fläche verbundenen 
Nutzungserwartungen konterkarieren. 

Zwischennutzungen können für Eigentümer 
ungenutzter Liegenschaften eine Möglich-
keit der Verlustminderung darstellen und 
für die Stadtentwicklung ein Instrument 
der Aufwertung ungenutzter Flächen. 
Nutzungsaufgaben bieten so mitunter die 
Chance, in Bereichen des wirtschaftlichen 
Niedergangs neue Lebensqualitäten zu 
schaffen.

Will man Zwischennutzungen strategisch 
einsetzen, d.h. die Chancen nutzen und die 
Risiken minimieren, muss man sie geplant 
und zielgerichtet einsetzen. Hiermit ist aber 
nicht die Nutzung von originär planungs-
bezogenen Instrumenten, wie etwa den 
Bauleitplänen, gemeint.

Die Instrumente der räumlichen Planung 
sind überwiegend auf die Strukturierung 
vorhandener Funktionen oder der Erweite-
rung der Siedlungsfläche ausgerichtet. In 
der kommunalen Bauleitplanung ist die Ka-
tegorie der Brachfläche oder der Zwischen-
nutzung nicht vorgesehen. Auch das neu 
geschaffene Baurecht auf Zeit entspricht 

diesen Anforderungen nicht. Es handelt 
sich im Wesentlichen um starre Planungs-
instrumente, die in Zeiten der Ungewissheit 
der notwendigen Flexibilität entbehren.

Lediglich der Städtebauliche Vertrag gem. 
§ 11 BauGB kann als Stadtumbauvertrag 
gem. § 171c BauGB zur Umsetzung von 
Zwischennutzungen genutzt werden. In 
der Praxis wird daher überwiegend auf die 
Instrumente des Privatrechts und hier ins-
besondere auf die verschiedenen Ausfor-
mungen der Gebrauchsüberlassungsverträ-
ge zurückgegriffen.

Dabei zeigt sich, dass diese durchaus die 
Möglichkeit bieten, jede Art von Zwischen-
nutzung zu fast allen denkbaren Bedin-
gungen zu realisieren, eingeschränkt nur 
durch das geltende Planungsrecht auf der 
jeweiligen Fläche.

„Kreative Fesseln“ werden nur im Zusam-
menspiel unterschiedlicher Zielvorstellun-
gen der Akteure in Bezug auf die Nutzung 
einer bestimmten Fläche auferlegt. Dies 
darf aber nicht als Restriktion bzw. Ein-
schränkung des „kreativen Potential“ von 
„zielgerichteten“ Zwischennutzungen ver-
standen werden, denn letztendlich muss 
auch die Realisierung einer Zwischennut-
zung als konsensualer Prozess verstanden 
werden, dessen Ergebnis lediglich im Ver-
trag fixiert wird.

Es ist weiterhin möglich, Ideen zu ent-
wickeln und neue Formen von Zwischen-
nutzungen zu entwickeln. Es ist lediglich 
erforderlich, spezifische Nutzungsideen 
und die entsprechenden Flächen zur Um-
setzung zusammenzuführen. In diesem 
Zusammenhang ist die Akteursgruppe der 
„Vermittler“ bzw. „Agenten“ gefordert, ob 
privatwirtschaftlich organisiert oder auch 
als öffentliches Serviceangebot. Denn 
auch die Städte und Gemeinden gewinnen 
durch Zwischennutzungen an Lebensqua-
lität. Der Einsatz von Zwischennutzungen 
als komplementäres Instrument des Bau-
landmanagements ist gerade in schrump-
fenden Regionen als Pflichtaufgabe zu 
verstehen.

X  Fazit
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Nordrhein-Westfalen hat in den letzten 
Jahrzehnten einen intensiven Struktur-
wandel erlebt. Ehemalige Industriezweige, 
wie bspw. Montan- und Textilindustrie, be-
finden sich insbesondere seit den 1980er 
Jahren auf einem stetigen Rückzug. Hinzu 
kommen u.a. noch die Nutzungsaufgaben 
der Deutschen Bahn AG und des Militärs. 
Darüber hinaus generieren regionale Über-
angebote an Wohnraum und Umstrukturie-
rungsprozesse in den Innenstädten leerste-
hende Ladenlokale und Wohnungen.

Es handelt sich um Flächen, die momentan 
nicht entsprechend ihrer Nutzungszuwei-
sung in Anspruch genommen werden (kön-
nen), und daher als potentieller Standort 
für eine Vielzahl anderer – wirtschaftlich 
weniger einträglicher – Nutzungen in Frage 
kommen.

Die zeitlich begrenzte Funktionslosigkeit 
von Brachen und leerstehenden Gebäuden 
ist die Voraussetzung für eine Neunutzung 
dieser Flächen. Ist die traditionelle Planung 
in Verbindung mit den wirtschaftlichen In-
teressen der Eigentümer nicht in der Lage, 
diese Flächen zu reaktivieren, ist dies die 
Chance für eine temporäre Nutzung (Zwi-
schennutzung), die nicht der eigentlichen 
Nutzungszuweisung entspricht.

Der Begriff der „Zwischennutzung“ ist nicht 
in Gesetzen oder Verordnungen definiert. 
In der Literatur über Zwischennutzungen 
wird zwar immer wieder der Versuch unter-
nommen, den Begriff der Zwischennutzung 
zu definieren, jedoch weichen die einzel-
nen Definitionen auch voneinander ab. Auf 
Grundlage der vorhandenen Definitionen 
wurde eine neue Definition für Zwischen-
nutzungen konzipiert:

XI  Kurzfassung

1	 Was ist eine Zwischennutzung und wie entsteht sie?
„Als Zwischennutzungen („temporäre Nut-
zungen“) werden neue Nutzungsformen 
auf Flächen bezeichnet, die nicht der hoch-
wertigsten planungsrechtlich zulässigen 
Nutzung entsprechen und deren neue Nut-
zung Optionen für die Wiederaufnahme der 
hochwertigsten planungsrechtlich vorgese-
henen Nutzung offen lässt. Die neue Nut-
zung ist von Beginn an nur zeitlich befristet 
vorgesehen bzw. kurzfristig zu Gunsten der 
hochwertigsten planungsrechtlich zuläs-
sigen Nutzung kündbar.“

Mit der hochwertigsten planungsrechtlich 
zulässigen Nutzung ist bspw. eine Wohn-
nutzung auf einer Fläche, auf der Wohnen 
planungsrechtlich bereits zulässig ist, oder 
eine gewerbliche Nutzung auf Gewerbe-
bauland gemeint. Die hochwertigste pla-
nungsrechtlich zulässige Nutzung meint in 
diesem Zusammenhang nicht die einträg-
lichste Wohnnutzung auf einer Wohnbau-
landfläche (= „best use“). 
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Das Spektrum von Zwischennutzungen 
reicht von illegaler Flächenannektierung 
bis zum strategischen Einsatz von Zwi-
schennutzungen als Marketinginstrument. 
Durch die Vielfalt möglicher Zwischennut-
zungen ist auch ein flexibler Einsatz dieser 
als Instrument des Baulandmanagements 
möglich. 

Es stellt sich in diesem Zusammenhang die 
Frage, welche Zwischennutzung für wel-
che Fläche bzw. für das Erreichen eines 
bestimmten Zieles geeignet ist. Hierzu ist 
es zunächst erforderlich, das Spektrum an 
Zwischennutzungen zu gliedern.

Im Hinblick auf eine Instrumentalisierung 
von Zwischennutzungen sollte zuvorderst 
zwischen geplanten und ungeplanten Zwi-
schennutzungen differenziert werden.

Unter geplanten Zwischennutzungen wer-
den temporäre Nutzungen auf Grund-
stücken verstanden, die in Absprache der 
einzelnen Akteure, mindestens aber zwi-
schen dem Eigentümer und dem Zwischen-
nutzer, vereinbart werden und mit deren 
Realisierung ein bestimmtes Ziel verfolgt 
wird. Die Definition ungeplanter Zwischen-
nutzungen ergibt sich somit im Umkehr-
schluss. Es handelt sich hierbei um Flächen, 

die ohne Einverständnis des Eigentümers 
genutzt werden, um Flächen, die sich selbst 
überlassen werden und sich im Rahmen der 
natürlichen Sukzession weiterentwickeln, 
oder aber um Nutzungen, die zwar in Ab-
sprache mit dem Eigentümer erfolgen, mit 
deren Realisierung aber kein bestimmtes 
Ziel verfolgt wird (vgl. zur Übersicht auch 
Abbildung 29).

Neben der Einordnung als geplante und un-
geplante Zwischennutzungen ist die Nut-
zungsdauer ein zentrales Differenzierungs-
kriterium.

Die Nutzungsdauer ist bspw. ein Indiz für 
die Wahrscheinlichkeit der Wiederaufnah-
me der hochwertigsten planungsrechtlich 
zulässigen Nutzung. Je kürzer die voraus-
sichtliche Nutzungsdauer ist, desto höher 
ist i.d.R. die Wahrscheinlichkeit der Wie-
deraufnahme der hochwertigsten pla-
nungsrechtlich zulässigen Nutzung. Im Fall 
der dauerhaften Umnutzung ist die Chance 
auf Wiederaufnahme der hochwertigsten 
planungsrechtlich zulässigen Nutzung der-
art gering, dass der Eigentümer sich mit 
der geringwertigeren Nutzung auf Dauer 
abfindet. Die Dauer der Zwischennutzung 
korreliert daher mit der Gefahr der Verste-
tigung. 

2 Welche Arten von Zwischennutzungen gibt ist und 
welche Gruppen von Zwischennutzungen sollte

man sinnvollerweise unterscheiden?

ungeplante
Zwischennutzungen

illegale
Zwischennutzungen

ungesteuerte
Zwischennutzungen

natürliche
Sukzession

geplante
Zwischennutzungen

instrumentalisierte
Zwischennutzungen

Zwischennutzungen
zur Schadensbegrenzung

Baurecht auf Zeit

Abb. 29: 	 Kategorisierung geplanter 	
und ungeplanter Zwischen-

	 nutzungen
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Weiterhin lassen sich Zwischennutzungen 
auch hinsichtlich der Art der Vornutzung 
gliedern. Die Art der Vornutzung korre-
spondiert durchaus auch mit bestimmten 
Lagen (bspw. Ladenlokale, Wohn- bzw. Ge-
werbelagen), dem geltenden Planungsrecht 
(bspw. Wohn- oder Gewerbebauland) und 
ggf. vorhandenen Nutzungsrestriktionen 
(z.B. Bodenkontaminationen). Die Diffe-
renzierung von Flächen hinsichtlich ihrer 
Vornutzung lässt demnach direkte Rück-
schlüsse auf die Eignung der Flächen für 
eine bestimmte Zwischennutzung zu. 

Daneben ist auch eine Differenzierung nach 
den verschiedenen Arten von Zwischennut-
zungen möglich (vgl. Abbildung 30).

Abb. 30: Arten von Zwischennutzungen

3	 Welche Akteure treten bei Zwischennutzungen
	 auf und welche Zielsetzungen verfolgen sie?
In der „klassischen“ Stadtentwicklung set-
zen sich die Hauptakteure der meisten städ-
tebaulichen Maßnahmen aus Eigentümern, 
Investoren sowie der Gemeinde zusammen. 
Die Akteurskonstellation ist bei Zwischen-
nutzungen nicht grundlegend verschieden. 
Lediglich die Position des Investors wird 
durch den Zwischennutzer ersetzt. Neben 
den Eigentümern, der öffentlichen Hand 
(Städte und Gemeinden) und den Zwi-
schennutzern treten insbesondere noch die 
Anwohner und die Vermittler als Akteure 
bei Zwischennutzungen auf.

Bei den Zwischennutzern ist zwischen den 
ökonomisch motivierten und denen, die mit 
ihren Aktivitäten in erster Linie ihre allge-
meinen Bedürfnisse befriedigen wollen, zu 
unterscheiden. Letztere sind sehr unter-
schiedlich ausgeprägt und hängen mit der 
Lebens- und Umfeldsituation des jeweiligen 
Zwischennutzers zusammen. Zu nennen wä-
ren hier bspw. ein Mangel an Grünflächen in 
der unmittelbaren Nachbarschaft, zu wenig 
Spiel- oder Sportmöglichkeiten oder ein-
fach auch die eigene Selbstverwirklichung.

Der Eigentümer wird allein durch die Lega-
lisierung der auf seinem Grundstück aus-

geübten Nutzung zum Akteur. Als Akteur 
kann der Eigentümer in mehrfacher Weise 
von der Zwischennutzung einer ansonsten 
ungenutzten Liegenschaft profitieren:

Die Förderfähigkeit des Abrisses bzw. 
der Beräumung und Sicherung des 
Grundstücks als Ordnungsmaßnahme,
die Minderung des Gefährdungspoten-
tials durch die Beräumung der Brache,
eine Reduktion der laufenden Belas-
tungen, wie z. B. Versicherungskosten, 
Hausanschlusskosten, Regenwasserab-
gaben, Grundsteuern, Sicherungskos-
ten,
Entgeltzahlungen,
eine Reduktion von Vandalismusschä-
den,
eine verminderte Dauer bis zur Wie-
deraufnahme der hochwertigsten pla-
nungsrechtlich zulässigen Nutzung 
und
e ine  r e duz ie r t e  Ve rmark tung s - 
dauer.

Städte und Gemeinden können in vielfäl-
tiger Form als Akteur auftreten: Sie können 
Eigentümer, Vermittler, Initiator, Zwischen-
nutzer oder die genehmigende Stelle sein. 

•

•

•

•
•

•

•
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Es ist Aufgabe der Gebietskörperschaften, 
eine ordnungsgemäße Siedlungsstruktur zu 
gewährleisten. Dazu gehört auch, Brachflä-
chen und Leerstand zu vermeiden, um das 
Stadtbild nicht zu beeinträchtigen. Zwi-
schennutzungen können neue Qualitäten 
in die Stadt bringen, indem mehr Grün ge-
schaffen wird oder andere Angebote (Spiel-
plätze o.ä.) bereitgestellt werden.

Die Vermittler (tlw. auch „Agenten“ ge-
nannt) treten als Mittler zwischen (Brach-) 
Flächeneigentümern und potentiellen Zwi-
schennutzern auf. Neben der grundsätz-
lichen Vermittlung zwischen Grundstücken 
und Nutzern beraten die Vermittler auch zu 
spezifischen Fragen der Zwischennutzung 
und geben Hilfestellung bei rechtlichen, 
planerischen und organisatorischen Fra-

gestellungen. Die Vermittler bzw. Agenten 
als Akteure bei Zwischennutzungen treten 
hauptsächlich in den neuen Bundesländern 
auf. Dies ist insofern als Nachteil zu wer-
ten, als gerade die Vermittler bzw. Agenten 
für die Etablierung von Zwischennutzungen 
als „weiches“ Instrument des Baulandma-
nagements und deren Instrumentalisierung 
notwendig wären. Die bestehenden Hemm-
nisse im Umgang mit Zwischennutzungen 
machen Vermittler in diesem Bereich erfor-
derlich. Auch würde diese Akteursgruppe 
helfen, das Informationsdefizit zu beseiti-
gen, indem Angebot (ungenutzte Flächen) 
und Nachfrage (Zwischennutzer, Nutzung-
sideen) zusammengeführt würden.

4 Wie und über welche Instrumente kann man
Zwischennutzungen realisieren und welche 

Rechtsnormen sind hierbei zu beachten?
Zur Umsetzung von Zwischennutzungen 
stehen grundsätzlich die Instrumente des 
Planungsrechts und privatrechtliche Instru-
mente zur Verfügung. Die Instrumente des 
Planungsrechts werden i.d.R. nur angewen-
det, wenn die Zwischennutzung Vorhaben 
nach § 29 BauGB beinhaltet und/oder die 
Durchführung von Ordnungsmaßnahmen 
oder sonstige Leistungen der öffentlichen 
Hand erfordert.

Umsetzungsinstrumente des
Baurechts

Durch das Baurecht auf Zeit (§ 9 Abs. 2 
BauGB) hat der Gesetzgeber die Möglich-
keit eröffnet, in einem Bebauungsplan 
auch zeitlich befristete Festsetzungen 
treffen zu können. Das Baurecht auf Zeit 
darf aber nur in besonderen Fällen ange-
wendet werden. Weiterhin bedarf es einer 
auflösenden oder aufschiebenden Bedin-
gung für das Ende der zeitlich befristeten 
Nutzung (konkrete Nutzungsdauer bzw. zu 
erfüllende Bedingung, wie etwa wieder-
aufkommende Nachfrage). Problematisch 

•

ist hierbei aber, dass auflösende und auf-
schiebende Bedingung mit hinreichender 
Sicherheit bestimmt sein müssen (Sicher-
heit über das Eintreten der Bedingung) 
und ihr Eintreten absehbar sein muss (ma-
ximaler Planungshorizont wäre etwa 10 
bis 15 Jahre). Aufgrund der zahlreichen 
Bedingungen für die Anwendung des  
§ 9 Abs. 2 BauGB wird die Umsetzung von 
Zwischennutzungen wohl nur selten über 
dieses Instrument erfolgen (können). Die 
Anwendungsvoraussetzungen werden nur 
in wenigen Fällen erfüllt sein.

Ein mögliches Umsetzungsinstrument für 
Zwischennutzungen ist der Vorhaben- und 
Erschließungsplan (§ 12 BauGB). Der Vorha-
ben- und Erschließungsplan ist nicht an die 
Festsetzungen gem. § 9 BauGB gebunden. 
Somit wäre auch eine zeitlich befristete 
Nutzung nicht nur in „besonderen Fällen“ 
zulässig, wie § 9 Abs. 2 BauGB fordert. 
Nach Ausführungen von Goldschmidt und 
Taubenek ist die Regelung des § 12 Abs. 2 
Satz 2 BauGB sogar soweit zu fassen, dass 
mit dem Vorhaben- und Erschließungsplan 
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„auch Bestimmungen zur Leerstandsvor-
sorge getroffen werden [können], die der 
Gemeinde eine Umplanung ohne die Aus-
lösung von Entschädigungsansprüchen er-
möglicht und gegebenenfalls auch noch 
den Rückbau der Anlage sicherstellt.“67

Dem Instrument des Städtebaulichen Ver-
trages sind aufgrund der Gebote der An-
gemessenheit (§ 11 Abs. 2 Satz 1 BauGB) 
und des Koppelungsverbotes (§ 11 Abs. 2 
Satz 2 BauGB) bei der praktischen Anwen-
dung Grenzen gesetzt. Grundsätzlich sieht 
der Gesetzgeber jedoch in dem Städtebau-
lichen Vertrag ein geeignetes Instrument. 
Dies lässt sich zumindest aus der Einfüh-
rung des § 171c BauGB (Stadtumbauver-
trag) folgern.68

Explizit wurden die Möglichkeiten der 
Durchführung des Rückbaus baulicher An-
lagen und deren Kostentragung sowie der 
Verzicht auf die Ausübung von Ansprüchen 
nach den §§ 39 bis 44 BauGB dem Katalog 
der Vertragsgegenstände eines „Stadtum-
bauvertrages“ hinzugefügt. Damit werden 
die sich bei der Anwendung Städtebaulicher 
Verträge potentiell ergebenden Probleme 
durch das Gebot der Angemessenheit und 
das Koppelungsverbot in Einzelfällen be-
seitigt. Eine grundsätzliche Befreiung vom 
Koppelungsverbot und dem Gebot der An-
gemessenheit ist damit hingegen nicht ver-
bunden.

Umsetzungsinstrumente 
des Privatrechts

Neben den Instrumenten des Baurechts 
stehen den Akteuren auch privatrechtliche 
Instrumente („Instrumente des BGB“) zur 
Realisierung von Zwischennutzungen zur 
Verfügung. Hierbei kann zwischen Kauf- 
und Tauschverträgen auf der einen Seite 
und den Gebrauchsüberlassungsverträgen 
auf der anderen Seite unterschieden wer-
den.

Eine Möglichkeit, die Flächenverfügbarkeit 
zu gewährleisten, ist der Eigentumsüber-
gang. Dieser kann grundsätzlich über Kauf- 
oder Tauschverträge (§ § 433 ff. BGB) erfol-
gen. Hierbei gibt es keine Besonderheiten 
neben den einschlägigen Regelungen des 

•

BGB zu beachten. Da es sich bei einer Zwi-
schennutzung i.d.R. nicht um eine hoch-
wertige, finanziell einträgliche Nutzung 
handelt, kann in den meisten Fällen davon 
ausgegangen werden, dass die Kosten des 
Flächenerwerbs in keiner wirtschaftlichen 
Relation zu der ausgeübten Nutzung ste-
hen. 

Unter dem Begriff Gebrauchsüberlassungs-
vertrag sind sämtliche Verträge, die eine 
Übertragung von Nutzungsrechten zum 
Inhalt haben (bspw. Miet- oder Pachtver-
träge), zu subsumieren. Der Gebrauchs-
überlassungsvertrag ist in der Praxis das 
übliche Instrument zur Realisierung von 
Zwischennutzungen.

Der Gebrauchsüberlassungsvertrag und 
dessen inhaltliche Ausgestaltung bestim-
men über die durch die Zwischennutzung 
generierten Vor- und Nachteile. Dies be-
inhaltet die wirtschaftlichen Vorteile des 
Grundstückseigentümers wie auch die mit 
der Zwischennutzung verbundenen Risiken, 
wie bspw. eine Verstetigung der Zwischen-
nutzung oder aber auch die Durchführung 
von Nutzungen, die nicht Bestandteil der 
Absprache zwischen den Akteuren waren. 
Die Vertragsinhalte sind daher in erster Li-
nie von den Akteuren und deren mit der 
Zwischennutzung verbundenen Zielvorstel-
lungen sowie der Art der Zwischennutzung 
abhängig. Dass die vertraglichen Ausge-
staltungen stark differieren können, zeigen 
auch die im Anhang aufgenommenen Ver-
tragsbeispiele.

Zu beachtende Rechtsnormen
Auch wenn Zwischennutzungen nur auf 
eine begrenzte Zeit projektiert sind, wei-
sen die möglichen Nutzungen und Gestal-
tungen eine Reihe von Restriktionen durch 
geltende Gesetzesvorschriften auf. Eine 
Auflistung zu beachtender Rechtsnormen 
kann nicht abschließend sein, da die rele-
vanten Gesetze und Verordnungen immer 
auch von den jeweiligen Grundstücksei-
genschaften sowie Art und Umfang der 
Zwischennutzung abhängig sind. In der 
Praxis aber werden die Akteure regelmäßig 
bei Zwischennutzungen mit den folgenden 
gesetzlichen Bestimmungen konfrontiert:

•

67 vgl. hierzu auch Goldschmidt, 
Taubenek 2007

68 vgl. hierzu bspw. Krautzberger 
in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/
Krautzberger, §§ 171a – 171d 
Vorb.
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Landesbauordnung
Baumschutzsatzungen der 
Kommunen
Bundeswaldgesetz
Landschaftsgesetz NRW
Verkehrssicherungspflicht (BGB)
Baugesetzbuch

Beinhaltet die Zwischennutzung Gebäude 
oder bauliche Anlagen bzw. die Nutzung 
oder Nutzungsänderung derselben, sind re-
gelmäßig die Vorschriften des Baurechts 
zu beachten, insbesondere die Landesbau-
ordnung NRW als bauordnungsrechtlicher 
Rahmen.

Bei einer Einordnung in das Planungsrecht 
ist insbesondere zwischen Vorhaben, wel-
che die Errichtung, Änderung oder Nut-
zungsänderung von baulichen Anlagen zum 
Inhalt haben, und für Aufschüttungen und 
Abgrabungen größeren Umfangs sowie für 
Ausschachtungen und Ablagerungen ein-
schließlich Lagerstätten (§ 29 BauGB) und 
den sonstigen Vorhaben zu unterscheiden. 
Die Zulässigkeit der Vorhaben i.S. des § 29 
BauGB richtet sich nach den Regelungen 
der §§ 30 bis 37, insbesondere aber der  
§§ 30, 34 und 35 BauGB. 

Besteht ein rechtsgültiger Bebauungsplan, 
so sind dessen Ziele und Festsetzungen im-
mer zu beachten. Bei bestehendem Bebau-
ungsplan sind Zwischennutzungen zulässig, 
wenn sie nicht den Festsetzungen wider-
sprechen und die Erschließung gesichert 
ist (§ 30 Abs. 1 BauGB). Sofern die Zwi-
schennutzung unter die Regelung des § 29 
BauGB fällt und den Regelungen des § 30 
BauGB widerspricht, sollte die Möglichkeit 
einer Befreiung gem. § 31 Abs. 2 BauGB 
geprüft werden.

Besonderheiten gelten für Zwischennut-
zungen im Bereich von förmlich festge-
legten Sanierungsgebieten. Gemäß § 144 
Abs. 1 Nr. 1 BauGB sind die in § 14 Abs. 1 
BauGB angeführten Vorhaben und Maß-
nahmen genehmigungspflichtig. Die Geneh-
migung der Zwischennutzung dürfte dann 
aber nur verweigert werden, wenn Grund 
zur Annahme besteht, dass das Vorhaben 
die Durchführung der Sanierung unmög-
lich machen oder wesentlich erschweren 

•
•

•
•
•
•

oder den Zielen und Zwecken der Sanie-
rung zuwiderlaufen würde (§ 145 Abs. 2 
BauGB).

Sofern Anpflanzungen im Rahmen der Zwi-
schennutzung vorhanden oder vorgesehen 
sind und deren spätere Beseitigung im Rah-
men einer Neunutzung des Grundstücks 
erforderlich ist, sind auch die naturschutz-
rechtlichen Normen zu beachten. Hier sind 
insbesondere die Baumschutzsatzung der 
jeweiligen Gemeinde, das Bundeswaldge-
setz, das Landschaftsgesetz NRW und das 
Landesforstgesetz NRW zu nennen.

Grundsätzlich hat bei Eingriffen in Natur 
und Landschaft ein entsprechender Aus-
gleich bzw. Ersatz stattzufinden (vgl. § 1a 
BauGB und §§ 4 f. Landschaftsschutzge-
setz NW). Auch brach liegende Flächen 
unterliegen in der Regel der natürlichen 
Sukzession, wenn diese nicht vollständig 
versiegelt sind. Je nach dem Fortschritt 
der Sukzession ist sogar die Einordnung als 
Wald nach dem Bundeswaldschutzgesetz 
möglich. Mit der Novellierung des Land-
schaftsgesetzes NRW im Jahre 2005/2006 
hat sich die Ausgangslage grundlegend ge-
ändert. § 4 Abs. 3 Nr. 6 des Landschafts-
gesetzes NRW schließt die Ausgleichs- und 
Ersatzpflicht für Brachflächen unter be-
stimmten Bedingungen explizit aus.
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Grundsätzlich gibt es keine „typischen“ 
Kosten, die mit Zwischennutzungen einher-
gehen. Konkrete Kosten lassen sich jeweils 
nur für eine spezifische Zwischennutzung 
benennen. Die einzigen Kostenpositionen, 
die in jedem Fall auftreten, werden durch 
die Bewirtschaftung des Grundstücks ver-
ursacht. Die Bewirtschaftungskosten wie-
derum sind abhängig von der Nutzungs-
intensität. Ein nicht genutztes Grundstück 
verursacht i.d.R. auch nur geringe laufende 
Kosten (bspw. Grundsteuer, Kosten der Ver-
kehrssicherung usw.).

Zur Finanzierung der Zwischennutzung 
wird i.d.R. ein Mix aus verschiedenen För-
dermitteln genutzt. Hierzu kommen noch 
Eigenleistungen, ehrenamtliches Engage-
ment sowie Sponsoring.

Generell kommen Mittel des Programms 
„Stadtumbau West“, des Europäischen 
Fonds für Regionale Entwicklung (EFRE) 
oder auch Mittel der Wirtschaftsförderung 
in Frage.

Die wichtigste „Fördermittelquelle“ für 
Zwischennutzungen dürfte das Programm 
Stadtumbau West sein. Die Finanzierung 
von Zwischennutzungen über Mittel des 
Programms Stadtumbau West ist explizit 
möglich. Die von der ARGEBAU verfasste 
„Arbeitshilfe Stadtumbau West“ enthält 
konkrete Hinweise zur Förderung von 
Zwischennutzungen durch das Programm 
Stadtumbau West.69

Eine weitere Möglichkeit, finanzielle Vorteile 
mit der Zwischennutzung zu realisieren, ist 
die Anerkennung temporär begrünter Flä-
chen für Ausgleichs- und Ersatzmaßnah-
men. In der Stadt Leipzig wird z. Zt. ein 
Ausgleichsflächenpool eingerichtet, in den 
auch temporär aufgewertete Flächen ein-
gehen, die durchaus nach Ablauf der Ge-
stattungsvereinbarungen wieder einer bau-
lichen Nutzung zugeführt werden können. 
Um die Dauerhaftigkeit des Ausgleichs zu 

5	 Welche Kosten sind mit Zwischennutzungen
	 verbunden und welche Möglichkeiten der
	 Finanzierung bestehen?

gewährleisten, würden diese Flächen bei ei-
ner erneuten baulichen Nutzung durch so-
genannte Ersatzausgleichsflächen ersetzt 
werden.70

In Nordrhein-Westfalen besteht seit der 
Novellierung des Landschaftsgesetzes NRW 
die Möglichkeit, eine durch natürliche Suk-
zession erfolgte Aufwertung als Ausgleich 
anerkennen zu lassen (§ 5a Landschaftsge-
setz NRW).

69 vgl. ARGEBAU 2007a

70 vgl. hierzu auch Analyse & 
Konzepte in Bundesministerium 
für Verkehr, Bau- und Wohnungs-
wesen 2002, S. 105 f.
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Grundsätzlich ist zwischen der Wertermitt-
lung unbebauter und bebauter Flächen, die 
zwischengenutzt werden, zu differenzie-
ren. 

Unbebaute Grundstücke
In Bezug auf den Grundstückswert ist die 
Zwischennutzung durchaus mit in Zukunft 
zu erwartenden Nutzungsänderungen, dem 
Baurecht auf Zeit oder aber auch einer 
einfachen Änderung der GFZ vergleichbar. 
Die folgenden Ausführungen beschrei-
ben daher nicht nur die Vorgehensweise 
bei der Wertermittlung zwischengenutzter 
Flächen, sondern die Vorgehensweise bei 
der Wertermittlung aller Flächen, die eine 
Nutzungsänderung in Zukunft erwarten 
lassen.

In diesen Fällen ist die rechnerische Diffe-
renz, die sich aus dem Wert der neuen Nut-
zung nach Aufgabe der Zwischennutzung 
und dem Wert der Zwischennutzung selbst 
ergibt, zu diskontieren und auf den Wert 
der Zwischennutzung zu addieren.

Bei der Wertermittlung von zwischenge-
nutzten Flächen ergeben sich i.d.R. drei 
Problemstellungen, die nur im Einzelfall 
beurteilt werden können: 

Bei vielen Zwischennutzungen ist zwar 
die Wiederaufnahme der hochwer-
tigsten planungsrechtlich zulässigen 
Nutzung wahrscheinlich, jedoch kann 
der Zeitraum nur im konkreten Fall ge-
schätzt werden.

Neben der Dauer der Zwischennutzung 
muss auch ihr Wert hinreichend quan-
tifizierbar sein. Die Frage des Wertes 
einer künstlerischen Installation, eines 
Beachvolleyballfeldes oder ähnlicher 
Nutzungsformen ist nicht leicht zu 
beantworten, da für solche Nutzungs-
formen nur selten Vergleichspreise 
vorliegen. Im Allgemeinen wird der an-
zusetzende Wert von Flächen mit der-
artigen Nutzungen im unteren Wert-

•

•

bereich anzusiedeln sein. Je nach Art 
der Zwischennutzung könnten die üb-
licherweise für Gemeinbedarfsflächen, 
Gartenland oder Kleingärten gezahlten 
Preise einen Anhalts-punkt geben. In 
Einzelfällen kann der Wert auch darun-
ter liegen, bis hin zu 0,00 €/m².

Eine weitere Schwierigkeit ist die Wahl 
des Zinssatzes, der bei der Diskontie-
rung angesetzt wird. Das Problem der 
Zinssatzwahl bei der Wertermittlung 
einer Liegenschaft, für die eine Nut-
zungsänderung absehbar ist, ist in 
der Praxis insbesondere bei der Wer-
termittlung warteständigen Baulands 
bekannt. Da die meisten Zwischennut-
zungen ebenfalls als warteständiges 
Bauland eingestuft werden können, 
sollte bei der Wertermittlung von zwi-
schengenutzten Flächen hilfsweise ein 
sogenannter Entwicklungszinssatz zur 
Anwendung kommen, wie ihn bspw. die 
Gesellschaft für immobilienwirtschaft-
liche Forschung (gif) empfiehlt. Dieser 
liegt in der Regel zwischen dem Kapital-
marktzins und dem Liegenschaftszins. 
Da der Liegenschaftszinssatz i.d.R. aus 
den Kaufpreisen für „gleichartig be-
baute und genutzte Grundstücke“ (§ 11 
WertV) abgeleitet wird71 und die ausge-
werteten Kaufpreise in aller Regel keine 
zwischengenutzten Grundstücke bein-
halten, sind die so ermittelten Liegen-
schaftszinssätze mit steigender Dauer 
der Zwischennutzung immer weniger 
zur Anwendung geeignet. Die Modell-
konformität nimmt ab. Es wird daher 
empfohlen den Entwicklungszins bei 
kurzen Zwischennutzungsdauern stärker 
am Liegenschaftszinssatz für vergleich-
bare bebaute Objekte und bei längeren 
Zwischennutzungsdauern stärker am 
Kapitalmarktzins auszurichten.

Bebaute Grundstücke
Bei Gebäuden bewirkt die Zwischennutzung 
insbesondere abgeänderte Kapitalströme. 
In der Wertermittlung gibt es mehrere Ver-
fahren, die einer befristeten Änderung der 

•

6 Welchen Verkehrswert haben zwischengenutzte 
Grundstücke? Wie ist dieser zu ermitteln?

71 Da Liegenschaftszinssätze 
nicht für unbebaute Liegen-
schaften ermittelt werden, wer-
den die für bebaute Grundstücke 
ermittelten Liegenschaftszins-
sätze in der Praxis hilfsweise 
auch auf unbebaute Grundstücke 
angewendet.
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Kapitalströme Rechnung tragen können: es 
handelt sich hierbei um die bei Staffelmie-
ten üblicherweise angewendeten Verviel-
fältigerdifferenzverfahren.

Beim Vervielfältigerdifferenzverfahren wird 
die Restnutzungsdauer in Phasen gleichar-
tiger Erträge (besser noch: Kapitalströme) 
unterteilt und – vereinfacht ausgedrückt – 
der Ertragswert des Gebäudes für jeden 
Zeitraum separat berechnet.

Die Nachteile einer Zwischennutzung lie-
gen insbesondere in der Gefahr ihrer Ver-
stetigung sowie in der Entwicklung einer 
ungewünschten Nutzung. Während eine 
Verstetigung von Zwischennutzungen eine 
wirtschaftlichere (Folge-) Nutzung konter-
kariert aber ansonsten durchaus positive 
Auswirkungen für Anwohner, Eigentümer, 
Nutzer, Umfeld etc. haben kann, können 
ungewünschte Entwicklungen zu jeder Zeit 
für die einzelnen Akteure ein Ärgernis sein.

Es überwiegen jedoch die möglichen Vor-
teile von Zwischennutzungen. Diese sind 
in erster Linie im Vergleich zu dem sich bei 
keiner Nutzung ergebenden Zustand zu 
sehen. Zwischennutzungen können bereits 
durch ihre Ausübung eine ungewünschte 
und unkontrollierte Entwicklung auf der je-
weiligen Fläche unterbinden. Darüber hin-
aus bleibt eine negative Beeinflussung des 
Stadtbildes durch den Brachezustand aus.

Sie können jedoch durchaus neue Quali-
täten bewirken, bspw. durch neue Freizeit-
möglichkeiten, die Schaffung von Grün, 
künstlerische Installationen oder ähn-
liches.

Auch für den Flächeneigentümer kann 
die Zwischennutzung seiner Fläche (wirt-
schaftliche) Vorteile generieren. Hierzu 
zählen insbesondere:

Entgeltzahlungen (Miete oder Pacht),
die Umlage von Aufwendungen (Über-
nahme laufender Kosten, bspw. der Be-
triebskosten...),

•
•

Das wesentliche Problem bei der Werter-
mittlung zwischengenutzter Gebäude ist 
wiederum die Abschätzung der Dauer der 
Zwischennutzung. Hierzu lassen sich auch 
keine pauschalen Empfehlungen abgeben. 
Eine Schätzung der Zwischennutzungs- 
dauer kann immer nur im konkreten Einzel-
fall erfolgen.

7	 Vor- und Nachteile von Zwischennutzungen
ersparte Aufwendungen (bspw. Kosten 
der Verkehrssicherung etc.),
die Nutzung als ökologische Ausgleichs-
fläche,
eine verkürzte Wartezeit bis zur Wie-
deraufnahme der Hauptnutzung,
verminderter Vandalismus und Verfall 
der Bebauung oder
ein Grundsteuererlass.

•

•

•

•

•
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Anhang - Vertragsbeispiele

Vorbemerkung
Bei den folgenden Verträgen handelt es sich um eine Auswahl von Beispielen zur Realisierung von Zwischennut-
zungen. Eine Gewährleistung dafür, dass die Verträge rechtlich einwandfrei sind, wird nicht gegeben.

Im Einzelfall mag eine andere Vertragsausgestaltung zielführender sein, daher ersetzen die nachfolgenden Vertrags-
beispiele auch keine Rechtsberatung im Einzelfall.

Für detaillierte Informationen mag sich der interessierte Leser an die im jeweiligen Vertragsbeispiel angegebene 
Quelle direkt wenden.

Vertragsbeispiel: 
Projekt „Industriewald Ruhrgebiet“

Vertragsbeispiel:
Zwischennutzungsvertrag für Gewerbeimmobilien (Stadt.Info)

Vertragsbeispiel: 
Zwischennutzungsvertrag über Gewerberaum (Kanzlei Streifler & Kollegen – Variante 1)

Vertragsbeispiel:
Zwischennutzungsvertrag über Gewerberaum (Kanzlei Streifler & Kollegen – Variante 2)

Vertragsbeispiel: 
Die Leipziger Gestattungsvereinbarung (Stadt Leipzig)

Vertragsbeispiel:
Gestattungsvereinbarung „Haus“ über die befristete Nutzung eines privaten Gebäudes (HausHalten e.V.)

Vertragsbeispiel:
Gestattungsvereinbarung „Raum“ über die befristete Nutzung von Räumen in einem Wächterhaus  
(HausHalten e.V.)

•

•

•

•

•

•

•
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„Entwurf“

Zwischen dem

Flächeneigentümer

-“Waldeigentümer“-

und 

dem Landesbetrieb Wald und Holz Nordrhein-Westfalen, Forstamt Recklinghausen, Westring 51, 45659 
Recklinghausen

- nachstehend „Forstamt“ genannt -

wird folgender

Kooperationsvertrag

geschlossen:

Vertragsbeispiel: Projekt „Industriewald Ruhrgebiet“72

72 Quelle: Landesbetrieb Wald und Holz NRW; Forstamt Recklinghausen, Westring 51, 45659 Recklinghausen.
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Präambel

In der Emscherregion ist das Landschaftsgefüge durch die industrielle Entwicklung grundlegend verändert worden. Die 
Landschaft wurde vorwiegend nach ökonomischen Kriterien umgestaltet, aufgeteilt und genutzt. Eine Begleiterschei-
nung des industriellen Wachstums waren Brachflächen, auf denen sich schließlich in Teilbereichen eine Waldvegetati-
on entwickelte. Der Anteil an Brachflächen hat sich infolge des tiefgreifenden Strukturwandels in der Emscherregion 
erheblich verstärkt. Im Rahmen der Internationalen Bauausstellung Emscher Park ist darum ein neuer Ansatz für die 
Pflege und Entwicklung dieser „Restflächen“ erarbeitet worden. In der betreuenden, begleitenden, bewachenden, pfle-
genden Arbeit auf den Flächen sowie in der Entwicklung ohne aufwändige Planung werden Möglichkeiten gesehen, 
wertvolle Naturpotentiale dieser Brachen zu erhalten, zu entwickeln, zu erschließen und zu vermitteln. Ökologische, 
künstlerische und soziale Aktivitäten sollen kombiniert werden mit dem Ziel, die Brachen in die Landschaft und das 
Bewusstsein der Menschen zu integrieren. Mit dem Projekt „Industriewald Ruhrgebiet“ soll dieser neue Ansatz der 
Brachflächenentwicklung erprobt werden.

Begonnen wurde das Projekt „Industriewald Ruhrgebiet“ als Restflächenprojekt auf Flächen, die dem Grundstücks-
fonds NRW gehören. Dies betrifft Teile der ehemaligen Zechen Rheinelbe und Alma in Gelsenkirchen sowie der Zeche 
Zollverein in Essen. Von Anfang an war geplant, auch benachbarte Flächen von privaten Eigentümern einzubeziehen. 
Hierzu werden von dem zuständigen Forstamt Recklinghausen für den jeweiligen Eigentümer Aufgaben der Flächen-
betreuung wahrgenommen. In inhaltlichen Fragen zur Flächenentwicklung und Steuerung wird die Waldeigentümerin 
durch den Sachverständigenrat des Projektes „Industriewald Ruhrgebiet“ bzw. den beauftragten Projektleiter gemäß 
dem Inhalt des Vertrages für die Dauer des Vertragszeitraumes beraten und ggf. auch vertreten.

Unter Berücksichtigung dieser Zielsetzung wird der nachfolgende Vertrag geschlossen.

§ 1
Flächenaufnahme in das Projekt Industriewald Ruhrgebiet

(1)	 Auf Antrag der Waldeigentümerin übernimmt das Forstamt Aufgaben der Flächenbetreuung gemäß § 2 für 
den Waldbesitz 			   . 

(2)	 Die Grundstücke und genauen Grenzen sind in einer Flurkarte (Anlage 1) erfasst und dargestellt sowie in 
einem Grundstücksverzeichnis (Anlage 2) nach Gemarkung, Flur und Flurstück zusammengestellt. Das Grund-
stücksverzeichnis und die Karte sind Bestandteile des Vertrages.
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§ 2
Qualität der Flächenbetreuung

(1)	 Zur Flächenbetreuung zählen alle Aufgaben, die zur technischen Durchführung der vom Sachverständigenrat 
des Projekts Industriewald Ruhrgebiet bzw. dessen Beauftragten geplanten Maßnahmen wahrzunehmen sind, 
insbesondere

1.	 Entwicklung von Maßnahmenplanvorschlägen,
2.	 Durchführung von Maßnahmen der Bestandspflege und/oder des Biotopmanagements,
3.	 Planung und Leitung von Wege- und Wasserbauarbeiten sowie ggf. Durchführung mit eigenen
	 Arbeitskräften,
4.	 Aufsicht und Kontrolle der in diesen Vertrag einbezogenen Grundstücke,
5.	 Öffentlichkeitsarbeit und Präsentation des Projektes, 
6.	 fachliche Hilfestellung bei der Identifikation von Gefahrenpunkten, die die Verkehrssicherungs-
	 pflicht der Waldbesitzerin berühren,
7.	 Durchführung von Einzelmaßnahmen der Verkehrssicherung im Auftrag der Waldbesitzerin.

Nicht zur Flächenbetreuung zählen:
-	 die Jagdausübung
-	 der Jagdschutz im Sinne der Jagdgesetze
-	 die Übernahme der Verantwortung der Waldbesitzerin für die Verkehrssicherheit der 
	 Vertragsflächen 
-	 Waldarbeiterlohnberechnungen
-	 Gutachten

Die Beauftragung von Unternehmern bedarf der Zustimmung der Waldeigentümerin.

(2)	 Darüber hinaus können mit dem Einverständnis der Waldeigentümerin auf den Projektflächen natur- und 
sozialwissenschaftliche Begleitforschungen durchgeführt werden zur Evaluation des in der Präambel enthal-
tenen Zieles, die Brachflächen in die Landschaft und das Bewusstsein der Menschen zu integrieren.

§ 3
Verantwortlichkeiten der Vertragspartner

(1)	 Die Gesamtverantwortung verbleibt beim Waldeigentümer. Der Waldeigentümer wird vertreten durch den 
Sachverständigenrat des Projektes Industriewald Ruhrgebiet. Der Sachverständigenrat berät über und be-
schließt die erforderlichen Maßnahmen auf den Flächen.

Sollten die Maßnahmen der Flächenbetreuung den Interessen des Waldeigentümers entgegenstehen, wird das 
Forstamt einen neuen Vorschlag vorlegen. Dem Waldeigentümer steht im Zusammenhang mit dem Inhalt der 
Maßnahmen der Flächenbetreuung grundsätzlich ein Vetorecht zu.

(2)	 Die Geschäftsführung für den Sachverständigenrat liegt bei dem Projektleiter des Projektes Industriewald 
Ruhrgebiet (Forstamt Recklinghausen). Dieser übt die Projektaufsicht aus und berät die Mitarbeiter der Forst-
station bei der Planung und Umsetzung von Maßnahmen der Flächenbetreuung.
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§ 4
Personaleinsatz

(1)	 Das vom Forstamt zur Durchführung dieses Vertrages eingesetzte Personal ist in der Forststation Rheinelbe 
in Gelsenkirchen stationiert.

(2)	 Die im Rahmen der Flächenbetreuung auszuführenden Leistungen werden durch die vom Forstamt eingesetz-
ten Mitarbeiter durchgeführt bzw. beaufsichtigt, soweit mit der Durchführung externe Arbeitskräfte nach 
Abstimmung mit dem Waldeigentümerin beauftragt werden. 

§ 5
Kostenregelung

(1)	 Kosten für das in § 4 (1) genannte Personal werden nicht erhoben, da mit Abschluss dieses Vertrages die 
Regelungen des Kooperationsvertrages zwischen dem MSWKS und MUNLV  vom 14.12.01/18.01.02 eintreten, 
denen zufolge das für das Projekt Industriewald Ruhrgebiet eingesetzte Personal kostenfrei zur Verfügung 
gestellt wird.

(2)	 Soweit zur Durchführung erforderlicher Maßnahmen gem. § 2 (1) dieses Vertrages Kosten für Materialien, den 
Betrieb von Maschinen und Geräten, den Einsatz von Unternehmern entstehen, werden diese nach vorheriger 
Abstimmung mit der Waldeigentümerin durch sie getragen. 

§ 6
Laufzeit

(1)	 Der Vertrag wird für die Laufzeit von zehn Jahren geschlossen.

(2)	 Der Vertrag verlängert sich um jeweils ein weiteres Jahr, wenn nicht einer der Vertragspartner den Vertrag bis 
zum 31.07. des laufenden Jahres kündigt. 

(3)	 Eine außerordentliche Kündigung durch die Waldeigentümerin ist nur aus wichtigem Grund möglich, hierzu 
zählt die Nutzung der Flächen für eine Folgenutzung oder die Durchführung einer Altlastensanierung.

Die Kündigung bedarf der Schriftform.

§ 7
Vertragsausfertigungen

Der Vertrag wird in vierfacher Ausfertigung erstellt. Die Waldeigentümerin erhält eine Ausfertigung, das Forstamt 
erhält drei Ausfertigungen.
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Für den
Waldeigentümer

(Unterschrift)

Für den Landesbetrieb Wald und Holz Stadt 
Recklinghausen

(Unterschrift)
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Vertragsbeispiel: Zwischennutzungsvertrag für Gewerbeimmobilien (Stadt.Info)

Vertrag über die Zwischennutzung
von Gewerbeimmobilien73

Zwischen 	

in	  als Vermieter

und

in 	 als Nutzer

Präambel

Zweck dieses Vertrages ist es, den Leerstand eines Geschäftslokals oder sonstigen Gewerberaumes durch vorüberge-
hende Nutzung durch den Nutzer zu überbrücken.

§ 1 Räume

1.	 Überlassen werden im Hause

	 Straße, Nr. 	 folgende Räume:

im 	 Geschoß, bestehend aus:

	 Ladenräume, 	 Büroräume,	 Lagerräume,	 Praxisräume, 	 Werkstatträume

und sonstige Nebenräume (z.B. Toilette, Abstellraum) 	 . 

Zum Zwecke (Art der Nutzung genau eintragen)		

	 . 

2.	 Der Vermieter leistet keine Gewähr dafür, dass die vermieteten Räume den für den Gebrauchszweck erfor-
derlichen gesetzlichen oder behördlichen Vorschriften entsprechen. Der Nutzer hat behördliche Auflagen auf 
eigene Kosten zu erfüllen.

73 Quelle: www.stadtinfo.eu. Verfasser: Rainer Schönlau (Rechtsanwalt), Detlev Sauerborn (Geschäftsführer a.v.t. GmbH und Redaktion stadt.info).
Hinweis der Verfasser: Wir weisen darauf hin, dass der Vertrag in einigen Passagen von der gesetzlichen Regelung abweicht. Durch den ausdrück-
lichen Hinweis im Vertrag an den Mieter soll diesem ausreichend Gelegenheit gegeben werden, sich zu überlegen, ob er die für ihn unter Umstän-
den nachteiligen Regelungen akzeptiert. Gleichwohl können wir keine Garantie dafür übernehmen, dass im Falle einer gerichtlichen Auseinander-
setzung und Überprüfung des Vertrages ein Richter im Einzelfall die Beschneidung der Rechte des Nutzers (Mieters) trotz der Hinweisklausel für 
unwirksam erachtet.



93

§ 2 Nutzungsdauer

Das Vertragsverhältnis beginnt am 	  und wird auf unbestimmte Zeit geschlossen.

§ 3 Kündigung und Räumung

1.	 Das Vertragsverhältnis kann mit einer Frist von 	  Tagen von beiden Parteien gekündigt werden. Die 
Kündigung bedarf der Schriftform. Der Nutzer verpflichtet sich, die Räume zum Kündigungstermin in dem 
Zustand an den Vermieter zurückzugeben, in welchem sie sich bei Einzug des Nutzer befanden. Abweichungen 
hiervon sind nur mit schriftlicher Zustimmung des Vermieters zulässig. Eine Verlängerung des Vertragsver-
hältnisses nach erfolgter Kündigung kommt auch stillschweigend nicht in Betracht. Sollte der Nutzer nicht 
fristgerecht räumen, so kann der Vermieter für jeden Tag der Weiternutzung der überlassenen Räume eine 
Vertragsstrafe von 	  Euro/pro Tag neben dem vereinbarten Nutzungsentgelt verlangen. Dem Mieter ist 
bekannt, dass diese Regelung von den gesetzlichen Vorschriften abweicht.

§ 4 Nutzungsentgelt

1.	 Der Nutzer zahlt für die Überlassung der Räume ein tägliches Nutzungsentgelt

von 	  Euro (in Worten 	  Euro).

Die Nutzungsentschädigung ist für den Zeitraum eines Monats im Voraus auf das Konto des Vermieters bei der

Konto-Nr. 	  BLZ 	  zu zahlen.

Erfolgt eine Kündigung und Räumung im Laufe des Monats, für den die Miete bereits vollständig gezahlt wurde, 
ist der Vermieter zur sofortigen Rückzahlung des nicht verbrauchten Mietzinses verpflichtet.

2. 	 Neben dem Nutzungsentgelt zahlt der Nutzer eine Nebenkostenpauschale in
Höhe von 	  Euro täglich.

Die Nebenkostenpauschale wird für Betriebskosten im Sinne Anlage 3 zu § 27 der II. BVO:

a) 	 Wasserversorgung
b) 	 Entwässerung
c)	 Müllabfuhrgebühren
d)	 Grundsteuern
e)	 Allgemeinstrom
f)	 Straßenreinigungsgebühren
g)	 Kosten der Sach- und Haftpflichtversicherung
h)	 Kosten der Schornsteinreinigung
i)	 Hauswart
j)	 Kosten der Hausreinigung

erhoben.
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Sollte bei dem Nutzer überdurchschnittlich viel Müll anfallen, kann der Vermieter verlangen, dass der Nutzer 
diesen selbst entsorgt. Eine Reduzierung der Nebenkostenpauschale erfolgt aber nicht.

§ 4 Ziffer 1 gilt im übrigen entsprechend. Über die gezahlte Nebenkostenpauschale wird nicht durch den 
Vermieter abgerechnet, sie beruht auf Erfahrungswerten des Vermieters. Dem Nutzer ist bekannt, dass diese 
Regelung von den gesetzlichen Vorschriften abweicht.

§ 5 Veränderungen an den Räumen

Der Nutzer darf Veränderungen an den überlassenen Räumen und dem Haus selbst nur nach vorheriger schriftlicher 
Zustimmung des Vermieters vornehmen.

§ 6 Aufrechnung, Zurückbehaltungsrecht

Das Aufrechnungsrecht des Nutzers gegenüber dem Nutzungsentgelt und den Nebenkostenvorauszahlungen mit einer 
Ersatzforderung wegen Mängel der Räume richtet sich nach der gesetzlichen Regelung. 

Ein Zurückbehaltungsrecht wegen einer Ersatzforderung aus Mängeln an den Räumen kann der Nutzer nur ausüben, 
wenn das Zurückbehaltungsrecht auf demselben Vertragsverhältnis beruht. Die Aufrechnung mit anderen Forderungen 
ist ausgeschlossen, soweit diese Forderungen nicht unbestritten oder rechtskräftig festgestellt sind.

Minderungsansprüche stehen dem Mieter nur im Rahmen des § 536 BGB zu. Er kann dieses Recht nur ausüben, wenn 
er seine Absicht dem Vermieter mindestens einen Monat vor Nutzungsentgeltfälligkeit schriftlich angezeigt hat.

§ 7 Überlassung an Dritte

Eine Überlassung der Räume an Dritte ist nicht zulässig. § 540 BGB (siehe letzte Seite) findet keine Anwendung.

§ 8 Schilder

Schilder darf der Nutzer nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung der Vermieters anbringen. Transparente oder 
sonstige Hinweise dürfen nur mit rückstandsfrei ablösbaren Materialien auf Scheiben, Wände, Türen und sonstige 
Bauteile aufgebracht werden.

§ 9 Kontrollrecht

Dem Vermieter wird gestattet, das Objekt während der üblichen Geschäftsstunden nach Vereinbarung zu besichtigen. 
Der Nutzer ist verpflichtet, die Besichtigung der überlassenen Räumlichkeiten während der Nutzungszeit in den Tages-
stunden zwischen 10 und 18 Uhr jedem Interessenten oder dessen Beauftragten zu gestatten.

Der Nutzer muss dafür Sorge tragen, dass die Räume auch in seiner Abwesenheit betreten werden können. Bei län-
gerer Abwesenheit hat er die Schlüssel dem Vermieter oder seinem Beauftragten zu übergeben oder sie an einer leicht 
erreichbaren Stelle, die dem Vermieter mitzuteilen ist, zu hinterlegen.
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§ 10 Hausordnung

Der Nutzer erkennt an, dass beiliegende Fotokopie der „Hausordnung“ Bestandteil dieses Mietvertrages ist. Er ver-
pflichtet sich, dass er und seine Haushaltsangehörigen, Angestellten, Arbeiter usw. die Bestimmungen einhalten. Sollte 
der Vermieter die dem Nutzer gemäß der Hausordnung auferlegten Pflichten durch Dritte auf seine Kosten durchfüh-
ren lassen, hat sich der Nutzer anteilig an den Kosten zu beteiligen.

§ 11 Verkehrssicherungspflicht

Der Nutzer ist verpflichtet, die Bürgersteigflächen vor dem Objekt von Schnee und Eis bei Schneewetter und Glatteis 
zu beseitigen, falls erforderlich den Bürgersteig wiederholt zu streuen und sich wegen dieser Schnee- und Eisbeseiti-
gungspflicht der zuständigen Ordnungsbehörde gegenüber zu verpflichten. Die Reinigung hat im Rahmen der hierzu 
ergangenen städtischen Satzung zu erfolgen.

§ 12 Sonstige Vereinbarungen

Erfüllungsort und Gerichtsstand für alle sich aus diesem Vertrag ergebenden Verpflichtungen ist
	
	 .

Mehrere Personen als Nutzer haften für alle Verpflichtungen aus dem Mietvertrag als Gesamtschuldner.

Nachträgliche Änderungen und Ergänzungen dieses Vertrages bedürfen der schriftlichen Vertragsform.

Durch etwaige Ungültigkeit einer oder mehrerer Bestimmungen dieses Vertrages wird die Gültigkeit der übrigen Be-
stimmungen nicht berührt. Soweit und solange eine Vertragsbestimmung zu zwingenden gesetzlichen Vorschriften in 
Widerspruch steht, tritt an ihre Stelle für die Geltungsdauer der gesetzlichen Vorschrift diese gesetzliche Regelung. Im 
Übrigen soll die unwirksame und undurchführbare Bestimmung von den Beteiligten durch eine Vereinbarung ersetzt 
werden, die dem wirtschaftlichen Zweck dieser Bestimmung am nächsten kommt und die Durchführung des Vertrages 
im Ganzen ermöglicht.

§ 13 Besondere Erklärungen des Nutzers

Der bekannte Zustand der Räume ist vertragsgemäß.

Dieser Vertrag ist von uns/mir genau durchgesehen worden; ich/wir hatten ausreichend Zeit, die einzelnen Bestimmun-
gen des Vertrages zu prüfen.

Der nunmehr geschlossene Vertrag wird von uns/mir vorbehaltlos anerkannt.

Bei Nutzermehrheit bevollmächtigen wir uns gegenseitig in der Weise, dass jeder von uns allein mit Wirkung für die 
gegen alle Mitnutzer gerichteten Willenserklärungen des Vermieters entgegenzunehmen befugt ist.

(Vermieter) (Nutzer/Mieter)
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Hinweis an den Nutzer

Bei dem Vertrag handelt es sich nicht um einen normalen Mietvertrag über Geschäftsräume, sondern um einen Ver-
trag, der die vorübergehende Nutzung von Geschäftsräumen ermöglichen soll, um einen Leerstand der Räume zu 
verhindern. Der Vertrag weicht deshalb auch von den gesetzlichen Vorschriften zum Nachteil des Nutzers ab. Diese 
Umstände sind mir/uns bekannt, gleichwohl sind wir mit den Regelungen dieses Vertrages einverstanden und verzich-
ten auf eines Anpassung an die gesetzlichen Vorschriften.

	  d.	  200 			   					     	
	 (Nutzer/Mieter)

Erläuterung zu § 7:

§ 540 BGB
Gebrauchsüberlassung an Dritte

(1)	 Der Mieter ist ohne die Erlaubnis des Vermieters nicht berechtigt, den Gebrauch der Mietsache einem Drit-
ten zu überlassen, insbesondere sie weiter zu vermieten. Verweigert der Vermieter die Erlaubnis, so kann der 
Mieter das Mietverhältnis außerordentlich mit der gesetzlichen Frist kündigen, sofern nicht in der Person des 
Dritten ein wichtiger Grund vorliegt.

(2)	 Überlässt der Mieter den Gebrauch einem Dritten, so hat er ein dem Dritten bei dem Gebrauch zur Last fal-
lendes Verschulden zu vertreten, auch wenn der Vermieter die Erlaubnis zur Überlassung erteilt hat.
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Vertragsbeispiel: Zwischennutzungsvertrag über Gewerberaum 
(Kanzlei Streifler & Kollegen – Variante 1)74

Zwischennutzungsvertrag
über Gewerberaum

zwischen 

der Firma	  - Vermieterin – 

und 

der Firma	  - Zwischennutzerin ¬

§ 1 Mietobjekt 

Die Vermieterin vermietet an die Zwischennutzerin zum Betriebe eines/r 	 , das in dem 
Hause 	  belegene Büro/Ladenlokal, bestehend aus 	  Büroraum/
Verkaufsraum (ca.        m²),        Abstellraum (ca.      m²), Aufenthaltsraum (ca.        m²), und Toilette (ca.         m²). 

§ 2 Mietzweck 

(1) 	 Die Vermietung erfolgt zum Betrieb eines 	  (genaue Bezeichnung 
der Geschäftstätigkeit). 

(2) 	 Das Mietobjekt darf nur zu diesem vertraglichen Zweck genutzt werden. Änderungen des Nutzungszecks 
bedürfen der vorherigen Zustimmung der Vermieterin. 

(3) 	 Die Zwischennutzerin hat die eventuell für den Betrieb ihres Gewerbes erforderlichen öffentlich-rechtlichen 
Genehmigungen, Konzessionen o.ä. auf eigene Kosten zu beschaffen. Wird die Konzession für den Geschäfts-
betrieb oder für den Vertrieb einzelner von der Zwischennutzerin vertriebener Artikel entzogen, kann die 
Zwischennutzerin hieraus gegenüber der Vermieterin keinerlei Rechte ableiten. 

§ 3 Mietdauer 

(1)	 Das Mietverhältnis beginnt am 	  und endet spätestens nach Ablauf von 12 Monaten nach Beginn 
des Mietverhältnisses. 

(2)	 Das Mietverhältnis geht nach Ablauf der 12 Monate in ein ordentliches Mietverhältnis über, wenn der Mie-
ter nicht 2 Monate vor Ablauf des Zwischennutzungsvertrages einer Fortsetzung widerspricht. Das danach 
entstehende ordentliche Mietverhältnis unterscheidet sich insbesondere vom Zwischennutzungsverhältnis 
in der Erhebung einer ortsüblichen Miete. Die Vermieterin hat der Zwischennutzerin rechtzeitig einen ent-
sprechenden Mietvertrag zu übersenden. /oder alternativ: Ein entsprechender Folgemietvertrag wird den 
Vertragsparteien mit diesem Vertrag übergeben. 

74 Quelle: Streifler & Kollegen Rechtsanwälte, Oranienburger Str. 69, 10117 Berlin. www.streifler.de
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§ 4 Mietzins 

(1) 	 Der monatliche Mietzins beträgt 1,-EUR zzgl. der gesetzlichen Mehrwertsteuer. 

(2)	  Daneben trägt die Zwischennutzerin die folgenden Betriebs- und Nebenkosten: 

1) 	 laufende öffentliche Lasten des Grundstücks 
2) 	 die Kosten der Wasserversorgung 		
3) 	 die Kosten der Entwässerung 		
4) 	 die Kosten der Versorgung mit Heizenergie und Warmwasser 
5) 	 die Kosten des Betriebs des maschinellen Personen- oder Lastenaufzuges 
6) 	 die Kosten der Straßenreinigung 		
7) 	 die Kosten der Müllabfuhr 		
8) 	 die Kosten der Hausreinigung 		
9) 	 die Kosten der Ungezieferbekämpfung 		
10) 	 die Kosten der Gartenpflege 		
11) 	 die Kosten der Beleuchtung 		
12) 	 die Kosten der Schornsteinreinigung 		
13) 	 die Kosten der Sach-und Haftpflichtversicherung des Mietobjekts 
14) 	 die Kosten für den Hausmeister 		
15) 	 sonstige Betriebskosten 		
16) 	 die Kosten der Verwaltung des Mietobjekts 

	
Auf die vorstehenden Betriebskosten ist eine monatliche Vorauszahlung von derzeit             EUR zzgl. der 
gesetzlichen Mehrwertsteuer zu zahlen. 

(3)	 Erhöhen sich die Betriebs- und Nebenkosten, so ist die Vermieterin berechtigt, die Kosten durch schriftliche 
Erklärung auf die Zwischennutzerin umzulegen. Die Vorauszahlung erhöht sich hierdurch ab dem 1. des auf 
die Erklärung folgenden Monats. 

(4) 	 Der Umlagemaßstab für die Betriebskosten bestimmt sich wie folgt: Heiz- und Warmwasserkosten werden zu 
70% nach dem erfassten Wärmeverbrauch, zu 30% nach der vermieteten Fläche verteilt, Frisch- und Abwas-
serkosten werden entsprechend der vermieteten Fläche verteilt. 

§ 5 Zahlung von Miete und Nebenkosten 

(1)	 Miete und Nebenkostenvorauszahlungen sind monatlich im voraus, spätestens am 3. Werktag eines je-
den Monats, Porto- und Spesenfrei an die Vermieterin auf deren Konto bei der                         Bank,  
Kto.-Nr.                             , BLZ                             zu zahlen. 

		 Für die Rechtzeitigkeit der Zahlung kommt es nicht auf den Zeitpunkt der Absendung, sondern der Ankunft 
des Geldes an. 

(2) 	 Über die Vorauszahlung wird nach Beendigung des Mietverhältnisses abgerechnet. 

(3) 	 Bei Zahlungsverzug der Zwischennutzerin ist die Vermieterin berechtigt, für jede schriftliche Mahnung pau-
schal Mahnkosten in Höhe von 5,-EUR sowie Verzugszinsen in Höhe von 5 % über den jeweiligen Basiszinssatz 
der Europäischen Zentralbank geltend zu machen. 

(4) 	 Die Zwischennutzerin kann gegenüber Ansprüchen aus diesem Vertrage nur mit unbestrittenen oder rechts-
kräftig festgestellten Forderungen aufrechnen oder ein Zurückbehaltungsrecht ausüben. 
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§ 6 Kündigung 

(1) 	 Der Zwischennutzungsvertrag kann jederzeit durch die Zwischennutzerin gekündigt werden.
 
(2) 	 Die Kündigung ist spätestens am dritten Werktag eines Kalendermonats zum Ende des gleichen Monats  

zulässig. 

(3) 	 Der Vermieter ist nur dann zur Kündigung berechtigt, wenn er die vermieteten Räumlichkeiten aufgrund eines 
ordentlichen Mietvertrages und zu den ortsüblichen Konditionen an einen anderen Interessenten vermieten 
kann. Es gilt die Frist aus Abs. 2. 

		 Die Zwischennutzerin hat jedoch das Recht, in einen neuen Mietvertrag zu den veränderten Konditionen 
einzutreten und das bisherige Mietverhältnis zur Zwischennutzung in ein ordentliches Mietverhältnis umzu-
wandeln. 

		 Die Vermieterin hat neue Interessenten auf dieses Recht der Zwischennutzerin vor Abschluss eines Vertrages 
hinzuweisen. 

		 Die Vermieterin hat außerdem auch die Zwischennutzerin über den Abschluss eines neuen Mietvertrages 
hinzuweisen und diesen auf Verlangen vorzulegen. Die Zwischennutzerin hat binnen einer Frist von 1 Woche 
die Möglichkeit, den Eintritt gegenüber der Vermieterin zu erklären. Für diese Zeit ist der neue Mietvertrag 
als schwebend unwirksam zu betrachten. Für den Fall des Eintritts durch die bisherige Zwischennutzerin ist 
der neue Mietvertrag nicht wirksam zustande gekommen. 

(4) 	 Die Kündigung bedarf der Schriftform. 
 

§ 7 Sicherheitsleistung 

Die Zwischennutzerin leistet vor Vertragsbeginn eine Kaution in Höhe von 	  EUR. Die Kaution wird nicht 
verzinst. 

§ 8 Zustand der Mietsache 

(1)	 Die Zwischennutzerin übernimmt die Mietsache in dem Zustand, in dem sie sich befindet. Die Zwischennut-
zerin erkennt diesen Zustand als vertragsgemäß an. Das Recht auf Schadenersatz gemäß § 538 BGB wird 
ausgeschlossen. Hiervon unberührt bleibt das Recht der Zwischennutzerin auf Mängelbeseitigung. 

(2) 	 Wenn die Gas-, Strom- und Wasserversorgung oder Entwässerung durch einen nicht von dem Vermieter zu 
vertretenden Umstand unterbrochen wurde oder wenn Überschwemmungen oder sonstige Katastrophen 
eintreten, steht der Zwischennutzerin ein Recht auf Minderung oder Schadenersatz nicht zu. 

§ 9 Obhutspflicht der Zwischennutzerin 

(1)	 Die Zwischennutzerin verpflichtet sich, die Mieträume und gemeinschaftlichen Einrichtungen schonend und 
pfleglich zu behandeln. 
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(2) 	 Schäden am Haus und in den Mieträumen sind der Vermieterin oder ihrem Beauftragten unverzüglich anzu-
zeigen. Für durch verspätete Anzeigen verursachte weitere Schäden haftet die Zwischennutzerin. 

(3)	 Die Zwischennutzerin haftet der Vermieterin für Schäden, die durch Verletzung der ihr obliegenden Obhuts- 
und Sorgfaltspflichten schuldhaft verursacht werden. Die Zwischennutzerin haftet in gleicher Weise für Schä-
den, die durch ihre Angehörigen, Arbeiter, Angestellten, Besucher, Lieferanten, Handwerker und Personen, die 
sich mit ihrem Willen in den Mieträumen aufhalten oder diese aufsuchen, verursacht worden sind. 

(4) 	 Die Zwischennutzerin hat zu beweisen, dass ein Verschulden ihrerseits oder der in Absatz 3 genannten 
Personen nicht vorgelegen hat, wenn feststeht, dass die Schadensursache in dem durch die Benutzung der 
Mietsache abgegrenzten räumlich-gegenständlichen Bereich liegen. Dies gilt nicht für Schäden an Räumen, 
Einrichtungen und Anlagen, die von mehreren Mietern gemeinsam genutzt werden. 

(5) 	 Die Zwischennutzerin hat die Schäden, für die sie einstehen muss, sofort zu beseitigen. Kommt sie dieser 
Verpflichtung auch nach schriftlicher Mahnung innerhalb angemessener Fristen nicht nach, so kann die 
Vermieterin die erforderlichen Arbeiten auf Kosten der Zwischennutzerin vornehmen lassen. Bei Gefahr dro-
hender Schäden oder unbekannten Aufenthalts der Zwischennutzerin bedarf es der schriftlichen Mahnung 
und Fristsetzung nicht. 

(6) 	 Die Zwischennutzerin hat das Mietobjekt auf eigene Kosten von Ungezieferbefall freizuhalten. 

§ 10 Instandhaltung der Mieträume/Endrenovierung 

(1)	 Die Instandhaltung der gemieteten Räume obliegt während der Mietzeit der Zwischennutzerin. 

(2) 	 Die Zwischennutzerin trägt ohne Rücksicht auf Verschulden die Instandhaltungskosten für diejenigen Gegen-
stände, die ihrem direkten und häufigen Zugang unterliegen, wie Installationsgegenstände für Elektrizität, 
Wasser, Gas und Heizung, sanitäre Einrichtungen, Verschlüsse von Fenstern und Türen, Rollläden, Jalousien 
und Markisen bis zu einem Betrag von jeweils 100,-EUR pro Einzelfall. 

(3)	 Die Zwischennutzerin hat vor Rückgabe der Mietsache die Räume soweit erforderlich zu renovieren. 

		 Die Renovierungsarbeiten müssen fachgerecht ausgeführt werden.

§ 11 Zulässiger Mietgebrauch 

(1) 	 Die Zwischennutzerin darf die baurechtlich zulässige Belastung von Stockwerksdecken nicht überschreiten. 

(2)	 Die Zwischennutzerin darf die vorhandenen Leitungsnetze für Elektrizität, Gas und Wasser nur in dem Um-
fange in Anspruch nehmen, dass keine Überlastungen eintreten. Einen eventuellen Mehrbedarf darf die Zwi-
schennutzerin durch Erweiterungen der Zuleitungen auf eigene Kosten nach vorheriger Zustimmung durch 
die Vermieterin decken. 

(3) 	 Wasser darf nur für den üblichen Bedarf (z.B. Trinkwasser, sanitäre Zwecke) aus den Wasserleitungen entnom-
men werden. Bei Wassergebrauch für gewerbliche Zwecke hat die Zwischennutzerin auf eigene Kosten einen 
Zwischenzähler anbringen zu lassen und die Be-  und Entwässerungskosten nach dem gemessenen Verbrauch 
zu tragen, wenn sie nicht das Wasser direkt vom örtlichen Versorgungsträger bezieht. Bei Störungen und 
Schäden in den Versorgungsleitungen hat die Zwischennutzerin für sofortige Abschaltung zu sorgen und ist 
verpflichtet, die Vermieterin unverzüglich zu benachrichtigen. 
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§ 12 Untervermietung 

Das Recht zur Untervermietung ist ausgeschlossen.

 

§ 13 Werbung 

(1)	 Die Zwischennutzerin ist berechtigt, Werbeanlagen in ortsüblichem Umfange anzubringen. Die Zwischen-
nutzerin hat hierbei eventuell bestehende öffentlich-rechtliche oder technische Vorschriften für die Art der 
Anbringung und Unterhaltung zu beachten. 

(2) 	 Die Zwischennutzerin haftet für alle Schäden, die im Zusammenhang mit von ihr angebrachten Werbeanlagen 
entstehen. 

(3) 	 Im Falle der Räumung der Mieträume ist die Zwischennutzerin zur Entfernung der von ihr angebrachten Wer-
beanlagen und zur Wiederherstellung des ursprünglichen Zustandes verpflichtet. 

§ 14 Konkurrenzschutz 

Der Konkurrenzschutz für die Zwischennutzerin ist ausgeschlossen.

§ 15 Bauliche Veränderungen durch die Vermieterin 

(1) 	 Die Zwischennutzerin hat Maßnahmen, die zur Erhaltung der Mieträume oder des Gebäudes erforderlich sind, 
zu dulden. Die Zwischennutzerin hat ebenfalls Maßnahmen zur Verbesserung der Mieträume oder sonstiger 
Teile des Gebäudes zu dulden, soweit sie sie nur unwesentlich beeinträchtigen. 

(2) 	 Soweit die Zwischennutzerin Maßnahmen nach den vorstehenden Sätzen zu dulden hat, kann sie weder den 
Mietzins mindern, noch ein Zurückbehaltungsrecht ausüben, noch Schadenersatz verlangen. Sind Maßnah-
men durchzuführen, die den Gebrauch der Räume zu den vereinbarten Zwecken ausschließen oder erheblich 
beeinträchtigen, so verpflichtet sich die Vermieterin für die Zeit der Beeinträchtigung, die Miete angemessen 
zu ermäßigen. 

§ 16 Bauliche Änderungen/Einbringung von Einrichtungen  

durch die Zwischennutzerin 

(1) 	 Bauliche Änderungen durch die Zwischennutzerin, insbesondere Um- und Einbauten und Installationen dür-
fen nur mit vorheriger Zustimmung der Vermieterin vorgenommen werden. Erteilt die Vermieterin eine solche 
Einwilligung, so ist die Zwischennutzerin für die Einholung etwaiger bauaufsichtsrechtlicher Genehmigungen 
verantwortlich und hat alle Kosten hierfür zu tragen. 

(2) 	 Die Vermieterin kann verlangen, dass Einrichtungen, mit denen die Zwischennutzerin die Räume versehen hat, 
entschädigungslos in den Mieträumen verbleiben. Andernfalls hat die Zwischennutzerin den ursprünglichen 
Zustand der Mietsache bei Auszug wieder herzustellen. 
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(3)	 Die Zwischennutzerin haftet für sämtliche Schäden, die im Zusammenhang mit von ihr veranlassten Bau-
massnahmen entstehen. 

 

§ 17 Verkehrssicherungspflicht 

Die Zwischennutzerin haftet für die Einhaltung der Verkehrssicherungspflichten und stellt die Vermieterin von even-
tuellen Ansprüchen aus der Verletzung der Verkehrssicherungspflicht in Bezug auf das Mietobjekt im Innenverhältnis 
frei. Dies gilt nicht, wenn ein Schaden durch Mängel des baulichen Zustandes des Mietobjektes entstanden ist, dessen 
Behebung die Vermieterin unterlassen hat, obgleich ihr der Schaden bekannt war.

§ 18 Betreten des Mietobjekts durch die Vermieterin 

(1)	 Der Vermieterin oder ihrem Beauftragten steht die Besichtigung des Mietgegenstandes nach rechtzeitiger 
Ankündigung zu angemessener Tageszeit frei. Rechtzeitig ist eine Ankündigung, wenn sie der Zwischennut-
zerin drei Werktage vor Besichtigung zugeht. Zur Abwendung drohender Gefahren darf die Vermieterin die 
Mieträume auch ohne vorherige Ankündigung zu jeder Tages- und Nachtzeit betreten. 

(2) 	 Bei längerer Abwesenheit der Zwischennutzerin ist sicherzustellen, dass die Rechte der Vermietetin, die Mie-
träume nach Maßgabe des vorstehenden Absatzes zu betreten, rechtzeitig ausgeübt werden können. 

§ 19 Beendigung des Mietverhältnisses 

(1)	 Bei Beendigung des Mietverhältnisses sind die Mieträume vollständig geräumt und sauber zurückzugeben. 

(2) 	 Die Zwischennutzerin hat alle Schlüssel – auch selbstbeschaffte – zurückzugeben. Die Zwischennutzerin 
haftet für sämtliche Schäden, die der Vermieterin oder einem Nachmieter aus der Verletzung dieser Pflichten 
entstehen. 

§ 20 Änderung der Rechtsform/Veräußerung des Betriebs 

(1)	 Ändert sich die Rechtsform des Unternehmens der Zwischennutzerin, treten Änderungen im Handelsregister, 
bei der Gewerbeanmeldung oder in anderen, für das Mietverhältnis bedeutsamen Verhältnissen ein, so hat die 
Zwischennutzerin dies der Vermieterin unverzüglich anzuzeigen. 

(2) 	 Bei Veräußerung des Betriebes der Zwischennutzerin im Gesamten oder in Teilen bedarf es wegen des Über-
gangs des Vertrages auf den Rechtsnachfolger einer vorherigen Vereinbarung mit der Vermieterin. Ein An-
spruch auf Übergang dieses Vertrages besteht nicht. 

§ 21 Besondere Vereinbarungen 
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§ 22 Sonstige Vereinbarungen 

Andere als in diesem Vertrag getroffene Vereinbarungen zwischen den Parteien bestehen nicht. Änderungen und Er-
gänzungen des Vertrages bedürfen der Schriftform. 
 

§ 23 Salvatorische Klausel 

Sollte eine Bestimmung dieses Mietvertrages unwirksam sein, so wird hierdurch die Wirksamkeit des Vertrages im 
Übrigen nicht berührt. 

			
Ort, Datum 

(Unterschrift Mieter) (Unterschrift Vermieter)
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Vertragsbeispiel: Zwischennutzungsvertrag über Gewerberaum 
(Kanzlei Streifler & Kollegen – Variante 2)75

Mietvertrag über Gewerberaum zur Zwischennutzung

zwischen 

	  – nachfolgend Vermieter genannt –

und 
	  – nachfolgend Mieter genannt –

wird folgender Gewerberaummietvertrag geschlossen: 

§ 1 Mietgegenstand

1.	 Der Vermieter vermietet an den Mieter die in                                                                         (Ort, Anschrift) 
befindlichen Räumlichkeiten zur gewerblichen Nutzung.

2.	 Der Mieter verpflichtet sich, den Mietgegenstand ausschließlich für die Erzielung umsatzsteuerpflichtiger 
Umsätze zu verwenden und in den Mieträumen keine umsatzsteuerfreien Geschäfte durchzuführen. Der Mie-
ter hat dem Vermieter jeden Schaden zu ersetzen, der diesem dadurch entsteht, dass ein Verstoß des Mieters 
gegen diese Verpflichtung zu einer Korrektur des Vorsteuerabzugs des Vermieters führt. Der Mieter hat dem 
Vermieter jährlich durch Vorlage einer entsprechenden Bescheinigung eines Steuerberaters nachzuweisen, 
dass in den Mieträumen ausschließlich steuerpflichtige Umsätze durchgeführt wurden. Der Vermieter ist zur 
außerordentlichen Kündigung des Mietverhältnisses berechtigt, wenn der Mieter den Mietgegenstand nicht 
mehr ausschließlich für die Erzielung umsatzsteuerpflichtiger Umsätze verwendet.

		 Dem Mieter steht es nicht zu, den Mietgegenstand, auch teilweise, an einen Dritten zu vermieten. Sollte der 
Mieter trotzdem eine Weitervermietung vornehmen, tritt der Mieter bereits hiermit alle ihm diesbezüglich 
zustehenden Ansprüchen gegen den Dritten an den Vermieter ab. Weitere Ansprüche des Vermieters gegen 
den Mieter bleiben davon unberührt.

§ 2 Miete, Zins und Nebenkosten 

1.	 Die vermieteten Räumlichkeiten werden ausdrücklich ohne Leistung eines Mietzinses überlassen.

2.	 Der Mieter trägt lediglich sämtliche Betriebskosten i.S.d. Anlage 3 zu § 27 der II. Berechnungsverordnung. 
Der Mieter hat auf die Betriebskosten Vorauszahlungen in Höhe von                EUR zuzüglich der gesetzlichen 
Mehrwertsteuer zu leisten. Die Betriebskosten werden am Ende des Mietverhältnisses abgerechnet. Im Falle 
des Auszugs des Mieters während der Abrechnungsperiode ist der Vermieter berechtigt, die Kostenverteilung 
bei der nächstfälligen Abrechnung vorzunehmen. Soweit solche bestehen, richtet sich der Umlegungsmaß-
stab nach den gesetzlichen Bestimmungen, ansonsten ist er vom Vermieter nach billigem Ermessen zu be-
stimmen.

75 Quelle: Streifler & Kollegen Rechtsanwälte, Oranienburger Str. 69, 10117 Berlin. www.streifler.de



105

§ 3 Zahlungsweise der Betriebskostenvorauszahlung 

Die Betriebskostenvorauszahlung ist monatlich im Voraus, spätestens am dritten Werktag des jeweiligen Monats zur 
Zahlung fällig. Sie ist kostenfrei auf das Konto des Vermieters bei der                                                             Bank, 
Kto.-Nr.                                   , zu überweisen.

§ 4 Zustand der Mietsache 

1. 	 Dem Mieter ist der gegenwärtige Zustand der Mietsache bekannt. Die Mietsache wird in dem vorhandenen 
und besichtigten Zustand übergeben und von dem Mieter übernommen.

		 Spätere Einwendungen wegen offener und verdeckter Mängel sind ausgeschlossen. 

2.	 Der Mieter ist nicht berechtigt bauliche Veränderungen an der Mietsache vorzunehmen, soweit feste Ein-
bauten betreffend.

	

§ 5 Mietzeit 

1. 	 Das Mietverhältnis beginnt am                  . Es endet spätestens nach Ablauf von 12 Monaten nach Beginn des 
Mietverhältnisses.

2. 	 Das Mietverhältnis geht in ein reguläres Mietverhältnis über, wenn der Mieter nicht 2 Monate vor Ablauf des 
Zwischennutzungsvertrages einer Fortsetzung widerspricht. Das neu begründete Mietverhältnis entspricht 
einem normalen Mietverhältnis und gilt als auf unbestimmte Zeit geschlossen. Die Höhe der Miete entspricht 
ab diesem Zeitpunkt der Ortsüblichkeit.

3. 	 Nach Eintritt der Verlängerung kann das Mietverhältnis von jeder Partei mit einer Frist von sechs Monaten 
gekündigt werden. Die Kündigung bedarf der Schriftform. Die Änderung der Schriftformklausel selbst bedarf 
ebenfalls der Schriftform.

 

§ 6 Kündigung/Weiternutzung 

1. 	 Der Zwischennutzungsvertrag kann jederzeit durch die Parteien gekündigt werden.

2.	 Die Kündigung ist spätestens am dritten Werktag eines Kalendermonats zum Ende des gleichen Monats zu-
lässig. Der Vermieter kann nur bei berechtigtem Interesse kündigen.

		 Dieses ist insbesondere dann vorhanden, wenn er die gemieteten Räumlichkeiten zu einem für ihn vorteil-
hafteren Mietzins an einen anderen Interessenten vermieten kann. 

3.	 Der Mieter aus dem Zwischennutzungsvertrag hat in diesem Fall das Recht, in den neuen Mietvertrag zu den 
veränderten Konditionen einzutreten und das Zwischennutzungsverhältnis in ein ordentliches Mietverhältnis 
entsprechend der mit einem Dritten vereinbarten Bedingungen umzuwandeln.

4.	 Der Vermieter hat neue Interessenten auf dieses Recht des Mieters hinzuweisen. Im Übrigen hat er den Ab-
schluss eines ordentlichen Mietverhältnisses, zu für ihn vorteilhafteren Konditionen mit dem neuen Interes-
senten, gegenüber dem bisherigen Mieter durch Vorlage des unterschriebenen Mietvertrages nachzuweisen.
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5.	 Die Kündigung bedarf der Schriftform. Die Änderung der Schriftformklausel selbst bedarf ebenfalls der 
Schriftform.

§ 7 Instandhaltung, Instandsetzung 

1. 	 Die Kosten der Instandhaltung und der Instandsetzung trägt der Mieter. Instandhaltung bedeutet in diesem 
Sinne die Erhaltung des Mietgegenstandes in ihrem vertragsgemäßen Zustand. Die Instandsetzung muss spä-
testens mit der Übergabe am Ende der Mietzeit beendet sein.

2.	 Die Instandsetzungspflicht des Mieters nach § 7.1 besteht nicht bezüglich solcher Schäden, gegen die der 
Vermieter versichert ist und auch nicht für Arbeiten, die nach einer Substanzschädigung der Mietsache durch 
Dritte, die nicht dem Risikobereich des Mieter zuzuordnen sind, vorgenommen wurden. [Anmerkung: dieser 
Absatz ist fakultativ]

§ 8 Endrenovierung 

1.	 Der Mieter hat vor Rückgabe der Mietsache die Räume ohne Rücksicht auf ihren Zustand zu renovieren.

2.	 Die Renovierungsarbeiten müssen fachgerecht ausgeführt werden.
 

§ 9 Mietsicherheit 

1.	 Der Mieter verpflichtet sich, an den Vermieter zur Sicherung der Erfüllung seiner Verpflichtungen aus dem 
Mietverhältnis eine Kaution in Höhe von               EUR zu zahlen.

2.	 Der Vermieter wird die Kautionssumme nach Erhalt getrennt von seinem Vermögen zu dem für Spareinlagen 
mit dreimonatiger Kündigungsfrist üblichen Zinssatz anlegen.

3.	 Der Vermieter kann sich wegen Forderungen, die er gegen den Mieter während oder nach Beendigung der 
Mietdauer im Zusammenhang mit diesem Vertrag erlangt, aus der Kaution befriedigen. Der Mieter ist ver-
pflichtet, die Kautionssumme unverzüglich wieder auf den ursprünglichen Betrag aufzustocken.

4.	 Nach Beendigung des Mietverhältnisses hat der Vermieter über die Kaution abzurechnen. Die verbleibende 
Kautionssumme einschließlich Zinsen ist an den Mieter auszubezahlen. Der Rückzahlungsanspruch wird drei 
Monate nach Beendigung des Mietverhältnisses und Rückgabe der Mietsache zur Zahlung fällig.

§ 10 Mängel an der Mietsache 

1.	 Der Vermieter haftet nicht auf Schadensersatz wegen eines Mangels an der Mietsache oder wegen Verzugs 
mit der Beseitigung eines Mangels, wenn der Mangel vom Vermieter nicht vorsätzlich oder grob fahrlässig 
verschuldet worden ist. Der Anspruch des Mieters auf Mängelbeseitigung bleibt unberührt. 

2.	 Die Parteien sind sich darüber bewusst, dass eine Mietminderung mangels Mietzinsleistung ausgeschlossen 
ist.



107

§ 11 Werbeanlagen

Der Mieter ist zur Anbringung von Werbeanlagen am Ladenlokal, soweit dies gesetzlich zulässig ist, berechtigt. Erfor-
derliche behördliche Genehmigungen hat der Mieter selbst und auf eigene Kosten einzuholen.

§ 12 Wegereinigungs- und Streupflicht

Der Mieter übernimmt hinsichtlich des Mietgegenstandes die Verkehrssicherungspflicht. Der Mieter verpflichtet sich, 
auf und vor dem Grundstück die Gehwege regelmäßig zu reinigen und von Schnee und Eis freizuhalten bzw. zu streuen. 

§ 13 Betreten der Mietsache 

1.	 Der Vermieter oder die von ihm Beauftragten dürfen die Mietsache zur Prüfung ihres Zustandes in angemes-
senen Abständen und nach rechtzeitiger Ankündigung während der üblichen Betriebszeiten betreten.

2.	 Der Vermieter sowie dessen Beauftragte sind weiterhin berechtigt zusammen mit Kauf- und Mietinteressenten, 
die Mietsache nach kurzfristiger Ankündigung jederzeit auch ohne Anwesenheit des Mieters zu besichtigen.

3.	 In Fällen dringender Gefahr kann der Vermieter die Mietsache auch ohne Ankündigung sowie bei Abwesenheit 
des Mieters betreten.

§ 14 Rückgabe der Mietsache 

1.	 Nach Beendigung des Mietverhältnisses hat der Mieter die Mietsache vollständig geräumt und besenrein 
zurückzugeben. Vom Mieter oder dessen Erfüllungsgehilfen schuldhaft verursachte Beschädigungen sind zu 
beseitigen.

2.	 Einrichtungen, mit denen der Mieter die Mietsache versehen hat, darf er wegnehmen. Die Ausübung des 
Wegnahmerechts durch den Mieter kann der Vermieter durch Zahlung einer angemessenen Entschädigung 
abwenden, wenn nicht der Mieter ein berechtigtes Interesse an der Wegnahme hat.

3.	 Setzt der Mieter den Gebrauch der Mietsache nach wirksamer Kündigung und Beendigung des Mietverhält-
nisses fort, so gilt das Mietverhältnis nicht als verlängert, § 545 BGB findet keine Anwendung. 

§ 15 Schriftform 

Andere als die in diesem Vertrag getroffenen Vereinbarungen bestehen nicht. Änderungen und Ergänzungen dieses 
Vertrags einschließlich der Schriftformklausel bedürfen der Schriftform. 

Ort, Datum

(Unterschrift Mieter) (Unterschrift Vermieter)



108

Vertragsbeispiel: Die Leipziger Gestattungsvereinbarung76 

Vereinbarung
über die Freilegung von Grundstücken und Schaffung befristet öffentlich zugänglicher Grünbereiche/

Parkstellflächen gemäß §§ 146, 147 und 164a Abs. 2 Nr. 2 Baugesetzbuch (BauGB) 
(Abschnitt B III. VwV – StBauE vom 29.11.2002)

zwischen 

	  

(im Nachfolgenden „Eigentümer“ genannt)

und 

der Stadt 	

vertreten durch 

	

(im Nachfolgenden „Stadt“ genannt)

wird folgende Vereinbarung getroffen:

Vorbemerkung

Das Grundstück des Eigentümers

	

liegt im Sanierungsgebiet 	 , für das die Sanierungssatzung am 	 , Beschl.-

Nr. 	  vom Stadtrat beschlossen wurde.

§ 1 Vertragsgegenstand

Gegenstand dieses Vertrages ist die Durchführung von Ordnungsmaßnahmen auf dem in der Präambel bezeichneten 
Grundstück des Eigentümers zur Behebung städtebaulicher Missstände, Neugestaltung des Sanierungsgebiets und 
Verbesserung der Umweltbedingungen nach stadtökologischen Gesichtspunkten auf der Grundlage der §§ 146, 147 
und 164a Abs. 1 und 2 Nr. 2 BauGB sowie der Verwaltungsvorschrift des Sächsischen Staatsministeriums des Innern 
(VwV-StBauE vom 29.11.2002).

76 Quelle: Stadt Leipzig, Amt für Stadterneuerung und Wohnungsbauförderung
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Die nachstehenden Ordnungsmaßnahmen entsprechen der derzeitigen Sanierungskonzeption der Stadt 	 . 
Zweck der Förderung ist die Freilegung des Grundstücks zur Ermöglichung einer befristeten Zwischennutzung sowie 
die Schaffung einer befristet öffentlich zugänglichen Grünfläche/Parkstellfläche auf den markierten Flächen des in der 
Vorbemerkung bezeichneten Grundstücks (Lageplan gemäß Anlage 1).

§ 2 Leistungen des Eigentümers/Bindungszeitraum der öffentlichen 

Nutzung/Baurecht des Eigentümers

1.
a)	 Der Eigentümer verpflichtet sich zur Durchführung der in der Maßnahmebeschreibung vom 	
		 (Anlage 1 a) dargestellten, insbesondere der nachfolgend genannten Ordnungsmaßnahmen auf dem in der 

Vorbemerkung bezeichnetem Grundstück:
b)	 Die Kostenaufstellung nach DIN 276 vom 	  ergibt sich aus Anlage 1b. Der Eigentümer versichert, die 

Maßnahmen geschätzte Kosten

- Abbruch/Teilabbruch
- Aufräumarbeiten/Herrichten der Geländeoberfläche
- Vegetationstechnische Bodenbearbeitung
- Begrünung
- Möblierung/Ausstattung
- 	
- Gesamtkosten (netto)

	 ,- Euro
	 ,- Euro
	 ,- Euro
	 ,- Euro
	 ,- Euro
	 ,- Euro
	 ,- Euro

Maßnahmebeschreibung überprüft und durch Gegenzeichnung anerkannt zu haben.

c)	 Die Planung der Ordnungsmaßnahme erfolgt gem. den § 13; 15 HOAI.
		 Die LPH 	  werden durch das im Auftrag der Stadt tätige Büro 	
		 in enger Abstimmung mit dem Eigentümer erbracht.	
		 Die LPH 	  übernimmt der Eigentümer auf seine Kosten.

d)	 Der Eigentümer verpflichtet sich zur Anwendung der VOB.
		 Er holt vor Vergabe mindestens drei vergleichbare Angebote ein und beauftragt den Bestbietenden.
		 Angebote von Generalunternehmern (GU) müssen zur Vorbereitung der Schlussabrechnung (§ 6 Ziff. 3) ge-

werkeweise nachvollziehbar sein.
	
		 Der Einsatz eines Generalübernehmers, der selbst keine Bauleistungen ausführt und sämtliche Leistungen an 

Subunternehmer vergibt, ist unzulässig.

		 Der Eigentümer versichert, dass mit den unter Ziffer 1 bezeichneten Maßnahmen noch nicht begonnen wor-
den ist.

e)	 Der Eigentümer ist verpflichtet, mit den Arbeiten unverzüglich nach Übergabe der Unterlagen der LPH 6 gem: 
§§ 13; 15 HOAI zu beginnen und die geförderten Maßnahmen spätestens bis zum 	  abzuschließen.

		 Als Abschluss der Maßnahmen gilt die Vorlage der Schlussrechnung der Leistung einschließlich des Abnah-
meprotokolls zwischen dem Eigentümer und der Stadt. Der bauausführende Betrieb ist bei der Abnahme zu 
beteiligen.
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2.	 Der Eigentümer stellt den neugestalteten Bereich (Gestaltungskonzept, Anlage 2) des in der Präambel be-
zeichneten Grundstücks für mindestens

		 	  Jahre 
		 der öffentlichen Nutzung zur Verfügung und gewährleistet die öffentliche Zugänglichkeit ganzjährig, täglich 

mindestens in der Zeit von 8.00 Uhr bis 20.00 Uhr. Der Eigentümer verpflichtet sich insbesondere zur Freihal-
tung der zu dem Neugestaltungsbereich führenden Torwege und Einfahrten.

		 Die Bindungsfrist von
		 	  Jahren 
		 (Bindungszeitraum) beginnt nach Übergabe des Abnahmeprotokolls der Stadt zum Abschluss der durchzu-

führenden Ordnungsmaßnahmen. Die Bindungsfrist erlischt nicht durch vorherigen Abschluss der Sanierung 
(§§ 162, 163 BauGB) oder durch Eigentümerwechsel (§ 8).

3.	 Der Eigentümer verpflichtet sich, die umgestalteten Flächen über die Dauer des Bindungszeitraums (§ 2 Ziff. 2) 
nicht zu bebauen.

		 Sofern der Eigentümer vor Ablauf des Bindungszeitraums (§ 2 Ziff. 2) ein bestehendes Baurecht ausübt, gilt  
§ 7 Ziff. 3 entsprechend.

§ 3 Leistungen der Stadt/Abtretungs- und

Verpfändungsverbot/Fördermitteleinsatz

1.	 Die Stadt bezuschusst die gemäß § 2 ermittelten Gesamtkosten in Höhe von
	 	  Euro 	 (in Worten: 	  Euro)
	 brutto, d.h. einschließlich der gesetzlichen Mehrwertsteuer.
	 Das entspricht einem Verhältnis von 		 % der Gesamtkosten.

2.	 Die Abtretung und Verpfändung aller Forderungen aus diesem Vertrag durch den Eigentümer, insbesondere 
hinsichtlich des Förderbetrages, ist ausgeschlossen.

3.	 Der Betrag unter 1. ist ein Höchstbetrag. Er wird nur in der Höhe ausgezahlt, in der sich nach Prüfung der 
Schlussrechnung ein Bedarf in der Gesamtfinanzierung ergibt. Verringern sich die tatsächlich entstandenen 
und nachgewiesenen Kosten gegenüber denen der Kostenschätzung nach Maßnahmebeschreibung, verrin-
gert sich der Förderbetrag nach Ziffer 1. in demselben Verhältnis.

4.	 Der Eigentümer erklärt hiermit gegenüber der Stadt, dass er im Sinne von § 2 UStG nach § 15 UStG nicht 
vorsteuerabzugsberechtigt ist. Deshalb sind die der Förderung zugrundegelegten Kosten Bruttokosten 
einschließlich der als Teil der Modernisierungskosten entrichteten Mehrwertsteuer. Der Eigentümer erklärt 
gegenüber der Stadt sein Einverständnis zur Auskunftserteilung an das Finanzamt. Er erklärt ferner, dass in 
der Schlussrechnung keine Ausgaben enthalten sind, die über andere öffentliche Förderprogramme gefördert 
werden.

5.	 Die Erstattung der vom Eigentümer zu tragenden Kosten der Ordnungsmaßnahmen wird gemäß § 155 Abs. 6 
BauGB ausgeschlossen, soweit sie über den nach den §§ 154 und 155 Abs. 1 BauGB ermittelten Ausgleichs-
betrag hinausgehen.

		 Darin enthalten sind die Kosten für die Fertigstellungspflege bis zum
	 	
	 und die nachfolgende Entwicklungspflege bis zum
	 	 .
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6.	 Die Planungsleistungen der LPH
	 		
	 nach §§ 13; 15 HOAI beauftragt die Stadt auf ihre Kosten.

		 Die LPH
		 	 	  
		 nach §§ 13; 15 HOAI sind vom Eigentümer auf eigene Kosten zu erbringen.

7.	 Mit der Fertigstellung der Ordnungsmaßnahme geht das Eigentum an allen mit der Maßnahme verbundenen 
Anschaffungen auf den Eigentümer über. 

8.	 Die Geltendmachung von Erfüllungs- und Gewährleistungsansprüchen aus der Herrichtung der geförderten 
Flächen zu Zwischennutzungszwecken obliegt dem Eigentümer.

		 Die Stadt wird den Eigentümer bei der Geltendmachung etwaiger Ansprüche unterstützen, soweit dies recht-
lich zulässig und tatsächlich möglich ist.

§ 4 Verkehrssicherungspflichten

Der Eigentümer/Die Stadt trägt die Verkehrssicherungspflicht an den zu Zwischennutzungszwecken hergerichteten 
Flächen und Anlagen für die Dauer des Bindungszeitraums (§ 2 Ziff. 2).

Sofern die Stadt die Verkehrssicherungspflicht trägt, haftet der Eigentümer ihr jedoch für vorsätzliche oder grob 
fahrlässige Pflichtverletzungen.

§ 5 Nebenpflichten des Eigentümers/Pflege

1.	 Der Eigentümer wird an für die Öffentlichkeit gut sichtbarer Stelle auf dem in der Präambel bezeichneten 
Grundstück über die Dauer des Bindungszeitraums (§ 2 Ziff. 2) ein Hinweisschild mit folgendem Text anbringen:

		 ,,(Maßnahmebeschreibung, Öffentliche Zugänglichkeit, Fördermittelgeber)“

2.	 Nach Durchführung der oben bezeichneten Ordnungsmaßnahmen ist der Eigentümer verpflichtet, die neu-
gestalteten Flächen, die Anpflanzungen und die geförderte Möblierung entsprechend den Sanierungszielen 
nach stadtökologischen Gesichtspunkten mindestens für die Dauer des Bindungszeitraums auf seine Kosten 
zu pflegen und instandzuhalten.

		 Zur Pflege gehört insbesondere 	
		
		 Der Eigentümer vereinbart mit dem ausführenden Betrieb hinsichtlich der Anpflanzungen die Fertigstel-

lungspflege bis zum 	  und die nachfolgende Entwicklungspflege bis zum 				   .
		
		 Die erneute Versiegelung der freigelegten Flächen ist über die Dauer des Bindungszeitraums (§ 2 Ziff. 2) un-

zulässig.

3.	 Die geförderten Maßnahmen sind nicht auf die Miete umlegbar.

4.	 Die Ausführung der nach diesem Vertrag geförderten Maßnahmen erfolgt gemäß den bauordnungs-, denk-
malschutz- und insbesondere sanierungsrechtlichen Forderungen.
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5.	 Angebotene Skonti sind grundsätzlich in Anspruch zu nehmen.

		 Sofern angebotene Skonti nicht in Anspruch genommen werden können, ist der Grund der Nichtinanspruch-
nahme schlüssig nachzuweisen.

6.	 Die Aufbewahrungspflicht für die Schlussabrechnung und die Buchungsunterlagen besteht über die Dauer 
des Bindungszeitraums (§ 2 Ziff. 2), beginnend mit Schlusszahlung durch die Stadt. In diesem Zeitraum kann 
die Stadt die Vorlage von aufzubewahrenden Unterlagen jederzeit vom Eigentümer verlangen.

7.	 Der Eigentümer gestattet der Stadt und Vertretern des Freistaats Sachsen, die Einhaltung der in diesem Ver-
trag übernommenen Verpflichtungen selbst zu prüfen oder durch Beauftragte prüfen zu lassen und gewährt 
diesen hierfür nach Ankündigung den Zugang zum Grundstück und zum Gebäude.

§ ...  Grundbucheintragung/Dingliche Sicherung
(Verwendung dieser Klausel nur bei Förderung nach Abschn. B, Ziff. 1//., 1. Buchst. f VwV-StBauE v. 29.11.2002)

Der Eigentümer wird zu Lasten des in der Präambel bezeichneten Grundstücks an bereiteter Stelle im Grundbuch eine be-
schränkt persönliche Dienstbarkeit („Freiflächenbenutzungsrecht“) folgenden Inhalts zugunsten der Stadt eintragen lassen:

		 Der als Freizeit- und Erholungs-/Stellplatzfläche gestaltete nicht überbaute Grundstücksteil, im Lageplan 
(Anlage 1) umgrenzt durch die Buchstaben A, B, G, und A ist zugunsten der Stadt Leipzig für die Dauer des 
Bindungszeitraumes unentgeltlich, ganzjährig, täglich mindestens in der Zeit von 8.00 Uhr bis 20.00 Uhr zum 
Zwecke der öffentlichen Nutzung zugänglich zu machen.

Die Stadt verpflichtet sich, nach Ablauf des Bindungszeitraums oder bei vorzeitiger Beendigung gemäß § 7 dieses 
Vertrags der grundbuchlichen Löschung zuzustimmen.

§ 6 Zahlungsweise/Zwischenzahlungen/Schlusszahlung

1.	 Vom Eigentümer ist ein Konto einzurichten, über welches ausschließlich Zahlungen zu dem in § 1 genannten 
Vertragsgegenstand abgewickelt werden.

		 Bankverbindung:
		 Bankleitzahl:
		 Konto-Nr.:

		 Ein Wechsel der Bankverbindung ist der Stadt schriftlich anzuzeigen.

2.	 Die Fördermittel werden wie folgt ausgezahlt:
		 alternativ:
		 Zwischenzahlungen erfolgen in Höhe von bis zu
		 	 %

		 der nach  § 3 Ziffer 1 vereinbarten Förderung nach Beginn der Maßnahmen sowie 
		 gegen Vorlage folgender Unterlagen:

von allen Eigentümern unterschriebener Auszahlungsantrag (Anlage 3 zu diesem Vertrag)
Eigentumsnachweis (Grundbuchauszug oder Bestätigung des Grundbuchamtes oder des Notars über die Be-
antragung der Eintragung der Auflassungsvormerkung) in Kopie
Vorlage der 3 Angebote im Original und in einer Kopie
Zwischenrechnung des bauausführenden Betriebs im Original und in einer Kopie

•
•

•
•
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Zahlungsnachweis des Eigentümers (Kontoauszüge zu der unter § 6 Ziffer 1 angegebenen Bankverbindung) 
im Original und in einer Kopie
Werkvertrag zwischen Eigentümer und bauausführendem Betrieb in Kopie bzw. bei Werkvertrag mit GU  
zusätzlich Benennung der bauausführenden Betriebe
Protokoll zur Zwischenabnahme (Anlage 4 zu diesem Vertrag) 
Zusicherung des Eigentümers zur Bauausführung durch konzessionierten Fachbetrieb (Diese Erklärung er-
folgt auf dem Auszahlungsantrag)

3.	 Die Schlusszahlung in Höhe von 	 % erfolgt

•	 nach Feststellung der Förderfähigkeit der gemäß § 2 vereinbarten Maßnahmen in Höhe der tatsächlich ent-
standenen und durch den Eigentümer nachgewiesenen Kosten sowie gegen Vorlage folgender Unterlagen:
-	 von allen Eigentümern unterschriebener Auszahlungsantrag (Anlage 3 zu diesem Vertrag)
-	 Schlussabrechnung, Originalrechnungen und jeweils eine Kopie.	

Die Schlussabrechnung ist der Stadt innerhalb von 1 Monat nach Fertigstellung der Arbeiten vor-
zulegen. Diese Schlussabrechnung ist analog der Kostenaufstellung nach DIN 276 aufzubauen; die 
Rechnungen sind gewerkeweise, die Zahlungsbelege chronologisch geordnet mit Zuweisung zu den 
einzelnen Rechnungen vorzulegen.

-	 Zahlungsnachweise des Eigentümers im Original und in einer Kopie.
(Als Zahlungsnachweise werden ausschließlich Kontoauszüge zu der unter § 6 Ziffer 1 angegebenen 
Bankverbindung akzeptiert).

-	 Protokoll zur Schlussabnahme (Anlage 5 zu diesem Vertrag).
-	 Entsorgungsnachweis der Abbruchfirma in Kopie.

4.	 Überzahlungen wird der Eigentümer der Stadt innerhalb eines Monats nach Feststellung durch die Stadt 
erstatten. Sie sind vom Zeitpunkt ihrer Auszahlung an mit 5,0 v.H. über dem Basiszinssatz der Europäischen 
Zentralbank jährlich zu verzinsen.

		 Dasselbe gilt, falls zur Prüfung der haushaltsgemäßen Verwendung von Fördermitteln berechtigte Behörden, 
z.B. das Rechnungsprüfungsamt der Stadt, das Regierungspräsidium Leipzig oder der Sächsische Rechnungs-
hof, nach Schlusszahlung der Stadt eine nicht vertragsgemäße Verwendung der ausgezahlten Fördermittel 
feststellen.

		 Im Falle der Überzahlung verzichtet der Eigentümer auf den Einwand des Wegfalles der Bereicherung (§ 818 
Absatz 3 Bürgerliches Gesetzbuch).

§ 7 Vertragskündigung und Rechtsfolgen bei 

vorzeitiger Beendigung des Vertrages

1.	 Der Vertrag kann nur aus wichtigem Grunde gekündigt werden. Als wichtiger Grund gilt insbesondere, wenn

a)	 einer der Vertragspartner die ihm aufgrund dieses Vertrages obliegenden Pflichten nicht erfüllt.

b)	 der Eigentümer/in unrichtige Angaben gemacht oder Tatsachen verschwiegen hat, die für die Förderwürdig-
keit der Ordnungsmaßnahmen von Bedeutung waren.

2.	 Erfolgt die Kündigung aufgrund von Umständen, die der Eigentümer nicht zu vertreten hat, verbleibt es bei 
der vereinbarten Förderung bis zur Höhe des realisierten Leistungsumfanges.

3.	 Erfolgt die Kündigung aufgrund von Umständen, die der Eigentümer zu vertreten hat, sind die ausgezahlten 
Fördermittel gemäß nachstehender Ermittlung innerhalb von 3 Wochen nach schriftlicher Geltendmachung 

•

•

•
•
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durch die Stadt vom Eigentümer anteilig, bezogenen auf den verbleibenden Bindungszeitraum, zurückzuzah-
len. Einer Mahnung zur Inverzugsetzung bedarf es nicht.

		 Die zurückzuzahlenden Fördermittel werden der Höhe nach im Einverständnis der Vertragsparteien wie folgt 
ermittelt:

		 Summe der ausgezahlten Fördermittel dividiert durch die Anzahl der Monate des Bindungszeitraums mul-
tipliziert mit der Anzahl der Monate des zum Zeitpunkt der Kündigung verbleibenden Bindungszeitraums 
(§ 2 Ziff. 2).

4.	 Der Eigentümer erklärt sich damit einverstanden, dass die Rückforderung zuvielgezahlter Fördermittel durch 
entsprechenden Rückforderungsbescheid der Stadt unter Anwendung des Verwaltungsverfahrensgesetzes 
sowie des Sächsischen Verwaltungsvollstreckungsgesetzes in der jeweils geltenden Fassung erfolgen soll.

§ 8 Eigentümerwechsel

1.	 Der Verkauf des Grundstücks ist gegenüber der Stadt anzeigepflichtig.

		 Für den Fall des Eigentumswechsels am Grundstück ist der Eigentümer verpflichtet, seinem Rechtsnachfolger 
alle Verpflichtungen aus diesem Vertrag in der notariellen Kaufvertragsurkunde aufzuerlegen, mit der Maß-
gabe, dass dieser etwaige weitere Rechtsnachfolger in gleicher Weise verpflichtet.

2.	 Ist der Rechtsnachfolger nicht zur Übernahme der sich aus diesem Vertrag ergebenden Verpflichtungen be-
reit, gilt § 7 Ziff. 3 dieses Vertrages entsprechend.

§ 9 EDV

Der Eigentümer erklärt sich damit einverstanden, dass die sich aus diesem Vertrag und den hierzu einzureichenden 
Unterlagen ergebenden persönlichen Daten in einer Datei gespeichert, verändert oder gelöscht werden. Die Stadt ver-
pflichtet sich, die Bestimmungen des Datenschutzes zu gewährleisten.

§ 10 Salvatorische Klausel

Die Vertragspartner sind sich einig, dass ein Formmangel die Gültigkeit des Vertrages im Übrigen nicht berührt.

Sollte ein Teil des Vertrages nichtig sein, so bleibt der übrige Teil davon unberührt. Die Vertragspartner verpflichten 
sich, für den nichtigen Teil eine Ersatzlösung zu suchen, die der in der in § 1 genannten Zielstellung entspricht.

Änderungen und Ergänzungen dieses Vertrages sowie Vereinbarungen, die den Inhalt dieses Vertrages berühren, be-
dürfen der Schriftform.

Die Anlagen 1.- 5. sind Bestandteil dieses Vertrages.
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Ort, Datum

	

	 	 	
Unterschrift Stadt 		  Unterschrift Eigentümer

Anlagen:
1.	 Lageplan
1a.	 Maßnahmebeschreibung
1b.	 Kostenaufstellung nach DIN 276
2.	 Gestaltungskonzept
3.	 Auszahlungsantrag
4.	 Protokoll zur Zwischenabnahme
5.	 Protokoll zur Schlussabnahme
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Vertragsbeispiel: Gestattungsvereinbarung „Haus“77

Vereinbarung
über die befristete Nutzung eines privaten Gebäudes

	

	
(Name und Anschrift)

vertreten durch 	
(bei einer Mehrheit von Eigentümern)
im Nachfolgenden: „Eigentümer“ genannt

und

HausHalten e.V.
Roßmarktstr.22, 04177 Leipzig
vertreten durch das Vorstandsmitglied 	
im Nachfolgenden: „Verein“ genannt

schließen im Rahmen des Projektes „ Wächterhaus“ des Vereins folgende

Vereinbarung

Präambel

1.	 Leipzig kämpft, wie auch viele andere Kommunen, seit langem mit den Folgen eines Überangebotes an 
Wohnraum, insbesondere in der Altbausubstanz. Besonders von Leerstand und Verfall betroffene Standorte 
prägen gleichzeitig das Gesicht der Stadt. Hier geht es oft um denkmalpflegerisch herausragende Häuserzei-
len und Einzelgebäude, insbesondere an wichtigen Hauptverkehrsstraßen. Im Herbst 2004 hat sich der Verein 
HausHalten e.V. mit dem Ziel gegründet, an städtebaulich unverzichtbaren Standorten besonders gefährdete 
Gründerzeithäuser im Rahmen von so genannten Gestattungsvereinbarungen mit dem jeweiligen Eigentümer 
mit neuen Nutzungen zu beleben. Insbesondere Nutzern wie Vereinen, Künstlern, Existenzgründern etc. wird 
dabei die Möglichkeit gegeben, das Gebäude mit eigener Initiative zu „bespielen“ oder anderweitig, nicht aber 
zu Wohnzwecken, zu nutzen und damit zu erhalten, zumindest aber den weiteren Verfall der Substanz zu ver-
zögern und damit als „Hauswächter“ zu agieren. Der Verein soll dabei Mittler zwischen der Hauseigentümern 
und nutzungswilligen Dritten sowie der Stadtverwaltung im oben genannten Sinn sein.

2. 	 Das auf dem Grundstück
			 	
		 (genaue Bezeichnung, möglichst mit Grundbuchbezeichnung und Flurstückangabe)
		 des Eigentümers gelegene Gebäude steht zurzeit leer. Mit dieser Vereinbarung wird der Eigentümer dem 

Verein für eine bestimmte Zeit leihweise gestatten, sein Grundstück und das oder die darauf befindlichen Ge-
bäude unentgeltlich zu nutzen und seinerseits Räume des Gebäudes nutzungswilligen Dritten zur zeitweiligen 
Nutzung im unter Punkt 1. dieser Präambel genannten Sinne zu überlassen.

77 Quelle: HausHalten e.V., Demmeringstraße 21, 04177 Leipzig. E-Mail: info@haushalten.org
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3. 	 Den Parteien ist bekannt, dass der Eigentümer die Liegenschaft mit Hilfe einer vorgesehenen Förderung des 
Amtes für Stadterneuerung und Wohnungsbauförderung der Stadt Leipzig baulich sichern will. In diesem 
Sinne vereinbaren die Parteien was folgt:

§ 1 Befristete Überlassung/Überlassung an Dritte

1. 	 Der Eigentümer gestattet dem Verein, das in der Präambel näher bezeichnete Grundstück und darauf be-
findliche Gebäude (im Folgenden: Liegenschaft) zeitweilig und unentgeltlich zu nutzen und überlässt ihm die 
Liegenschaft zu diesem Zweck. Das Nutzungsverhältnis wird für den Eigentümer auf bestimmte Zeit geschlos-
sen. Es kann jedoch unter Einhaltung der in § 6 genannten Regelungen vom Eigentümer mit einer Frist von 
sechs Monaten zum Monatsende gekündigt werden, sofern das Gebäude anschließend saniert oder weiterhin 
genutzt wird.

		 Es beginnt am 	  und endet am 	 	 . Es verlängert sich nach Ab-
lauf dieser Befristung um jeweils ein Jahr, sofern es durch die Vertragspartner nicht drei Monate vor Ablauf 
schriftlich gekündigt wird.

2.	 Die Vereinbarung kann durch den Verein jederzeit mit einer Frist von drei Monaten zum Monatsende gekün-
digt werden.

3. 	 Das beiderseitige Recht zur außerordentlichen Kündigung aus wichtigen Grund bleibt unberührt. Einen wich-
tigen Grund stellt insbesondere der Beschluss über die Liquidation des Vereins dar.

4. 	 Der Verein ist seinerseits berechtigt, die Liegenschaft oder Teile derselben, insbesondere einzelne oder zu-
sammenhängende Räume des Gebäudes an Dritte, welche er in eigenem Ermessen unter Berücksichtigung der 
Präambel dieser Vereinbarung auswählen kann, nach Abschluss von entsprechenden befristeten Vereinba-
rungen zur zeitweiligen Nutzung - nicht jedoch als Wohnraum - längstens bis zum Ende nach § 1 Absatz 1 - 3 
dieser Vereinbarung zu übergeben. Eine Haftung des Vereins einschließlich des Verhaltens Dritter, denen er die 
Nutzung gestattet hat, seiner Vertreter und Erfüllungsgehilfen wegen Verletzung vertraglicher oder sonstiger 
Pflichten sowie unerlaubter Handlungen wird, außer bei Vorsatz und grober Fahrlässigkeit,ausgeschlossen

5. 	 Bei der Übergabe der Liegenschaft ist ein detailliertes gemeinsames Übergabeprotokoll zu erstellen. Es be-
steht Einigkeit zwischen den Parteien, dass eine vollständige und vereinbarungsgemäße Nutzung der Liegen-
schaft erst nach Fertigstellung der unter § 3 Absatz 4 genannten Bauleistungen erfolgen kann.

6.	 Der Verein ist berechtigt, vom Eigentümer die Fortführung dieser Vereinbarung mit einem Dritten zu verlan-
gen, sofern dieser Dritte in alle Rechte und Pflichten der Vereinbarung eintritt und er die Gewähr für eine 
ordnungsgemäße Fortführung der Vereinbarung bietet. In diesem Fall scheidet der Verein bei Vertragsüber-
nahme durch den Dritten ohne weiteres aus dem Vertrag aus.

7.	 Der Verein verpflichtet sich, die ihm übergebene Liegenschaft sorgsam und schonend zu behandeln und 
während der Dauer dieser Vereinbarung eventuelle festgestellte, weitere und offensichtliche Schäden dem 
Eigentümer unverzüglich anzuzeigen. Er kann diese Verpflichtung auf Nutzer, denen die Liegenschaft ganz 
oder teilweise zu Nutzungszwecken überlassen wird, übertragen.

§ 2 Bauliche Veränderungen durch den Verein oder Dritte

1. 	 Der Verein beziehungsweise Nutzer, denen er die Liegenschaft ganz oder teilweise überlassen hat, sind nach Maßgabe 
von Absatz 3 berechtigt, die von ihnen genutzten Räume zum Zwecke der Nutzung auf eigene Kosten herzurichten.
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2. 	 Eingebrachte Einrichtungen und Arbeitsleistungen, die dem langfristigen Erhalt des Hauses dienen oder seine 
Nutzungsfähigkeit langfristig verbessern, werden mit pauschal 	  € geschätzt. Der tatsächliche 
Aufwand wird durch den Verein in einer Aufstellung erfasst und dem Eigentümer spätestens zwölf Monate 
nach Abschluss dieser Vereinbarung mitgeteilt. Diese Aufstellung wird sodann als Anlage 1 Inhalt dieser Ver-
einbarung und bildet die verbindliche Grundlage einer Entschädigung des Eigentümers an den Verein für den 
Fall einer vorzeitigen Beendigung des Nutzungsverhältnisses nach § 6 Absatz 1. Wesentliche Abweichungen 
von der Kostenschätzung werden dem Eigentümer unverzüglich mitgeteilt.

3. 	 Wertvolle historische Bauteile des Gebäudes, insbesondere Ausmalungen, Türen und Treppengeländer des 
Treppenhauses sowie Stuck, wertvolle Holzböden und Innentüren werden unverändert belassen. Wesentliche 
Veränderungen an diesen Bauteilen bedürfen der vorherigen schriftlichen Genehmigung des Eigentümers.

§ 3 Besondere Pflichten des Eigentümers

1. 	 Dem Verein oder den zur Nutzung berechtigten Dritten oder deren Besuchern ist der ungehinderte und jeder-
zeitige Zugang zum Zwecke des vereinbarungsgemäßen Gebrauchs der Liegenschaft zu gewähren.

2. 	 Der Eigentümer ist für die Einhaltung der ihn im Zusammenhang mit seinem Eigentum treffenden Verkehrs-
sicherungspflichten allein verantwortlich und zuständig. Es ist auch allein Sache des Eigentümers, für die 
Beseitigung von Schnee und Eis und falls erforderlich für die Bestreuung des Bürgersteiges der Straße sowie 
der Zuwege zum Grundstück und zu dessen Eingängen zu sorgen.

3. 	 Er hat eine ausreichende Sach- und Haftpflichtversicherung, die Liegenschaft betreffend, abzuschließen.

4. 	 Werbemaßnahmen des Vereins und/oder dritter Nutzer am oder im Gebäude sind vom Eigentümer zu dulden. 
Für etwaig notwendige behördliche Genehmigungen ist allein der Verein und/oder die Nutzer verantwortlich, 
welche diese auf eigene Kosten einholen.

5. 	 Der Eigentümer wird bis zum 	  folgende grundlegende Installationen auf 
eigenen Kosten herstellen/folgende grundlegenden Baumaßnahmen auf eigenen Kosten vornehmen:

BEISPIELE:
eine nutzbare Sanitärinstallation mit 2 Steigsträngen und je Steigstrang einem WC und einem 
Waschtisch pro Etage,
Wiederanschluss eines Elektrounterverteilers je Etage, ggf. mit Einbau einer Steckdose und ggf. mit 
Erneuerung des Hausanschlusses (falls gefordert von Stadtwerken),
Wiederanschluss des Hausanschlusses Wasser,
Reparatur der Dachfenster und des Firstes,
Reinigung und Kontrolle bzw. Reparatur der vorhandenen Kohleöfen, so dass diese sich in einem 	

		  nutzbaren Zustand befinden.

§ 4 Besondere Pflichten des Vereins

1. 	 Die in der Präambel genannten geplanten Baumaßnahmen des Eigentümers haben der Verein bzw. die nut-
zungsberechtigten Dritten entschädigungslos zu dulden. Der Beginn der Arbeiten ist jedoch rechtzeitig, 
mindestens vier Wochen im Voraus anzuzeigen.

2. 	 Der Verein wird das auf dem Grundstück befindliche Gebäude regelmäßig, mindestens aber einmal monatlich, 
auf offensichtliche Schäden durch Begehen sämtlicher zugänglicher Räume des Gebäudes kontrollieren und 
erkannte neu hinzugekommene Schäden dem Eigentümer unverzüglich anzeigen.

•

•

•
•
•
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3. 	 Der Verein verpflichtet sich, Dritten, denen er die Nutzung gestattet, den Abschluss einer persönlichen Haft-
pflichtversicherung mit einer Deckungssumme von mindestens 100.000,- € für Schäden aus der Nutzung 
aufzuerlegen.

4. 	 Eine Besichtigung der Liegenschaft ist dem Eigentümer oder einem von Ihm beauftragten Vertreter nach 
vorheriger Anmeldung von mindestens einer Woche jederzeit möglich. Unberührt davon bleibt das jederzei-
tige Betretungsrecht des Eigentümers oder seines Vertreters in Fällen dringender Gefahr (zum Beispiel Feuer, 
Rohrbruch o.ä.).

5. 	 Der Verein verpflichtet sich, die von ihm oder Dritten genutzten Räume bei Beendigung der Gestattung der 
Nutzung besenrein zu übergeben. Etwaige bauliche Veränderungen im Sinne des § 2 müssen jedoch nicht 
entfernt werden.

§ 5 Betriebskosten

1. 	 Als Betriebskosten der Liegenschaft gelten Kosten im Sinne der §§ 1, 2 der Betriebskostenverordnung. Soweit sie 
anfallen, sind sie vom Eigentümer so gering wie möglich zu halten. Er ist berechtigt, die umlagefähigen Betriebs-
kosten nach Maßgabe der folgenden Regelungen auf die einzelnen nutzungsberechtigten Dritten umzulegen. 
Soweit durch den Verein Nutzungsvereinbarungen mit dritten Nutzern abgeschlossen werden, wird in diesen 
eine entsprechende Umlage der Betriebskosten auf die dritten Nutzer sowie vierteljährliche Vorauszahlungen 
hierauf vereinbart. Eine Umlage von Betriebskosten auf den Verein ist jedoch in jedem Fall ausgeschlossen.

		 Die Abrechnung und der Ausgleich der etwaig anfallenden Betriebskosten erfolgt somit ausschließlich zwi-
schen dem Eigentümer und dem oder den nutzungsberechtigten Dritten, welchen einzelne oder mehrere 
Räume der Liegenschaft zeitweilig überlassen wurden. Deren Name und Anschrift sowie der Beginn und 
das Ende der jeweiligen Nutzung der Dritten wird der Verein dem Eigentümer unaufgefordert mitteilen. Die 
nutzungsberechtigten Dritten zahlen direkt an den Eigentümer vierteljährliche Vorauszahlungen auf die Be-
triebskosten in Höhe von zusammen 	  € auf

		 folgendes Konto:
		 Kontonummer: 	
		 Bank: 	
		 Bankleitzahl: 	

		 Da der Zustand der Liegenschaft ein Herrichten für eine Nutzung erfordert, werden die Betriebskosten durch 
die nutzungsberechtigten Dritten nicht ab Beginn des Nutzungsverhältnisses (s. § 1 Nr. 1), sondern ab dem 
	  übernommen.

2. 	 Die Umlage der anteiligen Betriebskosten erfolgt nach dem Verhältnis der Nutzfläche des Nutzers gemäß  
§ 1 Absatz 1 dieser Vereinbarung zur genutzten Gesamtfläche der Liegenschaft. Abrechnungszeitraum ist 
das Kalenderjahr. Die Abrechnung durch den Eigentümer erfolgt bis spätestens zum 31.06. des Folgejahres. 
Auszahlungen von Guthaben oder Nachforderungen aus der Betriebskostenabrechnung sind innerhalb von 
vier Wochen nach Zugang der Abrechnung fällig.

3. 	 Schlusszahlungen oder Nachforderungen aus der Betriebskostenabrechnung sind innerhalb von vier Wochen 
nach Vorlage der Abrechnung fällig.

4. 	 Kosten für Wasser, Abwasser und Heizung sind, entsprechend den gesetzlichen Bestimmungen, durch sepa-
rate Erfassung des Verbrauchs der jeweiligen Nutzungseinheiten zu erfassen und gegenüber den einzelnen 
Nutzern abzurechnen.

5. 	 Soweit Betriebskosten nicht auf die Nutzer umgelegt werden können, trägt der Eigentümer diese Kosten 
selbst. Eine Umlage dieser Kosten auf den Verein ist ausdrücklich ausgeschlossen.
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§ 6 Entschädigung bei vorzeitiger Beendigung des Vertrages

1. 	 Erfolgt eine vorzeitige Beendigung dieser Vereinbarung aufgrund von Umständen, die der Eigentümer zu ver-
treten hat, so verpflichtet dieser sich, einen berechtigten Nutzer hinsichtlich etwaig von diesem erbrachter 
und bis zur Beendigung seines Nutzungsverhältnisses noch nicht abgenutzter Eigenleistungen und einge-
brachter Einrichtungen gemäß § 2 Abs. 2 Anlage 1 zu entschädigen. Die Höhe der Entschädigung bemisst sich 
nach folgender Formel: 

		 Aufwendungshöhe dividiert durch Anzahl der Monate der befristeten Überlassung multipliziert mit der An-
zahl der nach Beendigung des Überlassungsverhältnisses verbleibenden Monate.

2. 	 Die Entschädigung wird durch den Verein gegenüber dem Eigentümer schriftlich geltend gemacht.

§ 7 Sonstige Vereinbarungen

1. 	 Die Parteien verpflichten sich, jede Änderung ihrer Anschrift beziehungsweise ihres Vertreters oder eine Än-
derung der Vertretungs- oder Eigentumsverhältnisse der jeweils anderen Seite unaufgefordert mitzuteilen. 
Bis zum Zugang einer solchen Mitteilung gelten die in dieser Vereinbarung aufgeführten Anschriften und 
Angaben über Vertretungsverhältnisse bei der Abgabe von Erklärungen jedweden Inhaltes als maßgebend.

2. 	 Bei einem Verkauf der Liegenschaft verpflichtet sich der Eigentümer, den Käufer zur Fortführung dieser Ver-
einbarung zu verpflichten.

§ 8 Salvatorische Klausel

1. 	 Es bestehen keine mündlichen Nebenabreden zu dieser Vereinbarung.

2. 	 Die etwaige Ungültigkeit oder Undurchführbarkeit einer oder mehrerer Bestimmungen der vorstehenden 
Vereinbarung lässt die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen unberührt. An die Stelle der unwirksamen 
Bestimmungen tritt rückwirkend eine inhaltlich möglichst gleiche Regelung, die die Interessen der Parteien 
angemessen berücksichtigt, dem Zweck der gewollten Regelung am nächsten kommt und die Grundsätze der 
Billigkeit beachtet.

3. 	 Soweit und solange eine Bestimmung zu zwingenden gesetzlichen Vorschriften in Widerspruch steht, tritt an 
ihre Stelle für die Geltungsdauer der gesetzlichen Vorschrift diese gesetzliche Regelung.

4. 	 Änderungen dieser Vereinbarung bedürfen der Schriftform.

Leipzig, den 	 	 Leipzig, den	
Eigentümer Verein
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Vertragsbeispiel: Gestattungsvereinbarung „Raum“78

Vereinbarung
über die befristete Nutzung eines privaten Gebäudes

HausHalten e.V.
Roßmarktstr. 22, 04177 Leipzig
vertreten durch das Vorstandsmitglied  	
(im Nachfolgenden „Verein“ genannt)

und 		

vertreten durch (bei einer Mehrheit von Nutzern - Vollmacht in der Anlage)

			
(im Nachfolgenden „Nutzer“ genannt)

schließen im Rahmen des Projektes „Wächterhaus“ folgende

Vereinbarung

Präambel

1. 	 Leipzig kämpft, wie auch viele andere Kommunen, seit langem mit den Folgen eines Überangebotes an 
Wohnraum, insbesondere in der Altbausubstanz. Besonders von Leerstand und Verfall betroffene Standorte 
prägen gleichzeitig das Gesicht der Stadt. Hier geht es oft um denkmalpflegerischherausragende Häuserzeilen 
und Einzelgebäude, insbesondere an wichtigen Hauptverkehrsstraßen. Im Herbst 2004 hat sich der Verein 
HausHalten e.V. mit dem Ziel gegründet, an städtebaulich unverzichtbaren Standorten besonders gefährdete 
Gründerzeithäuser im Rahmen von so genannten Gestattungsvereinbarungen mit dem jeweiligen Eigentümer 
mit neuen Nutzungen zu beleben. Insbesondere Nutzern wie Vereinen, Künstlern, Existenzgründern etc. wird 
dabei die Möglichkeit gegeben, das Gebäude mit eigener Initiative zu „bespielen“ oder anderweitig, nicht aber 
zu Wohnzwecken, zu nutzen und damit zu erhalten, zumindest aber den weiteren Verfall der Substanz zu ver-
zögern und damit als „Hauswächter“ zu agieren. Der Verein soll dabei Mittler zwischen der Hauseigentümern 
und nutzungswilligen Dritten sowie der Stadtverwaltung im oben genannten Sinn sein.

2. 	 Das Grundstück
		 		
		 (genaue Bezeichnung, möglichst mit Grundbuchbezeichnung und Flurstückangabe)

		 stand zum Zeitpunkt der Übergabe vom Eigentümer an den Verein größtenteils leer. Dem Verein wurde vom 
Eigentümer dieses Grundstücks dessen Nutzung, insbesondere des darauf befindlichen unsanierten Gebäu-
des, zeitlich befristet und unentgeltlich leihweise gestattet und überlassen. Zu diesem Zweck wurde zwischen 
dem Eigentümer und dem Verein eine Vereinbarung, im Folgenden: „Gestattungsvereinbarung Haus“ ge-
schlossen, die dem Nutzer bekannt ist und ihm in Kopie vor Abschluss dieser Vereinbarung übergeben wurde. 
Dem Nutzer ist insbesondere der bestehende innere Zusammenhang zwischen dieser Vereinbarung und der 
ihr zugrunde liegenden „Gestattungsvereinbarung Haus“ bekannt. Soweit letztere Bestimmungen enthalten, 
die den Nutzer betreffen, werden sie von diesem hiermit ausdrücklich akzeptiert und ebenfalls zur Grundlage 
dieser Vereinbarung gemacht. Es wird von beiden Parteien angestrebt und akzeptiert, dass der vom Verein 

78 Quelle: HausHalten e.V., Demmeringstraße 21, 04177 Leipzig. E-Mail: info@haushalten.org
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mit dem Eigentümer geschlossene Vertrag baldmöglichst auf die Gesamtheit der Nutzer des Gebäudes über-
tragen werden soll. Der Abschluss dieser Vereinbarung und die Nutzung erfolgt im Rahmen des Projektes des 
Vereins „Wächterhäuser“. Die Ziele dieses Projektes sowie die Satzung des Vereins sind dem Nutzer ebenfalls 
bekannt und werden von diesem gefördert. Die Parteien sind sich aber darüber einig, das die Mitgliedschaft 
keine Gegenleistung zur der unentgeltlichen Überlassung aufgrund dieser Gestattungsvereinbarung darstellt. 
In diesem Sinne vereinbaren die Parteien was folgt:

§ 1 Nutzungsdauer- und Umfang

1. 	 Der Verein gestattet dem Nutzer folgende Räume in der oben genannten Liegenschaft mit einer Gesamtfläche 
von ca. 	  qm zeitlich befristet zu kulturellen-, künstlerischen- oder gewerblichen-, 
nicht aber zu Wohnzwecken, zu nutzen. 	  (genaue Bezeichnung der Räume)

2. 	 Die Nutzung erfolgt unentgeltlich, mit Ausnahme etwaig anfallender Betriebskosten, die vom Nutzer nach 
Maßgabe des § 10 dieser Vereinbarung und der „Gestattungsvereinbarung Haus“ zu tragen sind.

3. 	 Die Nutzungsvereinbarung wird auf 	  Jahre geschlossen. Sie beginnt am 	  
		 und endet am 	 . Unberührt hiervon bleiben die Beendigungsgründe gemäß § 11 

dieser Vereinbarung.

4. 	 Der Nutzer wird die Räumlichkeiten als: 	  nutzen. (Bezeichnung des Nut-
zungszwecke, z. B. Galerie, Werkstatt usw.)

5. 	 Der Nutzer hat dem Verein jede nach Abschluss dieser Vereinbarung geplante Nutzungsänderung vorab an-
zuzeigen. Sie bedarf einer vorherigen schriftlichen Zustimmung des Vereins, die nur aus wichtigem Grund 
verweigert werden darf.

6. 	 Die Nutzung von weiteren Räumen, auch von Abstellräumen im Keller oder auf dem Dachboden, ist nicht 
gestattet, kann aber gegebenenfalls gesondert vereinbart werden.

7. 	 Dem Nutzer ist bekannt, dass eine vollständige Nutzung der Liegenschaft erst nach Fertigstellung der unter 
§ 6 genannten Bauleistungen erfolgen kann. Der Nutzer verzichtet gegenüber dem Verein und dem Eigen-
tümer auf sämtliche etwaige Ansprüche wegen einer möglichen Einschränkung der Gebrauchsfähigkeit der 
Räumlichkeiten durch diese oder andere etwaig sich erforderlich machende Baumaßnahmen oder hierdurch 
etwaig entstehende Verzögerungen des Nutzungsbeginns.

8. 	 Genehmigungen, die aufgrund der geplanten Nutzung notwendig sind, insbesondere durch städtische Ämter, 
sind durch den Nutzer vorab und auf dessen Kosten einzuholen.

9. 	 Der Nutzer verpflichtet sich, die Liegenschaft pfleglich zu behandeln und festgestellte offensichtliche Schä-
den dem Verein mitzuteilen. Er hat die im Verkehr erforderliche Sorgfalt eines Mieters walten zu lassen. Er 
haftet hierbei auch für Dritte, denen er Zutritt zu den Räumlichkeiten gewährt.

10. 	 Der Nutzer erhält 	  Schlüssel für die Eingangstür der Nutzungseinheit sowie 	  Hausschlüssel.

§ 2 Zustand des Nutzungsobjektes

Der Zustand der Räumlichkeiten ist dem Nutzer bekannt, er übernimmt diese wie besichtigt und wie sie stehen und 
liegen. Vor der Übergabe ist ein detailliertes Übergabeprotokoll zu fertigen.



123

§ 3 Ausgeschlossene Rechte des Nutzers

1. 	 Dem Nutzer steht kein Recht zur Minderung, zum Schadens- oder Aufwendungsersatz, zur Aufrechnung oder 
zur Zurückbehaltung gegenüber dem Verein zu.

2. 	 Der Verein übernimmt keine Gewähr für die Belieferung mit Elektrizität, Wärme, Wasser oder für die Abwas-
serentsorgung. Dies gilt nicht bei vorsätzlichem oder grob fahrlässigem Handeln des Vereins, des Eigentümers 
oder seiner Erfüllungsgehilfen.

3. 	 Der Verein gewährt keinen Konkurrenzschutz hinsichtlich ähnlicher oder gleicher Nutzungen.

§ 4 Keine Gefahrübernahme durch den Verein

1. 	 Der Verein haftet nicht für Personen-, Sach-, Tier-, Vermögens- oder sonstige Schäden des Nutzers, eventu-
eller Unternutzer, seiner Angehörigen, seiner Besucher, seiner Beauftragten, Erfüllungs- und Verrichtungsge-
hilfen. Dies gilt namentlich für Schäden durch Feuer, Sturm, Überschwemmung, Schäden durch das Gebäude, 
das Grundstück oder infolge des Verhaltens Dritter. Es ist Sache des Nutzers, sich gegen die genannten Schä-
den ausreichend zu versichern.

2. 	 Vorstehender Abs. 1 gilt nicht, wenn der Verein oder seine Erfüllungsgehilfen vorsätzlich oder grob fahrlässig 
handeln.

§ 5 Eigenleistungen des Nutzers

1. 	 Der Nutzer wird das Innere der von ihm genutzten Räume sowie die hierzu gehörenden vorhandenen Holz-
fenster (auch außen) zur Vorbereitung der Nutzung auf seine Kosten mit Ausnahme der unter § 6 genannten 
technischen Installationen (Sanitär, Elektro, Heizung) zu dem vereinbarten Zweck herrichten. Etwaig erfor-
derliche behördliche Genehmigungen für bauliche Veränderungen holt der Nutzer auf eigenen Kosten ein.

2. 	 Der Nutzer ist berechtigt, Eigenleistungen, die dem langfristigen Erhalt des Hauses dienen oder seine Nut-
zungsfähigkeit langfristig verbessern, zu erbringen und die genutzten Räume mit entsprechenden Einrich-
tungen zu versehen. Diese sind in einer gesonderten Aufstellung durch den Nutzer zu erfassen und spätestens 
zwölf Monate nach Abschluss dieser Vereinbarung dem Verein mitzuteilen. Die Aufstellung wird als Anlage 1 
dieser Vereinbarung beigefügt und gibt den Wert der von dem Nutzer erbrachten Eigenleistungen als Grund-
lage einer etwaigen Entschädigung durch den Eigentümer für den Fall einer vorzeitigen Beendigung des 
Nutzungsverhältnisses aufgrund von Umständen, die der Eigentümer zu vertreten hat (§ 11 Absatz 4), an.

§ 6 Bauleistungen des Eigentümers

1. 	 Der Eigentümer wird voraussichtlich bis zum 	  folgende grundlegende Installationen 
herstellen:

BEISPIELE:
•	 Erneuerung der Hauptstränge Wasser und Abwasser
•	 eine nutzbare Sanitärinstallation (je Einheit ein WC)
•	 Wiederanschluss der Elektroinstallation, beziehungsweise Aufputzinstallation von je einer Doppel-

steckdose je Einheit mit 16 A abgesichert
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2.	 Sollten die Bauleistungen des Eigentümers nicht oder nicht vollständig erbracht werden, haftet der Verein 
hierfür nicht.

§ 7 Erhaltung des Nutzungsobjektes/Pflichten des Nutzers

1. 	 Die unter § 6 beschriebenen Baumaßnahmen des Eigentümers hat der Nutzer entschädigungslos zu dulden. 
Sie sind ihm jedoch vom Eigentümer oder dem Verein rechtzeitig, mindestens aber zwei Wochen im Voraus 
anzukündigen.

2. 	 Der Nutzer versichert, eine Haftpflichtversicherung mit einer Deckungssumme von mindestens 100.000,- € 
für Mietschäden abgeschlossen zu haben oder bis spätestens zum Nutzungsbeginn abzuschließen. Er wird 
dies dem Verein unaufgefordert und unverzüglich nachweisen.

3. 	 Der Nutzer verpflichtet sich, gemeinschaftlich mit etwaigen weiteren Nutzern das Gebäude vor Vandalismus 
zu schützen, etwaig erforderliche Vorkehrungen dagegen zu treffen und weitere bauliche Schäden des Ge-
bäudes, insbesondere durch eindringendes Niederschlagswasser unverzüglich dem Verein anzuzeigen. Hierfür 
verpflichtet sich der Nutzer regelmäßig, mindestens jedoch einmal monatlich, sämtliche ihm zugänglichen 
Räume des Gebäudes auf augenfällige Schäden zu kontrollieren. Der Nutzer ist berechtigt, etwaig auftre-
tende kleinere bauliche Schäden in seinem Nutzungsbereich selbst zu beseitigen, soweit dies der Sicherung 
und dem Schutz der Bausubstanz dient. Eine Verpflichtung hierzu trifft ihn jedoch nicht.

4. 	 Wertvolle historische Bauteile des Gebäudes, insbesondere Ausmalungen, Türen und Treppengeländer des 
Treppenhauses sowie Stuck, Holzböden und Innentüren sind zu schützen und unverändert zu belassen. Sämt-
liche Veränderungen an diesen Bauteilen bedürfen der vorherigen schriftlichen Genehmigung des Vereins 
sowie des Eigentümers. Dies gilt auch für Grundrissänderungen, Durchbrüche und sonstige Eingriffe in die 
statische Konstruktion des Gebäudes.

5. 	 Instandhaltungs- oder Instandsetzungsarbeiten, die aufgrund des Gebrauchs des Nutzers veranlasst sind, so-
wie Kleinreparaturen von Bauteilen, die der ständigen Handhabung des Nutzers unterliegen, sind von diesem 
bis zu einer Höhe von 100,- € im Jahr zu erbringen.

6. 	 Der Nutzer übernimmt die Verkehrssicherungspflicht in seinem in § 1 Absatz 1 bezeichneten Nutzungsbe-
reich. Den Verein treffen hinsichtlich der gesamten Liegenschaft keine Verkehrssicherungspflichten.

§ 8 Betretungsrecht

Eine Besichtigung der Liegenschaft und der Räume des Nutzers ist dem Verein sowie dem Eigentümer nach recht-
zeitiger Voranmeldung von mindestens einer Woche jederzeit zu gewähren. Unberührt davon bleibt das jederzeitige 
Betretungsrecht des Vereins, des Eigentümers oder deren Vertreter in Fällen dringender Gefahr.

§ 9 Beendigung der Nutzung

Der Nutzer verpflichtet sich, die von ihm genutzten Räume bei Beendigung der Vereinbarung besenrein zu übergeben. 
Einbauten hat er, sofern mit dem Eigentümer oder dem Verein nicht anders vereinbart, bei Vertragsende auf seine Kos-
ten zu entfernen. Dies gilt nicht für Einrichtungen nach § 5 Absatz 2 dieser Vereinbarung, welche verbleiben können.
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§ 10 Betriebskosten

1. 	 Die Gesamtheit der Nutzer tragen anteilig der genutzten Fläche sämtliche Neben- und Betriebskosten der 
Liegenschaft. Betriebskosten sind dabei sämtliche Kosten, die sich aus § 2 der Betriebskostenverordnung 
ergeben und welche als Anlage 2 zum Inhalt dieser Vereinbarung werden. Der Eigentümer ist gehalten, diese 
so gering wie möglich zu halten. Er ist berechtigt, neu entstehende Betriebskosten im Rahmen ordnungsge-
mäßer Bewirtschaftung und billigen Ermessens nach entsprechender Erklärung mit Beginn des auf die Erklä-
rung folgenden übernächsten Monats auf den Nutzer umzulegen.

2. 	 Die Abrechnung der Betriebskosten erfolgt ausschließlich zwischen dem Eigentümer und dem Nutzer. Dieser 
zahlt direkt an den Eigentümer vierteljährliche Vorauszahlungen, erstmals am

		 	  in Höhe von 	  Euro auf folgendes Konto:
		 Kontonummer: 	
		 Bank: 	  Bankleitzahl: 		 .

3. 	 Die Umlage der anteiligen Betriebskosten erfolgt nach dem Verhältnis der Nutzfläche des Nutzers gemäß 
§ 1 Absatz 1 dieser Vereinbarung zur genutzten Gesamtfläche der Liegenschaft. Abrechnungszeitraum ist 
das Kalenderjahr. Die Abrechnung durch den Eigentümer erfolgt bis spätestens zum 31.12. des Folgejahres. 
Auszahlungen von Guthaben oder Nachforderungen aus der Betriebskostenabrechnung sind innerhalb von 
vier Wochen nach Zugang der Abrechnung fällig.

4. 	 Der Verein wird dem Eigentümer über die in dieser Vereinbarung festgesetzten Betriebskostenvorauszah-
lungen informieren.

5. 	 Die Kosten für Wasser, Abwasser und Heizung (sofern eine Zentralheizung vorhanden ist) werden entspre-
chend den gesetzlichen Bestimmungen durch separate Erfassung des Verbrauchs der jeweiligen Nutzungsein-
heiten abgerechnet, sofern entsprechende Erfassungsgeräte vorhanden sind.

§ 11 Beendigung der Vereinbarung und Entschädigung

1. 	 Diese Gestattungs- und Nutzungsvereinbarung kann von beiden Vertragsparteien mit einer Frist von drei 
Monaten zum Monatsende gekündigt werden. Sie endet automatisch und ohne das es einer Kündigung be-
darf zu dem Zeitpunkt, an dem die dieser Vereinbarung zugrunde liegende „Gestattungsvereinbarung Haus“ 
endet, egal aus welchem Grund. Sie endet jedoch spätestens mit Ablauf des unter § 1 Absatz 1 vereinbarten 
Zeitpunktes. Eine stillschweigende Verlängerung dieser Vereinbarung wird ausgeschlossen.

2. 	 Unberührt davon bleibt das beiderseitige Recht zur außerordentlichen Kündigung aus wichtigem Grund.  
Einen wichtigen Grund stellt insbesondere der Beschluss über die Liquidation des Vereins dar.

3. 	 Die Kündigung bedarf der Schriftform

4. 	 Erfolgt eine vorzeitige Beendigung der „Gestattungsvereinbarung Haus“ aufgrund von Umständen, die der Ei-
gentümer zu vertreten hat, und die ihn nicht zum Ausspruch einer außerordentlichen Kündigung berechtigen 
würden und endet diese Vereinbarung damit ebenfalls vor Ablauf des in § 1 Absatz 3 benannten Zeitpunktes, 
so ist der Nutzer berechtigt, vom Eigentümer, nicht aber vom Verein, eine Entschädigung für die erbrachten 
und bis zur Beendigung des Überlassungsverhältnisses nicht abgenutzten Eigenleistungen zu fordern, sofern 
diese entsprechend § 5 Absatz 2 in Anlage 1 erfasst sind. Die Höhe der Entschädigung bemisst sich dabei nach 
folgender Formel:

		 Aufwendungshöhe dividiert durch Anzahl der Monate der befristeten Überlassung multipliziert mit der An-
zahl der nach Beendigung des Überlassungsverhältnisses verbleibenden Monate.



126

5. 	 Eine Entschädigung bei Beendigung dieser Vereinbarung oder der „Gestattungsvereinbarung Haus“ aus an-
derem als dem in Absatz 4 aufgeführtem Grund ist sowohl gegenüber dem Verein als auch dem Eigentümer 
ausgeschlossen.

6. 	 Es besteht kein Anspruch des Nutzers gegen den Verein auf gerichtliche oder außergerichtliche Verfolgung 
eines etwaigen Entschädigungsanspruchs nach Absatz 4 gegenüber dem Eigentümer.

§ 12 Sonstige Vereinbarungen

1. 	 Die Parteien verpflichten sich, jede Änderung ihrer Anschrift der jeweils anderen Seite unaufgefordert mitzu-
teilen. Bis zum Zugang einer solchen Mitteilung gelten die in dieser Vereinbarung aufgeführten Anschriften 
und Angaben über etwaige Vertretungsverhältnisse bei der Abgabe von Erklärungen jedweden Inhaltes als 
maßgebend.

2. 	 Eine Nutzung der Räume durch andere Personen als den Nutzer ist grundsätzlich untersagt. Sie bedarf der 
vorherigen schriftlichen Genehmigung des Vereins.

3. 	 Namens- und Hinweisschilder darf der Nutzer an den dafür vorgesehenen Stellen in der dafür vorgesehenen 
Größe anbringen. Andere Werbemaßnahmen außerhalb der dem Nutzer zur Verfügung gestellten Räum-
lichkeiten bedürfen der vorherigen Abstimmung mit dem Verein und sind ohne dessen Zustimmung nicht 
erlaubt.

4. 	 Alle Nutzer der Liegenschaft sind zu gegenseitiger Rücksichtnahme verpflichtet. Einzelheiten bleiben einer 
Hausordnung vorbehalten, zu deren Erlass ebenso wie zu deren Änderung der Verein oder der Eigentümer 
nach billigem Ermessen berechtigt ist.

§ 13 Salvatorische Klausel

1. 	 Es bestehen keine mündlichen Nebenabreden zu dieser Vereinbarung.

2. 	 Die etwaige Ungültigkeit oder Undurchführbarkeit einer oder mehrere Bestimmungen der vorstehenden 
Vereinbarung lässt die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen unberührt. An die Stelle der unwirksamen 
Bestimmungen tritt rückwirkend eine inhaltlich möglichst gleiche Regelung, die die Interessen der Parteien 
angemessen berücksichtigt, dem Zweck der gewollten Regelung am nächsten kommt und die Grundsätze der 
Billigkeit beachtet.

3. 	 Soweit und solange eine Bestimmung zu zwingenden gesetzlichen Vorschriften in Widerspruch steht, tritt an 
ihre Stelle für die Geltungsdauer der gesetzlichen Vorschrift diese gesetzliche Regelung.

4. 	 Änderungen dieser Vereinbarung bedürfen der Schriftform.

Leipzig, den 	 	 Leipzig, den	

Verein Nutzer
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